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Einleitung. 


Zwei in verschiedenen Gebieten wurzelnde, die eine dem 
Staatsrecht, die andere dem Kirchenrecht entstammende Ver- 
fassungsaufgaben hat das 19. Jahrhundert in Deutschland ge- 
löst. Das unter dem Einfluss der französischen Revolution 
erwachte Verlangen, mit dem Absolutismus zu brechen und 
das Volk an den Funktionen der Staatsgewalt zu beteiligen, 
findet in der Mehrzahl der deutschen Staaten durch die Ver- 
fassungsform, die sich in Frankreich nach der Rezeption 
des englischen Staatsrechts ausgebildet und von dort!) über 
den Kontinent verbreitet hat, durch den Konstitutionalismus, 
seine Befriedigung. Neben den König tritt die Volksvertre- 
tung, das Parlament mit bestimmten in der Verfassung ver- 
brieften Rechten. 

In den deutschen evangelischen Landeskirchen werden die 
Lehren des von Pfaff und Georg Ludwig Böhmer vertretenen 
Kollegialsystemes in die Wirklichkeit umgesetzt, und das Prin- 
zip, das Recht des dritten Standes zu heben und den Gremeinde- 
mitgliedern wesentliche Befugnisse der Teilnahme an allen 
Ausströmungen des kirchlichen Lebens zu übertragen, führt 
hier im Normalfalle zu einer auf der Verschmelzung °?) zwischen 
Konsistorial- und Synodalverfassung beruhenden Verfassungs- 


!) Ueber die Abhängigkeit der konstitutionellen Theorie Deutsch- 
lands von französischen Anschauungen cf. Jellinek, Gesetz und Ver- 
ordnung S. 72. 

2) ef. Richter (Dove-Kahl), Kirchenrecht, 8. Aufl., S. 176 £. 
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form. Neben das Kirchenregiment des Landesherrn tritt ein 
das kirchliche Volk, die Landesgemeinde repräsentierendes 
Organ, die General-(Gesamt-Landes-)Synode. 

Trotz der ins Auge springenden Aehnlichkeit der histo- 
rischen Resultate wäre es nach dem eben Gesagten falsch, in 
der Schaffung des kirchenrechtlichen Repräsentationsorganes 
einen Ausläufer der staatsrechtlichen konstitutionellen Ent- 
wicklung erblicken zu wollen®). Ebenso unrichtig wäre es je- 
doch, auf der anderen Seite eine Einwirkung des staatsrecht- 
lichen Verfassungsrechtes auf das kirchliche leugnen zu wollen. 
Hier wie da entstand mit der Schaffung der beiden Organe 
die Frage, welche Willensakte kann der Träger des Staates 
bezw. des Kirchenregiments mit und welche kann er ohne 
Beteiligung des Repräsentationsorganes vornehmen? Bei der 
zur Lösung dieses Problems, das zunächst an die Staatsver- 
fassungen herantrat, sich ergebenden Notwendigkeit, die einzel- 
nen Aeusserungen der Staatsgewalt formell nach ihrer Ent- 
stehungsart zu trennen, benutzten die Staatsverfassungen eine 
Ausdrucksweise, die sich bald einbürgerte, indem sie, je nach- 
dem die Willensakte vom Souverän mit oder ohne Mitwirkung 
des Parlaments erlassen werden können, dieselben Gesetze 
oder Verordnungen nannten. 

„Dieser bequemen Terminologie bedienten sich auch die 
neueren Kirchenverfassungen als einer im allgemeinen Ver- 
ständnis. feststehenden“ *), und so wurde der auf dem Boden 
des Konstitutionalismus erwachsene Gegensatz zwischen Gesetz 
und Verordnung in das kirchenrechtliche Gebiet verpflanzt. 


°) Ueber die Notwendigkeit, die Analogie des politischen Repräsen- 
tationssystems und den Ausdruck „kirchlicher Konstitutionalismus“ zu 
vermeiden, cf. v. Schulze-Gaevernitz, Das Preuss. Staatsrecht, 2. Bd., 
2. Aufl, 8. 523. Ueber die Urquelle des Repräsentativprinzips cf. Gierke, 
Johannes Althusius und die Entwicklung der naturrechtlichen Staats- 
theorien, 2. Ausgabe, S. 211—225, inbes. S. 212. 

*) Kahl, Lehrsystem des Kirchenrechts und der Kirchenpolitik, I, 
S. 172. 
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Zugleich mit dieser Uebertragung wurde ein zwischen 
Gesetz und Verordnung stehendes, von der staatsrechtlichen 
Doktrin bald unter dem Titel „provisorisches Gesetz“ zu dem 
Gesetz, bald unter dem Namen „Verordnung mit Gesetzes- 
kraft“ zu der Verordnung gerechnetes Rechtsinstitut in einige 
Kirchenverfassungen übernommen: die Notstandsverordnung ). 

Mit den Notstandsverordnungen, insbesondere mit den 
kirchenrechtlichen Notstandsverordnungen, wird sich die fol- 
gende Arbeit befassen. 

So liebevoll die staatsrechtliche Theorie die Struktur dieses 
Instituts geprüft hat, so stiefmütterlich ist es bisher von der 
Kirchenrechtswissenschaft ®) behandelt worden; und wiederum 
so eifrig sich die staatsrechtliche Doktrin mit der dogmatischen 
Seite der Notstandsverordnung beschäftigt hat, so nachlässig 
hat sie bis vor kurzer Zeit die Erforschung der historischen 
Grundlagen der Notstandsverordnungen behandelt. Dies sei 
zur Rechtfertigung des Planes der vorliegenden Arbeit vor- 
angeschickt. 

Das erste Buch wird die Geschichte des Instituts behandeln. 
Die kirchenrechtlichen Notstandsverordnungen sind Kinder 
der staatsrechtlichen. Der Ursprung der letzteren ist auch 
die Quelle jener. Deshalb werden wir zunächst den Ursprung 
der staatsrechtlichen Notstandsverordnungen und deren weitere 
Entwicklung bis zu ihrer Uebernahme in die Kirchenver- 
fassungen zu schildern, und sodann die Uebernahme des In- 
stituts in das Kirchenrecht sowie seine weitere Geschichte in 
demselben darzustellen versuchen. 

Das zweite Buch enthält den dogmatischen Teil. Es wird 


5) Weshalb von den vielen für das Rechtsinstitut existierenden Be- 
zeichnungen der obige gewählt ist, wird weiter unten 8. 64 begründet 
werden. 

°) Nur bei Friedberg, „Das geltende Verfassungsrecht der evan- 
gelischen Landeskirchen in Deutschland und Oesterreich“, S. 128. 138. 
161. 425, und bei Schoen, „Das evangelische Kirchenrecht in Preussen“, 
S. 440 ff. finden sich einige Bemerkungen über den Gegenstand. 
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zunächst die Struktur der kirchenrechtlichen Notstandsverord- 
nungen betrachten. Eine besondere Berücksichtigung wird 
hierbei das für die älteren Provinzen Preussens geltende Recht 
finden. Denn für das Gebiet der Generalsynodalordnung vom 
20. Januar 1376 dürfte, nachdem seitens der kirchlichen Kreise 
und seitens des preussischen Staatsministeriums über Inhalt, 
Grenzen und Form der kirchenrechtlichen Notstandsverord- 
nungen scharf entgegengesetzte Ansichten ?) geäussert worden 
sind, die Erforschung dieses Rechtsinstituts nicht ohne aktuelles 
Interesse sein. 

Das von den kirchenrechtlichen Notstandsverordnungen so 
gewonnene Bild mit den staatsrechtlichen Notstandsverord- 
nungen zu vergleichen, wird die Aufgabe des Schlusskapitels 
des zweiten Buches sein. 

”) Verhandlungen der ausserordentlichen Generalsynode der evan- 
gelischen Landeskirche Preussens am 30. Juni und 2. Juli 1900 und im 
Anhange zu diesen: Beilage 1, S. 49 ft. 
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Die Geschichte der Notstandsverordnungen im Staatsrecht. 


A. Die Quelle, 


Ih 


Die französische Charte von 1814 und die deutschen Staats- 
verfassungen. 


Sl. 


Von Versuchen, den historischen Ursprung der Notstands- 
verordnungen zu ergründen, sind hier nur zwei zu nennen: 
Bischofs Schrift!) „Das Notrecht der Staatsgewalt“ und Hat- 
scheks?) „Ursprung der Notverordnung“®). Mit Hatscheks 


Il) Bischof, Das Notrecht der Staatsgewalt in Gesetzgebung und 
Regierung historisch und dogmatisch, nach allgemeinem und deutschem 
Rechte erörtert. Giessen 1860. 

2) Hatschek, Der Ursprung der Notverordnung. Ein Beitrag zur 
Rezeptionsgeschichte des englischen Staatsrechts in Grünhuts Zeitschrift, 
Jahrg. 1900, Bd. XXVIL, S. 1. 

3) Spiegels Ausführungen (Die kaiserlichen Verordnungen mit 
provisorischer Gesetzeskraft nach österreichischem Staatsrechte, Wien 1893, 
S. 2), denen sich auch Glatzer (Recht der provisorischen Gesetzgebung 
insonderheit nach preussischem Staatsrecht, Breslau 1899, S. 15—17) 
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Resultaten werden wir uns im folgenden eingehend zu be- 
schäftigen haben. Ueber das Ergebnis Bischofs sei hier kurz 
berichtet. Bischof erblickt die geschichtlichen Grundlagen des 
modernen Notstandsverordnungsrechts in Institutionen des hei- 
ligen römischen Reiches. Ausgehend von dem Satze, in der 
Reichszeit habe es keinem Zweifel unterlegen, „dass zur Zeit 
der höchsten Not sowohl die Landesverträge durch die Reichs- 
stände als auch die Wahlkapitulationen durch die Kaiser ver- 
letzt werden konnten“), sucht er den Nachweis zu führen, 
dass das Recht der provisorischen Gesetzgebung zur Reichs- 
zeit ein Hoheitsrecht der kaiserlichen Krone gewesen sei. 
Die historische Kontinuität zwischen dieser kaiserlichen pro- 
visoria potestas und dem modernen Notstandsrechte des Souve- 
räns erscheint Bischof so klar, dass er unmittelbar nach der 
Darstellung des kaiserlichen Hoheitsrechts mit den Worten 
„auch im heutigen deutschen Staatsrecht wird das Recht der 
provisorischen Gesetzgebung anerkannt“) auf das moderne 
Staatsrecht übergeht. Diesem Versuch, den ungeheueren 
zwischen Einrichtungen des heiligen römischen Reichs und 
den heutigen Verfassungsformen des konstitutionellen Staates 
klaffenden Abgrund überbrücken zu wollen®), hält Hat- 


anschliesst, können als geschichtliche Untersuchungen nicht angesehen 
werden. Spiegel beschränkt sich im wesentlichen auf die Sätze, dass 
weder die ständische Monarchie, noch die Repräsentativmonarchie nach 
dem Muster Montesquieus zu einem Rechte der provisorischen Gesetz- 
gebung gelangen konnten, und dass dies erst ein Produkt der modernen 
konstitutionellen Theorie sei. Ueber die Fehler, die in Spiegels Dar- 
legungen liegen, vgl. Hatschek 1. c. S.3. Uebrigens ist es unzutreffend, 
wenn Hatschek hinsichtlich Glatzers sagt, dass dieser nur die fran- 
zösische Charte von 1830 vor Augen habe, denn die Charte von 1814 und 
ihr Einfluss auf die deutschen Verfassungen vor 1818 ist auch Glatzer 
wohl bekannt (cf. Glatzer 1. c. 8. 17). 

4) Bischof l. c. S. 127 ft. 

5) Bischof l.c. 8. 73 a. E. 

°) Einen ebenso kühnen historischen Sprung wie Bischof macht 
von Oppermann (Notverordnungsrecht der preussischen Verfassung, 
Göttingen 1897). An die Spitze der Arbeit stellt er die Behaup- 
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schek ?) als schlagendes Argument die Tatsache entgegen, dass 
die von dem Einfluss der französischen Charte von 1814 noch 
unberührten Verfassungen, welche die alten ständischen Institute 
zu erhalten suchen, wie die Sachsen-Weimarsche von 1816 
und die Nassausche von 1814 nichts von dieser provisoria 
potestas des Herrschers wissen, dass uns vielmehr das Not- 
standsrecht erst wieder in der Badischen, Württembergischen 
und Hessischen Verfassung, die nicht unter dem Einfluss des 
alten Reichsrechts, sondern der französischen Charte von 1814 
stehen, entgegentritt, und zwar in offenbarer Anlehnung an 
eine diesbezügliche Bestimmung der französischen Charte, 
Die Bestimmung der französischen Charte von 1814, an 
welche die oben erwähnten Verfassungen anknüpfen, ist im 
Artikel 14 (a. E.) enthalten und lautet: „Le Roi .... fait 
les reglements et ordonnances necessaires pour ,.. la sürete 
de l’Etat“. Fast wörtlich scheint hieran die Bestimmung der 
Württembergischen Verfassung®) anzuklingen: „Der König 
hat .. das Recht, ohne die Mitwirkung der Stände ..... in 
dringenden Fällen zur Sicherheit des Staates das Nötige vor- 
zukehren“. Hinsichtlich der aus den Jahren 1818—1348 stam- 
menden Verfassungen, die eine derartige Bestimmung enthalten, 
ist die Beeinflussung durch die französische Charte von 1814 
zu klar°), als dass man an der Quelle zweifeln könnte !°). 
Aber auch bei den unter dem Einflusse der Belgischen 
Verfassung vom 7. Februar 1831, vom Jahre 1848 an, ent- 


tung, dass der Artikel 62 der preussischen Verfassungsurkunde das 
Wiederaufleben des Satzes bedeute, der im römischen Reiche deutscher 
Nation niemals verdunkelt gewesen, während er in den Territorien im 
17. und 18. Jahrhundert geschlummert habe, nämlich des Prinzips, dass 
Gesetze nicht einseitig vom Staatsoberhaupte erlassen werden dürfen, 
IECHD.n2} 

?, Hatschek Il. ce. S. 2. 

8) Württembergische Verfassungsurkunde v. 25. September 1819, $ 89. 

°) Hierzu Jellinek, Recht des modernen Staates, Bd. I, S. 483 ff. 

10) Vgl. die Zusammenstellung der Notstandsverordnungsartikel bei 
Bischof l. ce. S. 74—82. 
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standenen deutschen Verfassungen wird hinsichtlich des Not- 
standsrechts auf die nämliche Quelle zurückzugehen sein. Da 
die Belgische Verfassung im Artikel 67 im Anschluss an die 
Bestimmung des Artikels 13 der französischen Charte von 
1830 „Le Roi... fait les röglements et ordonnances n£ces- 
saires pour l’ex&cution des lois sans pouvoir jamais suspendre 
ni les lois elles-mömes ni dispenser de leur exöcution“ ein 
Notstandsrecht ausschliesst, so ist es wahrscheinlich, dass die 
Notstandsbestimmungen dieser Verfassungen den in den älteren 
deutschen Verfassungen enthaltenen Normen entnommen und 
auch auf die Bestimmung der französischen Charte von 1814 
zurückzuführen sind. Als Quelle des deutschen Notstands- 
verordnungsrechts ist daher der Artikel 14 der französischen 
Charte vom 4. Juni 1814 anzusehen. Es fragt sich nun: 
Woher stammte die Bestimmung der französischen Charte? 


II. 
Der Ursprung des Artikel 14 der französischen Charte von 1814. 


82. 
a) Artikel 14 und die Staatsnotstandstheorie in 
England. 


Dem als Vorboten der Bourbonischen Dynastie in Paris 
einziehenden Grafen von Artois übertrug der französische Senat 
am 14. April 1814!) die provisorische Regierung in der Er- 
wartung, dass der vom Volk heimgerufene König Ludwig XVII. 
die „konstitutionelle Charte“, die der Senat in der Konstitution 
vom 6. April 1814 entworfen hatte, angenommen habe, und 
Talleyrand, der die Botschaft des Senats überbrachte, fügte 
noch hinzu, dass der Senat in der Ueberzeugung, dass die 


') Vgl. hierzu Villöle, M&moires I, S. 241, und M. Faustin- 
Adolphe H&lie, Les Constitutions de la France, Paris 1875—87 (hier 
immer He&lie zitiert), S. 880 fi. 
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Prinzipien des Konstitutionalismus im Herzen des Grafen von 
Artois Wurzel gefasst hatten, diesem die Lieutenance genörale 
übertrage. In der zu Saint-Ouen am 2. (4.) Mai 1814?) ge- 
gebenen Deklaration verkündete der König, dass er zwar den 
vom Senat verfassten Konstitutionsentwurf vom 6. April 1814, 
dem der Stempel der Uebereilung aufgedrückt sei, nicht ak- 
zeptieren werde, dass er aber entschlossen sei, eine „liberale 
Konstitution* anzunehmen, und am Abend desselben Tages 
war es wieder Talleyrand ?), der dem König im Namen des 
Senates öffentlich erklärte, dass eine „konstitutionelle Charte“ 
alle Interessen mit dem Interesse des Thrones verbinden würde, 
und der die Worte hinzufügte: „Vous savez mieux que nous, 
Sire, que de telles institutions, si bien &prouvees chez un 
peuple voisin, donnent des appuis et non des barrieres 
aux monarques amis des lois et pres des peuples“. In 
diesen Worten war der Weg, den die Verfassungsentwicklung 
in Frankreich nunmehr nahm, angedeutet, sie waren der Wink 
für den König, das Geschenk, das er seinem Volke aus der 
Fremde mitgebracht, herauszugeben, und zugleich der Prolog 
zu der nun folgenden Rezeption des englischen Staatsrechts in 
Frankreich. 

Vitrolles*), der Minister Ludwigs XVILL, erzählt in seinen 
Memoiren, dass zur Zeit der Restauration das allgemeine Ver- 
langen nach einer Konstitution sich in dem Wunsche konkre- 
tisierte, die Prinzipien der englischen Verfassung nach Frank- 
reich zu verpflanzen, und dass der Wunsch in dieser Form wie 
eine Fieberkrankheit die Köpfe erhitzte.e Vom Kaiser von 
Russland, der damals in Paris weilte, so berichtet Vitrolles, 
herunter bis zu den Bureaubeamten in den Ministerien habe 
ihn alles von der englischen Verfassung unterhalten, die allein 
den Unbilden der letzten Epochen gegenüber sich als wider- 


2) Villele l. ce. S. 243, H&lie $. 884. 

3) Villele l. c. S. 253. 

4) Vitrolles, M&moires, $. 237 ff.; vgl. auch die hieraus ent- 
nommene Schilderung Hatscheks l. ec. 8. 7 und ®. 
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standsfähig erwiesen hatte, und in der man daher den Grund 
für Englands Wohlstand erblickte. Auch der König?) war 
während seines Aufenthaltes in England zu der Erkenntnis 
gelangt, dass ein Regieren für ihn unter den dem König in 
England auferlegten Bedingungen wohl möglich sei, und hatte 
sich so sehr an den Gedanken eines konstitutionellen König- 
tums gewöhnt, dass sein Minister Beugnot von ihm sagte: 
„Nous devrions remercier la Providence de nous avoir petri 
un Roi d’une päte composee de la plus fine fleur de la farine 
constitutionelle“. 

Die Uebernahme englischer Ideen in die französische Charte 
hier im einzelnen nachzuweisen ®), würde den Rahmen der Ab- 
handlung überschreiten. Nur die wichtigsten Momente wollen 
wir im Anschluss an Hatschek hervorheben. Zunächst ist der 
der Verfassung gegebene Titel auf das englische Vorbild zu- 
rückzuführen ). Nach dem englischen Grundgesetz der Magna 
Charta sollte auch das französische Gesetz seinen Namen führen. 
Die Stellung der gesetzgebenden Faktoren, das Zweikammer- 
system, der Grundsatz der Ministerverantwortlichkeit, das der 
Krone zuerteilte Recht der Kammerauflösung, die Bestimmung 
der Pairskammer als Staatsgerichtshof (Artikel 55), die Ge- 
schäftsordnung des Parlaments, die Budgetnormierung, alles 
dieses ist auf den Einfluss des englischen Vorbildes zurückzu- 
führen. Es dürfte daher nicht übertrieben sein, zu sagen, dass 
fast hinsichtlich aller Bestimmungen der französischen Charte 
von 1814 die Vermutung gilt, dass ihre Quellen in einer Ein- 
richtung des englischen Staatsrechts zu suchen sind, eine Ver- 
mutung, die nach dem oben von der Stellung Ludwigs X VIII, 
zu der Verfassungsfrage Gesagten insbesondere für den Ur- 


5) Vitrolles l. c. 8. 239. 

°) Vgl. Einzelheiten bei Hatschek Il. c. S. 8 und 9; Jellinek, 
Recht des modernen Staates, Bd. I, S. 482. Auch Matter, La disso- 
lution des assemblöes parlementaires. 

) Beugnot, M&moires tome 2, 8.219 „La Grande Charte comme 
en Angleterre ou bien la Charte Constitutionelle“, 
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sprung der die Rechte der Krone normierenden Sätze der 
Charte von 1814 streitet. Die Kronrechte sind vornehmlich 
im Artikel 14 geregelt, und unter ihnen befindet sich auch 
die uns hier interessierende Bestimmung: „Le Roi ... fait les 
reglements et ordonnances n&cessaires pour ... la süret& de 
l’Etat“. 

Die Frage ist: Welches englische Vorbild liegt hier zu 
Grunde? Bei der Beantwortung dieser Frage fassen wir die 
Worte zunächst in dem Sinne, in dem sie von der fran- 
zösischen Praxis von den Ordonnanzen Ludwigs X VIII. bis zu 
den berüchtigten Juliordonnanzen Karls X. im Jahre 1830 
begriffen wurden, und in dem sie von den deutschen Ver- 
fassungen verstanden worden sind®), nämlich als das Recht 
des Königs, zur Zeit des Notstandes für das Wohl des Staates 
Verordnungen zu erlassen. 

Wie steht es mit diesem Rechte in England? Kern der 
Frage ist hier: Kann der König mit einer Order in council 
zur Zeit eines Notstandes auch in Gebiete eingreifen, die be- 
reits durch Parlamentsakte geregelt sind, indem er bestehende 
Rechtssätze suspendiert oder von der Ausführung der Gesetze 
dispensiert? Das englische Staatsrecht gibt uns hierauf eine 
deutliche Antwort. Die im Jahre 1689 abgefasste Bill of 
Rights sagt: „The pretended power of suspending of laws or 
the execution of laws by regal authority without consent of 
parliament is illegal“ (Artikel DJ). 

Nun ist es gewiss unrichtig, in der Bill of Rights eine 
Gesetzesquelle 10) des englischen Staatsrechts in dem Sinne er- 
blicken zu wollen, dass sie beabsichtigte, rechtsverbindliche 
Anordnungen von Rechtssätzen zu geben; sie will nur erklären, 
was Rechtens ist, und ist insofern Rechtsquelle, als sie Recht 


®) Und in dem sie auch Hatschek begreift. 

°) Der 2. Artikel lautet: „The pretended power of dispensing with 
laws or the execution of laws by regal authority as it has been assumed 
and exercised of late is illegal“. 

10) Boutmy, Etudes de droit constitutionel 1885, S. 47 ff. 
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bezeugt. So fasst auch die Parlamentsakte (1 W.&M. st. 2 
c. 2) die „Erklärung der Rechte“ auf, wenn sie sagt, dass 
alles in der Deklaration Verlangte, insbesondere die in An- 
spruch genommenen Rechte und Freiheiten, wahre und un- 
streitige Rechte des englischen Volkes seien!!), Gegen die 
Grundsätze des englischen öffentlichen Rechts hatte König 
Jakob II. verstossen. Jeder einzelne Artikel der Bill ist ein 
Protest gegen ein vom König begangenes Unrecht !?), jede 
Bestimmung durch aktuelle Vorfälle gezeitigt. 

Der Tatbestand, welcher den beiden ersten Artikeln der 
Bill zu Grunde liegt, ist folgender 13): König Jakob II. hatte 
einige seiner römisch-katholischen Beamten !*) von der Ver- 
pflichtung entbunden, den Testeid zu leisten, d. h. den gegen 
die Lehre der Transsubstantiation gerichteten Amtseid ?°), den 
die Act of Test!°) zwecks Fernhaltung der Papisten von 
öffentlichen Aemtern jedem Beamten auferlegte. Das Parla- 
ment hatte hierauf dem König erklärt!”), dass ein solcher 
Dispens von Gesetzen ohne Parlamentsakte einen ungeheuer- 
lichen Eingriff in das gesamte öffentliche Recht bedeute. Von 
dem Parlament so belehrt, suspendierte der König die auf 
Nichtkonformisten bezüglichen Strafstatuten, indem er seine 
Untertanen samt und sonders von ihnen eximierte, und erreichte 
auf diesem Wege hinsichtlich der Papisten dasselbe Resultat 
wie durch die Spezialdispensation von der Testakte. Der 


'!) Hierzu Zitat bei Blaekstone, Commentaries on the laws of 
England, 4. Aufl. 1771, Buch 1:8..128 

'”) Boutmy l. c. 8. 48 „La declaration des droits &tait un veri- 
table cahier de protestations et de griefs“, 

'#) Hierzu Hansard, The Parliamentary History of England, Vol. 
XVI, Sp. 263. 264. 

'*) Insbesondere in einem einen gewissen Sir Edward Hales be- 
treffenden Falle worüber cf. Cox, Institutions of the English government 
London 1863, 8. 24. 

'°) Blackstone l. c., Buch IV, 8. 58. 

16) 25 Car. IL c. 2. 

") Hansard l. c. Sp. 264. 
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König ging so weit, sich in einem von ihm selbst in Szene ge- 
setzten !®) gerichtlichen Verfahren durch feile!?) Richter er- 
klären zu lassen, dass Englands Gesetze Königsgesetze seien, 
und dass die Befugnis, von den Folgen strafrechtlicher Normen 
zu dispensieren, königliche Prärogative sei. So viel über die 
Bedeutung der Bill of Rights im allgemeinen wie im be- 
sonderen der ersten Artikel der Bill als Gelegenheitswerk ?°). 
Noch eine andere, weit höhere Bedeutung hat die Bill of Rights 
für uns. Nach Boutmys trefflichen Worten?!) erblickt man 
hinter diesen fragmentarischen Bezeugungen englischen Rechts 
die Majestät der Gewohnheit, den „Urgrund der Verfassung“, 
und so wird durch die Deklaration der Rechte das Gewohn- 
heitsrecht „mittelbar, durch glaubwürdiges Zeugnis über sein 
Bestehen, erkannt“ ??). Es fragt sich: Welcher Fundamental- 
satz des englischen Staatsrechts steht hinter den ersten Artikeln 
der Bill of Rights? Nach Hatschek keiner, da nach ihm nur 
gegen die Art der Suspendierungsgewalt, wie sie König 
Jakob II. geübt, protestiert werden soll, ohne dass über die 
künftige Art der Suspendierungsgewalt gesprochen wird. Ab- 
gesehen davon, dass Hatschek ??) anscheinend mit einem un- 


231,002) 1} 0.8424. 

19) Hierüber bei Hansard 1.c. Sp. 264 und Cox l. c. 8. 24. Be- 
sonders interessant sind die bei Hansard mitgeteilten Entscheidungs- 
gründe des Urteils. 

20) Boutmy Il. c. S. 69 „Oeuvre de circonstance“. 

21, Bantmy,1.08.,72. 

22) Windscheid-Kipp, Lehrbuch des Pandektenrechts 1900, 
Bd: 17,87 75: 

23) Hatschek berichtet über die Sätze der Bill of Rights, 1. c. 
S. 13, folgendermassen: „Der eine war, der König dürfe nicht von den 
Gesetzen dispensieren, es wäre denn, dass er von der Gesetzgebung dazu 
ermächtigt sei. Der zweite, uns hier besonders interessierende Satz lautete 
wörtlich: „Die vermeintliche Gewalt, von Gesetzen oder deren Ausführung 
zu suspendieren, wie sie der letzte König sich angemasst und ausgeübt 
hat, ohne Ermächtigung des Parlaments, ist ungesetzlich“. Dass dieser 
Text unrichtig ist, ergibt ein Vergleich desselben mit dem oben zitierten 
(S. 11, Anm. 9) Original. Gerade bei der Regelung der Dispensations- 
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richtigen Texte arbeitet, ist die von ihm ausgesprochene Be- 
hauptung an sich unzutreffend, da auch das damalige englische 
Staatsrecht eine Suspendierungsgewalt des Königs überhaupt 
nicht und somit auch nicht Arten derselben, sondern nur An- 
massungen kennt. Nicht gegen die Art°*) des Vorgehens des 
Königs, sondern gegen das Vorgehen an sich protestieren die 
Artikel der Bill. In ein durch Parlamentsakte geregeltes Ge- 
biet, in dem nur wieder Parlamentsakte entscheiden konnten, 
war kraft königlicher Autorität eingegriffen und damit gegen das 
fundamentale Prinzip von dem „Vorrange“ der Parlamentsakte 
verstossen worden. Dieser Grundpfeiler des englischen Staats- 
rechts steht hinter dem ersten Artikel der Bill of Rights; 
es ist der Gedanke, der bei Blackstone seine Formulierung 
in dem Satze findet, dass die Parlamentsakte, d.h. der auf 
Grund der Autorität des Parlaments geltende gemeinschaftliche 
Willensakt beider Häuser des Parlaments und des Königs ?°) 
für England die Betätigung der höchsten irdischen Autorität 
sei, und dass daher, wie Blackstone ?°) in einem der modernen 
Formulierung von der formellen Gesetzeskraft fast gleich- 
wertigen Axiome fortfährt: „It (scl. the act of parliament) 


gewalt, also im Artikel 2, ist der Zusatz „as it has been lately assumed“ 
beigefügt und nicht an der Stelle, wo von der Suspensation gesprochen wird. 

Der 2. Artikel der Bill bedeutet eine Abweichung der Parlaments- 
akte von dem Texte der der Bill zu Grunde liegenden Deklaration vom 
13. Februar 1688, welche mit dem 1. Artikel der Bill übereinstimmt 
und nur neben dem Ausdruck suspending das Wort dispensing enthält 
(By assuming and exereising a power of dispensing with laws and sus- 
pending of laws without consent of parliament), während die Bill über 
die Dispensation als von ganz hervorragender aktueller Bedeutung in 
einem besonderen Artikel spricht. 

Hierzu Hansard ]. c. Sp. 264, wo über den Unterschied zwischen 
der Deklaration und der Bill näheres ausgeführt wird. 

°*) Der Artikel der Bill bedeutet sicherlich nicht: „Es gibt keine 
Suspendierungsgewalt ohne Zustimmung des Parlaments, wohl aber gibt es 
eine solche Gewalt mit Zustimmung des Parlaments“, cf. Anm. 19, S. 30. 

”°) cf. Jellinek, Recht des modernen Staates, S. 649. 

?*) Blackstone, Comm. I. 185. 
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cannot be altered, amended, dispended with, suspended, or 
repealed, but in the same forms and by the same authority of 
parliament: for it is a maxim in law, that it requires the same 
strength to dissolve as to create an obligation.“ 

Dieser Fundamentalsatz des englischen Rechts litt keine 
Ausnahme, und es war vergeblich, wenn die Regierung es 
versuchte, die Grundmauer zu durchbrechen, um in die Lücke 
das Recht des Königs zu setzen, im Falle eines Staatsnot- 
standes auch Verordnungen contra legem zu erlassen. Ein 
solcher Angriff wurde seitens der Regierung unter Georg III. 
im Jahre 1765 unternommen ??), 

Um den Ausbruch einer Hungersnot zu verhüten, hatte 
der König durch eine Order in council den Weizenexport ver- 
boten, dessen Freiheit durch eine Reihe von Parlaments- 
akten ?®), die für das königliche Verordnungsrecht einen Vor- 
behalt nicht enthielten, gesichert war. Diese Verordnung war 
zur Zeit der Abwesenheit des Parlaments erlassen worden. 
Bei der Eröffnung des Parlaments wurde die Massnahme in 
der Rede des Königs erwähnt und der Gegenstand, den sie 
geregelt hatte, der besonderen Sorgfalt des Parlaments emp- 
fohlen. Nachdem die beiden Häuser unter Anerkennung der 
Notwendigkeit der Massregel dem König ihren Dank für seine 
väterliche Fürsorge abgestattet hatten, wurde in den Parla- 
menten eine Indemnity Bill eingebracht, durch welche die 
‚strafrechtliche Verantwortlichkeit der Beamten, die bei der 
Ausführung der königlichen Verordnung mitgewirkt hatten, 
ausgeschlossen werden sollte. Für die Mitglieder des Privy 
Council, die dem König diese Massregel empfohlen, Indemnität 


?”) Hierzu Hansard, The Parliamentary history of England Vol. 16, 
Sp. 235—813. Auf diese Parlamentsakte (7 Geo III c. 7) hingewiesen 
und dadurch den Standpunkt des englischen Rechts klar beleuchtet zu 
haben, ist Hatscheks Verdienst. Eine fast zutreffende Auffassung des 
englischen Rechts tritt auch schon in den Beratungen der preussischen 
Revisionskammer 1849/50 hervor. 

28) Insbesondere 22. Car. II. c. 13. 
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zu verlangen, hielt die Regierung für unnötig, indem sie den 
Standpunkt vertrat, dass die Suspension der älteren Weizen- 
ausfuhrgesetze ein legaler Akt der Krone sei, da der König 
jedwede Parlamentsakte auf Anraten des Privy Council sus- 
pendieren könne, wenn er eine solche Massregel für das Staats- 
wohl erforderlich erachte und das Parlament nicht versammelt 
sei oder nicht versammelt werden könne. Bei der Beratung 
im Oberhause wurde seitens der Opposition die ungeheuere 
Tragweite dieser Doktrin, welche gleichsam die Axt an die 
Wurzel der Verfassung zu legen schien, erkannt und eine der- 
artige Prärogative der Krone aufs energischste bestritten. Und 
mit Erfolg, da die eingebrachte Indemnity Bill durch Hinzu- 
setzung einer Indemnity-Erklärung für die Mitglieder des 
Privy Council vervollständigt wurde 2°). 

Die einzelnen Reden, die bei dieser Gelegenheit im Ober- 
hause gehalten wurden, sind uns nicht überliefert, doch sind 
die Ausführungen der Opposition nachträglich in einer „A Speech 
in behalf of the Constitution against the Suspending and Dispen- 
sing Prerogative“ 3°) betitelten Abhandlung zusammengefasst 
worden. Der darin vertretene Standpunkt ist folgender: 

Die von der Regierung dem Notstandsrecht des Königs 
gesetzte zeitliche Bedingung, dass nämlich ein solches Recht 
nur während der Parlamentsabwesenheit dem König zustehe, 
ist eine Unterscheidung, die an sich wertlos ist und nur be- 
zweckt, dem Parlament die bittere Pille, die es schlucken soll, 
etwas zu versüssen?). Die Möglichkeit, das Parlament zu 


2) Hansard Sp. 247: „In these respects the Bill was amended, 
and made perfect“, 

°0) Diese Rede wurde zwar zumeist Lord Mansfield zugeschrie- 
ben, war aber tatsächlich von Macintosh unter Assistenz von Lord 
Temple und Lord Lyttleton abgefasst, ef. Hansard l. c., Anm. zu 
Sp. 251. Charakteristisch ist insbesondere das sarkastische, der Abhand- 
lung vorgedruckte Zitat: „It is but forty days tyranny at the outside“. 

®!) Der Text bei Hansard Sp. 258 drückt sich hier etwas herbe 
aus: „It is an alleviation of the dispensing power, to sweeten it to your 
lordships, because too nauseous is the full stinking potion“, 
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versammeln, besteht immer, und nur eine ungeheuere Unacht- 
samkeit der Minister kann es dazu kommen lassen, dass es zu 
einer Parlamentseinberufung zu spät ist. Aber abgesehen von 
dieser Tatfrage ist die gemachte Unterscheidung auch aus 
rechtlichen Gründen unhaltbar. Die Parlamentsakte hat wäh- 
rend der Parlamentssession und nach derselben die gleiche 
formelle Kraft, die in ihrer abstossenden Wirkung alle auf 
dem durch die Parlamentsakte geregelten Gebiete ergehenden 
Anordnungen von sich stösst, es sei denn, dass sie von der 
gesetzgebenden Gewalt ausgehen. Die gesetzgebende Gewalt 
steht aber, auch wenn das Parlament nicht versammelt ist, 
niemals beim König. Vielmehr steht das Gesetz über der 
Krone und bindet diese wie jeden Untertanen, gleichviel, ob 
das Parlament versammelt ist oder nicht. 

Auch die andere der Suspensionsgewalt gesetzte Voraus- 
setzung, dass sie eintrete, wenn ein Notstand ??) vorliege, ist 
als objektiver Tatbestand, an den ein Recht der Krone ge- 
knüpft werden kann, nicht anzusehen. Denn darüber, ob ein 
Notstand vorliegt, hat die Krone zu richten. Steht aber die 
Entscheidung der Frage in dem subjektiven Ermessen der 
Krone, so ist es gleichzeitig ihrem Belieben anheimgegeben, 
diese Frage aufzuwerfen, wann es ihr passt, und damit einen 
Notstand in allem zu erblicken, wodurch eine permanente 
Suspensionsgewalt gegeben ist. Eine solche Suspensionsgewalt 
trägt den Keim des Despotismus in sich und ist niemals Kron- 
recht gewesen. 

Da demnach der Erlass der den Weizenexport verbieten- 
den Verordnung kein Akt der Krone innerhalb der konsti- 
tutionellen Schranken der Prärogative ist, so ist er kein Rechts- 
akt, sondern ein Gewaltakt, dessen Rechtswidrigkeit nicht der 
Krone, die kein Unrecht begehen kann, zur Last fällt, sondern 
den Beratern der Krone. Die Mitglieder des Privy Council 
sind hierfür ebenso verantwortlich wie die Beamten, die die 


»2) Hansard 1. c. Sp. 259: „the foundation of necessity“, 
Friedmann, Notstandsverordnungen. 2 
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Verordnung ausgeführt oder ihr Folge geleistet haben °°). 
Nun hat aber das Parlament die Befugnis, die Folgen der 
Rechtswidrigkeit bei einem an sich rechtswidrigen Akte zu 
beseitigen, indem es durch eine Indemnity Bill „die Geltung 
der Rechtssätze für den zutreffenden Fall beseitigt“ ?*). Von 
dieser Befugnis macht das Parlament dann Gebrauch, wenn 
es annimmt, dass derjenige, der das Unrecht begangen, zu 
dieser Tat durch das Motiv geführt wurde, das Wohl des 
Staates zu sichern, und wenn es seine Handlung als diesem 
Zwecke dienlich erachtet. Die Behauptung, dass ein solches 
Handeln der Krone Prärogative derselben, d. h. Glied in der 
Summe der der Krone zustehenden Rechte sei, ist an sich 
widersinnig, da damit der Krone ein Recht auf Unrecht ge- 
geben wäre?5). Unter den Gesichtspunkt eines an sich rechts- 
widrigen, aber dem Staatswohl dienlichen Handelns fällt auch 
die von der Regierung erlassene Notstandsverordnung. Sie ist 
wie es bei Hansard heisst „A mere act of power induced by 
an urgent necessity in the state exceeding the true limits of 
the royal prerogative but that ought for its beneficial effect 
to be approved“. Deshalb soll der Stempel der Rechtswidrig- 
keit, der der königlichen Verordnung so lange aufgedrückt 
bleibt, bis das Parlament den Mitgliedern des Privy Council 


33) Hansard 1. c. Sp. 277. 278. „I do maintain, that in law, and 
legal and constitutional language, the crown has no more right to suspend 
acts of parliament, or to act against them, than any subject... This, 
however, is a distinction totally immaterial, because, according to this 
constitution, there can be no act of the crown, but some subject is respon- 
sible for it as the adviser: and in the matter before us, the Lords of 
His Majesty’s privy council state themselves, justly, as answerable to 
parliament for the act they advised.* 

s4) Haenel, „Das Gesetz im formellen und materiellen Sinne.“ 
Leipzig 1888, S. 270 (174). 

5) Zur Verteidigung war seitens der Regierung, die sich hierbei 
auf Lockes Autorität zu stützen glaubte, das Prinzip „Salus populi 
summa lex“ angeführt worden. Die Inkonsequenz der Regierung, die zu 
gleicher Zeit den Akt als legalen darzustellen suchte, erfährt seitens des 
Redners bei Hansard $. 285/86 eine scharfe Kritik. 
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die Indemnität erteilt, von ihr genommen werden. Die Not- 
standsverordnung soll einer Parlamentsakte gleichgestellt wer- 
den. „It must be confirmed by the sanction of law to give 
it legal force and valid operation“ 3°). Damit ist auf legalem 
Wege das Ziel erreicht, das die Regierung mit ungesetzlichen 
Mitteln angestrebt, indem sie, zu stolz, um aus den Händen 
des Parlaments die Indemnität als Geschenk zu erhalten, es 
versuchte, ein von ihr begangenes Unrecht mit dem die Grund- 
festen der Verfassung bedrohenden Satze zu rechtfertigen, dass 
der König das Recht habe, zur Zeit des Staatsnotstandes Par- 
lamentsakte zu suspendieren. Das ist im Jahre 1766 der von 
Hatschek ?”) mit der Formel „Objektive Staatsnotstandstheorie“ 
so trefflich charakterisierte Standpunkt des englischen Rechts. 
Er ist bis heute noch der nämliche °®) geblieben, da bis heute 


6) Hansard Sp. 256. 

®7) Hatschek |. c. S. 17, im Anschluss an R. Merkel, „Die 
Kollision rechtmässiger Interessen und die Schadenersatzpflicht“. Immer- 
hin ist aber für das englische Staatsrecht daran festzuhalten, „dass der, 
der im Notstand handelt, unter keinen Umständen ein Recht ausübt“ 
nur, dass die „mit der Rechtswidrigkeit gesetzte Strafbarkeit“ für 
denjenigen „qui salvis gravioribus aliis quibusdam juribus minora jura. 
violavit“ (Berner, De impunitate propter summam neccessitatem pro- 
posita) durch die Indemnity-Bill eliminiert wird. Der von Merkell.c. 
S. 40. 42 hervorgehobene objektive Gesichtspunkt, „Das Prinzip des über- 
wiegenden Interesses“, soll aber ein Tatbestandsmerkmal für die Recht- 
mässigkeit der Notstandshandlung bieten. Dies ist, wenn auch das 
objektive Kriterium hier wie da das gleiche ist, ein gewaltiger Unter- 
schied; cf. Merkelll. e. S. 38 £f. 

35) Wir halten es daher für unzutreffend, wenn Jellinek, Gesetz 
und Verordnung, S. 28, die englischen Notstandsverordnungen als „der 
Verordnung kraft Prärogative zugehörig“ bezeichnet. Denn entsprängen 
diese Verordnungen der Prärogative, so wäre ihr Erlass die Ausübung 
eines Rechts und die nachfolgende Indemmity Bill an sich widersinnig. 
Jellinek schliesst sich hierbei anscheinend den Ausführungen Cox’ ].c. 
S. 29 an, der von diesen Verordnungen in dem von der legislativen 
Prärogative der Krone handelnden Kapitel seiner Institutionen spricht. 
Da aber auch Cox, wie aus S. 30, Zeile 11—21 deutlich hervorgeht 
(„Ihose therefore who act under orders in council such as we have been 
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noch die Indemnity-Bill im Gefolge einer Notstandsverordnung 
in England auftritt°?). 

Kehren wir nun zu unserem Ausgangspunkte zurück. 
Der Artikel 14 der französischen Charte von 1814, in dem 
oben (8. 11) präzisierten Sinne verstanden, enthält die Befug- 
nis des Königs, im Falle eines Staatsnotstandes auch Verord- 
nungen contra legem zu erlassen. Dies wird in Frankreich 
1814 als Recht erachtet, in England ist es stets Unrecht ge- 
wesen. Die Divergenz der Anschauungen ist hiernach dar- 
getan. Für die Annahme, dass eine beabsichtigte Abweichung 
vom englischen Rechte vorliegt, fehlt uns jeder Beleg. Hier- 
nach müssen wir zu dem Resultate gelangen, dass ein histori- 
scher Zusammenhang zwischen den Worten des Artikels 14 
(a. E.) und der englischen Theorie des Staatsnotstandes nicht 
anzunehmen ist. 


83. 
b) Hatscheks These über den Ursprung des 
Artikel 14. 


Die Redaktoren der französischen Charte von 1814 haben 
das englische Recht, das sie in die französische Verfassung 
verpflanzt haben, weniger englischen Rechtsquellen selbst ent- 
nommen als vielmehr den Schriften der Kommentatoren des 
englischen Rechts. Dass die englische Regierung das für den 
Fall eines Staatsnotstandes geltende Recht des öfteren ver- 
kannt hat, haben wir im vorhergehenden erörtert. Den Nach- 
weis dafür, dass auch bei den Kommentatoren des englischen 
Rechts ein solches Missverständnis vorgelegen habe und dass 
in ihrem Missverständnis der Ursprung des Artikel 14 der 


last considering have no protection except that given them by Acts of 
Parliament of indemnity“), die Rechtswidrigkeit eines Notstandserlasses 
annimmt, so folgt hieraus, dass die Notstandsverordnung eigentlich nicht 
in dies Kapitel seiner Institutionen hineingehört. 

9) Vgl. die Zusammenstellung solcher Notstandsverordnungen bei 
002170285929. 
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Oharte zu finden sei, sucht Hatschek zu führen. Nach Hat- 
schek finden wir „in den damals viel gelesenen englischen 
Kommentaren von Blackstone, Delolme und Oustance über- 
einstimmend einen Satz, der an einzelnen Stellen beinahe wört- 
lich mit Artikel 14 übereinstimmt“). Dieser nach Hatschek 
die Quelle des Artikel 14 enthaltende Satz handelt von den 
Voraussetzungen, die eine Suspension der Habeaskorpusakte, 
der „zweiten Magna Charta“ ?), ermöglichen, eine Suspension des 
die persönliche Freiheit der Untertanen sichernden englischen 
Gesetzes, 

Hatschek zitiert diese Stelle nach Blackstone und legt auch 
den Blackstoneschen Text?) seinen Ausführungen zu Grunde. 
Hierin schliessen wir uns Hatschek an, wir können aber nicht 
umhin, da es sich auch um eine Frage der Textesinterpre- 
tation handeln wird, die Stelle im Original und nicht, wie 
Hatschek es tut, in einer Uebersetzung*) wiederzugeben. Sie 
lautet bei Blackstone wie folgt: 

„Of great importance to the public is the preservation 
of this personal liberty: for if once it were left in the 
power of any, the highest, magistrate to imprison arbi- 
trarily whomever he or his officers thought proper, (as 
in France it is daily practised by the crown) there would 
soon be an end of all other rights and immunities. Some 
have thought, that unjust attacks, even upon life, or pro- 
perty, at the arbitrary will of the magistrate, are less 


!) Hatscheks Ausführungen enthalten den einzigen, namentlich 
durch die Sammlung des geschichtlichen Materials wertvollen Versuch einer 
historischen Begründung des Notstandsverordnungsrechts. Dies mag die 
Ausführlichkeit der Auseinandersetzung rechtfertigen, die der Verfasser 
den Hatschekschen Thesen gegenüber für geboten hielt. Dass hierbei 
die einschlägigen Quellenstellen oft wörtlich wiedergegeben werden, erklärt 
sich aus der etwas willkürlichen Behandlung, die Hatschek den Origi- 
nalen zuweilen angedeihen lässt. Vgl. S. 13. 23. 34 in uns. Untersuchung. 

2) Blackstone, Com, Bd, IV, S. 432. 

®) Blackstone, Com. Bd. I, S. 136. 

#) Hatschek |. c. S. 10, Anm. 26. 
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dangerous to the commonwealth, than such as are made 
upon the personal liberty of the subject. To bereave 
a man of life, or by violence to confiscate his estate, 
without accusation or trial, would be so gross and no- 
torious an act of despotism, as must at once convey the 
alarm of tyranny throughout the whole kingdom. But 
confinement of the person, by secretely hurrying him to 
goal, where his sufferings are unknown or forgotten, is 
a less public, a less striking, and therefore a more dange- 
rous engine of arbitrary government. And yet 
sometimes, when the state is in real danger, 
even this may be a necessary measure But 
the happiness of our constitution is, that it is 
not left to the executive power to determine when the 
danger of the state is so great, as to render this meas- 
ure expedient. For the parliament only, or legislative 
power, whenever it sees proper, can authorize the crown, 
by suspending the habeas corpus act for a short and 
limited time, to imprison suspected persons without giv- 
ing any reason for so doing. As the senate of Rome 
was wont to have recourse to a dictator a magistrate 
of absolute authority, when they judged the republic in 
which imminent danger. The decree of the senate, which 
usually preceded the nomination of this magistrate „Dent 
operam consules, ne quid respublica detrimenti capiat“ 
was called the senatus consultum ultimae necessitatis. 
In like manner this experiment only ought to be tried 
in cases of extreme emergency; and in these the nation 
parts with its liberty for a while in order to preserve 
it for ever.“ 


In dem mit den Worten „And yet sometimes“ beginnenden 


Satze ist nach Hatschek die Quelle der Schlussworte des Ar- 
tikel 14 der Charte zu suchen. Um diese Behauptung zu er- 
härten, sucht Hatschek zweierlei darzutun: die Notwendigkeit, 
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den Ursprung des Artikel 14 in einer englischen Quelle zu 
suchen und ferner die Notwendigkeit, in Blackstone die eng- 
lische Quelle zu erblicken. Das erste Beweisthema stützt Hat- 
schek folgendermassen: 

Wir wissen, dass in der Verfassungskommission auch 
Männer sassen, die in dem Bestreben, die Charte auf dem 
Fundamente des ancien regime zu errichten, sich gegen Ueber- 
nahme jedes englischen Rechtsinstituts verwahrten. Zu diesem 
antienglischen Kreise gehörte Vitrolles®). Eine Bemerkung 
in seinen Memoiren zeigt, dass die Bestimmung des Artikel 14 
(a. E.) nicht in seinen Gedankenkreis hineinpasst. Dieser Aus- 
spruch Vitrolles lautet?): 


„J’aurais &galement repouss& la definition, dans ce 
möme article du droit qui appartenait au Roi de r&unir 
en sa main tous les pouvoirs dans les moments oü les 
troubles publics l’exigent. Pourvoir au salut de l’Etat 
est un droit naturel imprescriptible qui appartient 
non seulement au Roi de France par tradition, mais par 
la simple raison & tout souverain l&gitime.* 


Hatschek zufolge ist es die „Definition“ des Artikels, die „Be- 
grenzung der königlichen Ordonnancegewalt auf Ausführungs- 
verordnungen und Notfälle, was Vitrolles, dem Absolutisten, 
nicht passt“. Mit Notwendigkeit werden wir hierdurch, so 
folgert Hatschek weiter, „auf den zweiten, damals mächtigeren 
Gedankenkreis gedrängt, auf den englisch-liberalen.* 

Hatscheks Ausführungen ist folgendes entgegenzuhalten. 
Aus dem Umstand, dass Vitrolles die Uebernahme englischer 
Institute in die Charte angreift, kann noch nicht geschlossen 
werden, dass überall da, wo Vitrolles eine Verfassungsbestim- 
mung bekämpft, wir es mit einer englischen Transplantation 


5) l. c. S. 233 ff. insbesondere S. 241. Hatschek |. c. S. 10 gibt 
den oben zitierten Ausspruch Vitrolles unrichtig wieder. Bei Hat- 
schek heisst es: „definition „.. du droit qui appartient au Roi etc.“ 
Vitrolles dagegen sagt: „qui appartenait“, Vgl. hierzu unten 8. 24. 
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zu tun haben. Insbesondere verbietet sich dies Argument im 
vorliegenden Falle, weil aus Vitrolles’ eigenen Worten her- 
vorgeht, dass er das der Krone durch Artikel 14 verliehene 
Recht für französischen Ursprungs hält. Dies folgt aus dem 
Ausdruck „qui appartenait au Roi* und der den Gedanken 
des Imperfektums präzisierenden Wendung „qui appartient au 
Roi de France par tradition“. 

Auch ist es nicht die „Begrenzung“ der königlichen 
Ordonanncegewalt auf Ausführungsverordnungen und Notfälle, 
die Vitrolles bekämpft. Tatsächlich „begrenzt“ zwar der Ar- 
tikel 14 die Ordonnancegewalt auf „ordonnances nöcessaires 
pour. P’ex&cution des lois et la süret6 de l’Etat“. Jedoch er- 
wähnt Vitrolles die Ausführungsverordnungen (ordonnances 
necessaires pour l’ex&cution des lois) mit keinem Wort. Be- 
zweckte Vitrolles eine Bekämpfung der „Begrenzung der 
Ordonnancegewalt“, so wäre ihm entgegenzuhalten, dass er 
sich hinsichtlich der durch die Charte der Ordonnancegewalt 
gezogenen Grenzen im Irrtum befindet. Ein solcher Irrtum 
ist jedoch bei Vitrolles nicht anzunehmen. Weist dies schon 
darauf hin, dass das Wort „Definition“, das Hatschek mit 
„Begrenzung“ wiedergibt, eine andere Bedeutung hat, so ver- 
bietet sich durch den weiteren Inhalt des Vitrollesschen Textes 
diese Uebersetzung. Döfinition du droit und droit imprescriptible 
sind miteinander in Gegensatz gestellt. Vitrolles willmit demoben 
wiedergegebenen Satze den nämlichen Gedanken zum Ausdruck 
bringen, den sein Mitminister Beugnot in folgende Form fasst: 

„O’est pour lui (scl. le chef de l’Etat) un devoir &troit 
que de se placer en pareil cas au-dessus des lois pour 
sauver les lois elles-mömes, et il ne faut pas qu’un tel 
pouvoir soit &crit et encore moins döfini, car il s’en 
affaiblirait“ ©). 

Definition ist hiernach nicht mit „Begrenzung“ wiederzu- 
geben, sondern ist im übertragenen Sinne von Begriffsfassung, 


6) Beugnotll. c, S$. 168. 
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Formulierung gebraucht. Beugnot und Vitrolles tadeln das 
Gleiche: die Definition eines nach ihrer Meinung nicht zu 
formulierenden Rechtes. Beugnot gehörte nun dem „damals 
mächtigeren Gedankenkreise, dem englisch-liberalen“ an. Also 
finden wir in beiden Lagern ’), sowohl bei Vitrolles, dem Ab- 
solutisten, als auch bei dem englandfreundlichen Beugnot, dem 
Konstitutionalisten, die gleiche Abneigung gegen die Fassung 
des Artikel 14. Mithin können wir Vitrolles Stellungnahme 
zu dem Artikel 14, die weder dem antienglischen Kreis eigen- 
tümlich, noch durch Vitrolles’ Hass gegen die englischen In- 
stitute zu erklären ist, nicht als Tatsache betrachten, aus dem 
der Beweis des englischen Ursprungs des Artikels gefolgert 
werden kann. 

Einen weiteren Beleg für den englischen Ursprung des 
Artikel 14 entnimmt Hatschek einem französischen Schrift- 
steller des englandfreundlichen Kreises. Bei Beugnot findet 
er nicht nur eine Indizie, sondern sogar „ein Zeugnis“ für den 
englischen Ursprung des Artikels. Beugnot, so erklärt Hat- 
schek (l. c. 8. 12), „einer der bedeutendsten Redaktoren der 
Charte, sagt vom Artikel 14, sein Inhalt sei um die Zeit des 
Verfassungsausbaues geradezu Gemeinplatz gewesen, wie er 
sich auch sonst in früheren Verfassungen vorfinde. 

Richtig ist an Beugnots Bemerkung, dass der Satz des 
Artikel 14 Gemeinplatz war, unrichtig, dass er sich in früheren 
Verfassungen, wenn darunter französische gemeint sind, vor- 
finde. In keiner gilt ein dem Artikel 14 entsprechender Satz. 
Wohl aber in einer früheren Verfassung, der Verfassung *ar 
&£oyv, der englischen, wie sie uns Blackstone ausmalt.“ 

Zunächst mag es zweifelhaft erscheinen, ob der Ausdruck 


?) Sogar in einer englischen Quelle finden wir die gleiche An- 
schauung, cf. Hansard Vol. XVI, S, 273, wo der Redner zitiert: 

„Ihat is the hidden power in this constitution, which would be lost 
if it was defined, a certain mystery of which a nation may at some 
critical times be (as ours has been) secured from ruin: but then it must 
be kept as a mystery.“ 
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Redaktor der Charte auf Beugnot zutreffe. Beugnot war zwar?) 
königlicher Kommissar in der Verfassungskommission, jedoch 
nicht Redaktor des Verfassungsentwurfs, den die Kommission 
beriet. Von diesen Redaktoren des Entwurfs erwähnt Beugnot 
nur einen einzigen, den Abbe de Montesquiou, der, wie Beugnot 
berichtet), in der ersten Sitzung der königlichen Kommission 
dieser einen Entwurf vorlegte, der fast alle Artikel enthielt, „diein 
der Charte wieder auftauchen und zwar in derselben Einteilung“. 

Beugnots Ausspruch steht in folgendem Zusammenhang. 
Nach Verneinung der Frage, ob es der Zweck der Schluss- 
worte des Artikel 14 gewesen sei, dem Könige im Falle des 
Staatsnotstandes eine Diktaturgewalt zu vindizieren, fährt Beug- 
not mit folgenden Worten fort (S. 166, 1. c.): 


„Je crois pouvoir assurer que telle n’a point &t& V’in- 
tention de la Commission ni des r&edacteurs du projet sur 
lequel la Commission deliberait; ces derniers ont pris cet 
article, comme quelques autres, dans des constitutions 
ant&rieures, oü ils reposaient sans consequence. On 
les voyait reparaitre & toute occasion comme des for- 
mules convenues, et je ne sais pas si cette fois on y 
avait mis plus de reflexion que dans les pr&c&dentes.“ 


Da sich der Ausdruck „ces derniers“ nur auf die Redak- 
toren der Oharte bezieht und Beugnot nicht zu denselben ge- 
hörte, so kann sein Ausspruch nur als Vermutung über den 
Ursprung des Artikels und nicht als „Zeugnis“ in Betracht 
gezogen werden. Aber auch den Ausdruck „constitutions an- 
terieures* in der Weise zu deuten, wie Hatschek es tut, hier- 
unter also die englische Verfassung zu verstehen, weil in keiner 
französischen Verfassung ein dem Artikel 14 entsprechender 
Satz gegolten habe, ist unzutreffend. 


°) Die königlichen Kommissare waren ausser Beugnot: Ferrand 
und Montesquiou. 

°) Beugnot l. c. S. 148: „M. de Montesquiou apporta un projet 
qui renfermait presque tous les articles qui reparaissent dans la Charte 
et avec la m&me division“, 
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In folgenden französischen Verfassungen finden wir eine 
dem Artikel 14 der Charte ähnliche Bestimmung. 


1. Constitution du 3 Septembre 1791, Chapitre 4, Art. 1*: 


„Au Roi est delögu& le soin de veiller ä la süretö ex- 
törieure du royaume, d’en maintenir les droits et les 
possessions“ 19). 


2. Constitution du 5 Fructidor An III, Art. 144: 
„Le Directoire pourvoit, d’apres les lois, & la süret& 
exterieure ou interieure de la Röpublique“ 11), 


3. Constitution du 22 Frimaire An VIII, Art. 47: 


„Le gouvernement pourvoit A la süret& intsrieure et 
A la defense exterieure de l’Etat; il distribue les forces 
de terre et de mer, et en rögle la direction“ !?). 


Aus den weiteren Ausführungen Beugnots dürfte sogar zu 
folgern sein, dass er an den Art. 47 der Const. du 22 Frimaire 
An VIII gedacht hat. Beugnot (l. c. S. 167) meint, dass ein 
Mitglied der Verfassungskommission, das zur Interpretation 
des Artikel 14 (i. f.) aufgefordert worden wäre, als Erklärung 
desselben angegeben hätte: „le pouvoir de porter la force 
publique et de la faire agir soit & l’exterieur, soit & l’intörieur, 
partout enfin oü la süret& eüt &t& menacde*. Beugnot liegt 
es fern, in dem Artikel 14 eine Diktaturgewalt des Königs 
zu erblicken. Eine solche Macht ist seiner Ansicht nach erst 
durch die Praxis in den Artikel hineingelegt worden. Als 
Ausübung der Befugnisse des Artikel 14 denkt sich Beugnot 
wahrscheinlich Anordnungen, ähnlich den „mesures de haute 
police“, „bei denen die vollziehende Gewalt kraft eigener 
Macht handelt“ 1°), Anordnungen, die nach Beugnot zu allen 


10) Helie, S. 285. 
11) Helie, 8. 449. 
12) Helie, S. 581. 
13) Otto Mayer, Theorie des französischen Verwaltungsrechts, 
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Zeiten ein notwendiges Attribut der Exekutivgewalt gewesen 
sind '*). Auch aus Beugnots Ausführungen lässt sich daher 
der Nachweis des englischen Ursprungs des Artikel 14 nicht 
entnehmen !3), und mithin dürfte der Beweis für die Not- 
wendigkeit, den Ursprung des Artikel 14 (i. f.) in einer eng- 
lischen Quelle zu suchen, als von Hatschek nicht erbracht 
anzusehen sein. 

Dass die Möglichkeit besteht, den Ursprung des Artikel 14 
in England und somit auch in Schriften der englischen Kom- 
mentatoren zu suchen, kann jedoch nicht geleugnet werden, 
und somit sind wir in der Lage, Hatscheks weiteren Argu- 
menten zu folgen, mit denen er das zweite Beweisthema, näm- 
lich, dass der oben zitierte Satz Blackstones zum Artikel 14 
der Charte umgeprägt sei, zu erhärten sucht. Zum Beweis 
dafür, dass eine bewusste Anlehnung der Redaktoren der 
Charte an den Blackstoneschen Ausspruch vorliege, führt Hat- 
schek folgende Momente an: 

Zunächst weist er auf „das beinahe wörtliche Anklingen“ 
des genannten Artikels an die Ausführungen der Kommen- 
tatoren hin. Hiergegen ist zu erwägen, dass es sich im Grunde 
genommen nur um die Worte „pour la süret6 de l’Etat“ im 
französischen Text und um die Worte „if the state is in real 
danger“ bei Blackstone handelt, und dass der französische 
Ausdruck, der sowohl die Fälle der utilitas als der necessitas 
umfasst, bedeutend weiter ist als der englische. Demnach 


Jellinek, Gesetz und Verordnung S. 97. Hübler, Organisation der 
Verwaltung, 8. 9. 

") Beugnotl. ce. 8. 167: „Ces reglements et cette disposition de 
la force publique &taient des attributs necessaires du pouvoir ex6cutif 
qu’on les avait de tout temps admis sans discussion.“ 

'°) Der Grund, weshalb Hatschek hervorhebt, dass der Inhalt des 
Artikel 14 zur Zeit des Verfassungsaufbaus nach Beugnot Gemein- 
platz gewesen sei, leuchtet nicht ein; wenn damit gesagt sein soll, zur 
Zeit des Verfassungsaufbaus, d. h. zur Zeit der Rezeption des englischen 
Staatsrechts, so ist der Ausdruck unzutreffend, da Beugnot gar nicht 
an das englische Staatsrecht denkt. 
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kann von einem wörtlichen Anklingen des Artikel 14 an die 
Ausführungen Blackstones nicht gesprochen werden. Einen 
weiteren Fingerzeig für die Absichtlichkeit der Uebernahme 
des Blackstoneschen Satzes folgert Hatschek aus dem Um- 
stande, dass die französischen Juristen der Restauration den 
Artikel 14 (i. f.) beinahe mit den Worten Blackstones, Cu- 
stances und anderer englischer Kommentatoren kommentieren. 
Die Aehnlichkeit der Kommentierungsart liegt nun darin, dass 
sowohl die englischen Kommentatoren wie die französischen Ju- 
risten bei Besprechung des Staatsnotstandes die römische Dik- 
taturgewalt vergleichsweise heranziehen, und dass wir hier 1°) 
wie da den Satz „Oaveant Oonsules“ zitiert finden. Hieraus 
lässt sich jedoch u. E. nichts herleiten; diese Sätze dürften 
fast jedem, Beugnot so gut wie Blackstone, von der Schule 
her vertraut sein; der Umstand, dass sich das Zitat bei den 
französischen wie bei den englischen Kommentatoren findet, 
genügt nicht, um auf eine Abhängigkeit der französischen 
Kommentatoren von den englischen Juristen schliessen zu 
können !?), 

Wäre die von Hatschek behauptete materielle Ueber- 
einstimmung des Artikel 14 mit dem Blackstoneschen Satze 


16) ef. die oben zitierte Stelle bei Blackstone und Beugnotl.c. 
S. 168 (bei Hatschek |. c., Anm. 28). An der Stelle, wo Beugnot 
caveant consules zitiert, kommentiert er übrigens nicht den Artikel 14 
(i. £.), der nach ihm ja eine Diktaturgewalt nicht enthält, sondern spricht 
nur seine Ansichten über die Rechte des Souveräns zur Zeit eines Staats- 
notstandes aus. 

17) So scheint auch bei Multz (corp. jur. publ. 1, cap. 17, $ 1, 
S. 103f. cf. zit. bei Bischof l.c. S. 92) eine ähnliche Erinnerung vor- 
zuliegen, wenn er bei Besprechung der provisoria potestas des Kaisers 
zitiert: „Interim ne res publica quid detrimenti inter istaec sententiarum 
divortia capiat.“ Treffend äussert sich in einer französischen Parlaments- 
verhandlung ein Redner (Duc de Saint-Aignan): „On a parl& des suspects 
de Rome en vertu du Caveant Consules. Quand on fait de ces cita- 
tions d’ecolier, il faut bien se rappeler ce qu’on a dü apprendre aux 
ecoles“, Archives Parlementaires II-ieme Serie, Tome XV, S. 117. 
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zutreffend, so könnten wir über die Schwäche des von Hat- 
schek zur Erhärtung der historischen Kontinuität erbrachten 
Materials hinweggehen. Denn eine Uebereinstimmung mit 
Blackstone, der ja nach Brunners Ausspruch !°) „für das Aus- 
land geradezu Repräsentant der englischen Jurisprudenz ge- 
worden ist“, liesse ohne weiteres auf eine Beeinflussung der 
französischen Juristen durch Blackstone schliessen. 

Hatschek zufolge hat der Ausspruch Blackstones folgen- 
den Inhalt: Zur Zeit eines Staatsnotstandes kann auch in 
England die Diktaturgewalt eine notwendige Massregel werden. 
Wann ein Staatsnotstand vorliegt, bestimmt die Legislative 
und ermächtigt sodann durch ein Suspensionsgesetz die Exe- 
kutive, Massnahmen für die Sicherheit des Staates zu treffen 
(Hatschek 1. c. S. 12, Abs. 3). Eine solche Ermächtigung 
seitens des Parlamentes ist notwendig, da ein Verfassungs- 
grundsatz !°) gilt, inhalts dessen jede Suspendierungsgewalt 
des Königs der Ermächtigung durch das Parlament bedarf 
(8.13 IV, Abs. 2). Durch diese Ermächtigung seitens der 
Legislative erhält die Exekutive (8. 12, Abs. 3) ein sub- 
jektives Recht zu Ausnahmemassregeln (S. 13 Zeile 2), eine 
Diktaturgewalt, die der Macht der römischen Diktatoren ver- 
gleichbar ist. 

Blackstone, so meint Hatschek, gibt den englischen Rechts- 
zustand teils unrichtig, teils ungenau wieder, und durch diese 


18) Brunner, Ueberblick über die französischen, normannischen 
und englischen Rechtsquellen in Holtzendorffs Enzyklopädie. 5. Aufl., 
S. 316. 

19) Auf S. 33 1. c. schiebt Hatschek hinter den Worten „They 
are no part of the constitution“ die Bemerkung ein: „wie Blackstone 
noch meint“. Hieraus wie aus dem Umstande, dass Hatschek unmittel- 
bar nach Skizzierung des Blackestoneschen Gedankenganges zwecks Be- 
richtigung Blackstones in eine Darlegung der Bedeutung der Bill of 
Rights eintritt, glaubte der Verfasser schliessen zu können, das Hat- 
schek Blackstone vorwirft, er habe aus der Bill of Rights fälschlicher- 
weise den oben bezeichneten Verfassungsgrundsatz gefolgert. Vgl. oben 
Anm. 24, S. 14. 
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Unrichtigkeit und Ungenauigkeit ist unser Notstandsverord- 
nungsrecht gezeitigt worden. 

Zunächst erblickt Hatschek in dem von Blackstone heran- 
gezogenen Verfassungsgrundsatz ein Missverständnis der Bill 
of Rights?®), denn diese will nicht zum Ausdruck bringen, 
dass jede Suspendierungsgewalt des Königs der Ermächtigung 
des Parlaments bedürfe, was Blackstone jedoch anzunehmen 
scheint. 

Hatschek gegenüber dürfte hier Folgendes zu erwägen 
sein. Ob Blackstone bei den Worten „But the happiness of 
our constitution etc.“ an die Bill of Rights gedacht habe, mag 
zweifelhaft erscheinen. Aus dem Text selbst geht dies wenigstens 
nicht hervor. Unterstellen wir jedoch, dass ein solcher An- 
klang vorliegt, so geht des weiteren aus dem Texte nicht 
hervor, dass Blackstone an eine Suspendierungsgewalt des 
Königs gedacht habe; denn, wenn er sagt, dass nur „das 
Parlament oder die Legislative durch Suspendierung der Habeas 
Corpus Akte die Krone ermächtigen könne ete.“, so gibt er 
zweifellos dem Parlamente die Suspendierungsgewalt und nicht 
dem König. Der Grund, warum Blackstone dem Parlamente 
diese Befugnis zuschreibt, ist folgender: Die Habeas Corpus 
Akte ist eine Parlamentsakte (31 Car. II, c. 2) und kann da- 
‘her nur auf Grund der Autorität des Parlaments suspendiert 
werden. Dies ist eine sich für Blackstone aus seiner oben 
wiedergegebenen ?!) Grundanschauung von der formellen Kraft 
der Parlamentsakte ergebende Folgerung. Der nämliche Ge- 
danke, der bei Blackstone seine Formulierung in dem oben 
zitierten Satze?!) von dem Vorrange der ‚Parlamentsakte ge- 
funden hat, steht aber, wie wir gesehen haben, auch hinter 
dem ersten Artikel der Bill of Rights. Daher gelangen 
wir zu dem Schlusse, dass, gleichgültig, ob Blackstone bei 
Niederschrift der Worte „But the happiness etc.“ an die Bill 


20) cf. oben Anm. 26, S. 14. 
21) cf. oben 8. 15. 
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of Rights gedacht hat, in seinen Worten keinesfalls ein Miss- 
verständnis der Bill of Rights zu erblicken ist. 

Ein weiteres „Missverständnis“ Blackstones erblickt Hat- 
schek in der von Blackstone der Krone vindizierten Diktatur- 
gewalt. Wir entnehmen Hatschek folgende Sätze (S. 14,151. c.) 
„Die Theorie der suspension of Habeas Corpus Act ist im 
Jahre 1766 durch ausführliche Erörterung im Oberhause fest- 
gelegt worden, auch für alle kommenden Zeiten. Nie erlangt 
durch ein Suspensionsgesetz die Exekutive eine generelle Er- 
mächtigung zu Ausnahmemassregeln, nie eine Diktaturgewalt, 
wie Blackstone vermeint. Und deshalb schildert Blackstone den 
englischen Rechtszustand unrichtig. Zu seiner Entschuldigung! 
Er schrieb 1765 und die Feststellung jener Theorie er- 
folgte 1766*. 

Die Parlamentsverhandlungen, die Hatschek im Auge hat, 
betreffen die oben ??) erwähnte Parlamentsakte 7 Geo III. c. 7. 
Die einschlägige Stelle geben wir nach Hansard Vol. 16 8. 286 
wörtlich wieder: 


„And here, my lords, J would ask by the way, if 
ever the principle of salus populi was made, or pretended 
to be made, a ground for the crown’s assuming or exer- 
cising a power to suspend the Habeas Corpus Act by 
order of council, though nothing, perhaps, more directly 
concerns the safety of the state on some occasions; and 
therefore it is the first thing parliament does in emer- 
gencies of imminent danger? These suspensions are, 
J hope, the only species of dictatorial power that 
this government is acquainted with. But thank God, 
they are no part of the constitution, nor do they depend 
of the pleasure, ore even the discretion of the crown. One 
noble lord has, indeed, mentioned the dictatorial power 
in the debate, and endeavoured to assimilate this act of 
the crown, of suspending the laws for the exportation 


22) Vgl, 8. 15 #. 
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of corn, to it. But surely, after saying what I said of 
the suspension of the Habeas Corpus, as totally beyond 
the power of the crown, it is needless to give any 
other answer to this attempt to compare the 
crown’s suspending these laws with the dictato- 
rial power among the Romans. If the suspending 
or dispensing power of the crown were any part of 
this constitutionit would indeed be a dictatorial 
power with a witness; and a perpetual one too: 
so that we should be so much worse than the Romans 
were, as their constitution slept only during the existence 
of the dietatorial power, which was but short, and ex- 
pressly given by the senate; where as ours, without the 
intervention of our senate, would at once and for ever be 
destroyed totally“. 


Das Hauptgewicht scheint Hatschek ??) auf den Passus 
zu legen, wo der Redner eine Vergleichung der Suspension 
„dieser Gesetze“ mit der Diktaturgewalt der Römer für un- 
zulässig erklärt. Unter „diesen Gesetzen“ scheint Hatschek 
sowohl die Habeas Corpus Akte, wie die Kornexportgesetze 
zu verstehen, und er zieht die Folgerung, dass sowohl im 
Falle der suspension of Habeas Corpus Act wie in sonstigen 
Fällen der Staatsnot (Budget-Ueberschreitung, Gefahr einer 
Hungersnot) jede von der Regierung zur Abwehr des Staats- 
notstandes vorgenommene Handlung rechtswidrig sei, wenn 
sie das geltende Recht überschreite, dass mithin auch im 
Falle der Suspension der Habeas Corpus Akte ein Recht der 
Regierung, Massregeln zum Wohle des Staates zu treffen, 
nicht bestehe und demnach auch bei der Suspension der 
Habeas Corpus Akte von einer Diktaturgewalt der Krone 
nicht gesprochen werden könne. 

Folgen wir der Hatschekschen Interpretation, so können 
wir nicht umhin festzustellen, dass der Redner in der oben 


23) Wenigstens geht dies aus dem ‚gesperrten Druck hervor. 
Friedmann, Notstandsyerordnungen. 
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zitierten Stelle sich selbst widerspricht. Denn unmittelbar 
nach Erwähnung der Suspension der Habeas Corpus Akte 
sagt der Redner, dass diese Suspension der Habeas Corpus Akte 
die einzige Art von Diktaturgewalt sei, die der Regierung 
verliehen worden sei. Er zieht hier also selbst einen Ver- 
gleich mit der Diktaturgewalt, den er nach Hatschek wenige 
Zeilen tiefer verwirft. Ein Vergleich des Hatschekschen 
Zitates (l. c. S. 33) mit dem Original dürfte zur Lösung des 
Widerspruches führen. Bei Hatschek fehlen am Ende des 
ersten Satzes die Worte von „though nothing“ an bis „immi- 
nent danger“. Durch Weglassung dieser Worte muss jedoch 
der Sinn der Stelle verwirrt werden. Denn der Kontrast, den 
der Redner zum Ausdruck bringen will und vornehmlich durch 
die von Hatschek fortgelassenen Worte ausdrückt, ist folgen- 
der: Suspensionen der Habeas Corpus Akte sind niemals durch 
Order of council vorgenommen worden, sondern stets durch 
das Parlament. Sie hängen daher nicht von dem Belieben 
der Krone ab, sondern vom Ermessen des Parlamentes. Die 
Suspension der Kornexportgesetze war aber ohne vorherige 
Genehmigung des Parlamentes (without the intervention of 
our senate) vorgenommen worden. Wenn der Redner daher 
einen Vergleich der Suspension „dieser Gesetze* mit der Dik- 
taturgewalt der Römer für unzulässig erklärt, so ist das 
Demonstrativum „these“ nur auf die wenige Zeilen vorher 
erwähnten laws of exportation of corn und nicht zugleich auch 
auf die Habeas Corpus Akte zu beziehen. Demnach stellt der 
Redner die Suspension der Kornexportgesetze auf eine andere 
Stufe als die Suspension der Habeas Corpus Akte und erklärt 
ausdrücklich, dass bei letzterer nach vorhergehender Intervention 
des Parlaments eine Diktaturgewalt der Krone eintrete. Was 
unter dieser Diktaturgewalt zu verstehen ist, werden wir weiter 
unten sehen. Hier sei nur festgestellt, dass auch der Redner 
nichts Anderes sagt, als was Hatschek Blackstone sagen lässt. 

Wo spricht nun Blackstone von der Diktaturgewalt der 
Krone? Nach Hatschek anscheinend in dem Satze: „And 
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yet sometimes, when the state is in real danger, even this 
may be a necessary measure*. Das Demonstrativum „this“ 
bezieht Hatschek ?*) auf das vorhergehende „arbitrary govern- 
ment“ und entnimmt dem so vervollständigten Satze den Sinn: 
Zur Zeit eines Staatsnotstandes kann selbst die Diktaturgewalt 
eine notwendige Massregel sein. Massregel als Prädikat der 
Diktaturgewalt und „arbitrary government“ als Bezeichnung 
für Diktaturgewalt, beides kann sprachlich nicht als besonders 
glücklich angesehen werden. Bei näherer Betrachtung der 
Blackstoneschen Stelle dürfte sich sogar die Uebersetzung von 
„arbitrary government“ mit Diktaturgewalt verbieten. Stellen 
wir die im vorgehenden enthaltenen Ausdrücke „to imprison 
arbitrarily“, „arbitrary will of the magistrate“, „act of des- 
potism“ „alarm of tyranny“ zusammen, so sehen wir, dass die 
Bezeichnung „engine of arbitrary government“ von Blackstone 
nur zum Zwecke des Ausdruckswechsels gebraucht worden ist. 
„Engine of arbitrary government“ ist Synonym von „act of 
despotism“ und soll einen Akt der Willkürherrschaft bezeichnen. 
Nach der Hatschekschen Interpretation würde sich daher Black- 
stone „der Repräsentant für die englische Jurisprudenz im 
Auslande“ plötzlich als Verteidiger des Despotismus entpuppen! 

Die Beziehung des Demonstrativums „this“ auf „arbitrary 
government“ ist nun durchaus nicht notwendig; vielmehr er- 
hält der Satz, wenn wir das „this“ auf die vorangehenden 
Worte „confinement* ?5) bis „goal“ beziehen, einen weit an- 
nehmbareren Sinn. Demnach besagt die Stelle, dass im Falle 
eines Staatsnotstandes in England Abweichungen von dem 
Recht der Habeas Corpus Akte, der „zweiten Magna Charta“, 
notwendig werden können. In Uebereinstimmung damit be- 
zeichnet Blackstone?‘) auch als Inhalt der seitens der Legis- 


24) So ganz deutlich Hatschek 1. c. Anm. 26, wo er hinter das 
„this“ die Worte „the arbitrarly government“ in Klammern setzt. 

25) Vgl. den oben 8. 21 f. zitierten Text. 

26) Es soll hier keineswegs bestritten werden, dass Blackstones 
Darstellung Ungenauigkeiten enthält. Zunächst ist es nicht richtig, wenn 
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lative der Regierung gegebenen Ermächtigung die Befugnis, 
„verdächtige Personen ohne Angabe des Grundes einzu- 
kerkern“. 

Noch eins bedarf der Erklärung: Der Vergleich, den 
Blackstone zwischen dieser Befugnis der Krone und der Dik- 
taturgewalt der Römer zieht. Nicht den Inhalt der Befugnis, 
die bei dem römischen Diktator eine unbegrenzte Machtfülle 
ist, während sie bei der englischen Regierung nur in der Er- 
mächtigung besteht, von einem bestehenden Gesetze abzu- 
weichen, will er vergleichen. Die Vergleichspunkte sind viel- 
mehr folgende: Hier wie da wird die ausserordentliche Be- 
fugnis nur in dem Falle eines drängenden Staatsnotstandes 


Blackstone von einer „Suspension“ der Habeas Corpus Akte spricht. 
Denn die Habeas Corpus Akte als solche blieb in Geltung, und an sich 
war jede Handlung, die unter Abweichung von ihr vorgenommen wurde, 
rechtswidrig. Sodann übersieht Blackstone, wie Hatsckek hervorhebt, 
die einer Suspension der Habeas Corpus Akte regelmässig nachfolgende 
Indemnity Bill. Auch ist es dem Verfasser nicht gelungen, bei Black- 
stone eine Erwähnung des Rechtsinstitutes der Indemnity Bill zu finden. 
Sonderbarerweise zitiert Cox 1. c. an zwei Stellen auf die Indemnity 
Bill bezügliche Aussprüche Blackestones. Beide Stellen sind für uns 
von Interesse. Denn die eine betrifft die der Suspension der Habeas 
Corpus Akte nachfolgende Indemnity Bill, die andere die bereits mehr- 
fach erwähnte Indemnity Bill 7 Geo III c. 7. 

Auf 8.447 heisst es bei Cox l. c. „... leaving, however to the 
magistrate or person committing all the responsibility attending an illegal 
imprisonment. It has been common therefore, says Blackstone, to pass 
Acts of Indemnity subsequently, for the protection of those who either 
could not defend themselves in an action of false imprisonment without 
making improper disclosures of the information on which they acted, or 
who had done acts not strietly defensible, though justified by the neces- 
sity of the moment“. $S. 613 schreibt Cox: „But Blackstone is of 
opinion that a proclamation to lay an embargo in times of peace upon 
all vessels laden with wheat, though in a time of public scareity, is con- 
trary to law, and particularly to the statute 22 Car. II c. 13; and there- 
fore (he adds) the advisers of such a proclamation, and all persons acting 
under it, found it necessary to be indemnified by a special Act of par- 
liament 7 Geo III c. 7“. Leider lassen sich aber diese Stellen bei 
Blackstone nicht nachweisen, 
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erteilt und zwar in Rom durch den Senat, in England durch 
das Parlament. Ferner liegt eine Aehnlichkeit darin, dass in 
Rom wie in England die ausserordentliche Befugnis nur für 
eine ganz kurze und bestimmte Zeit verliehen wird. Und die 
nämlichen Vergleichspunkte hat der Redner bei Verhandlungen 
der Parlamentsakten 7 Geo III c. 7 im Auge, wenn er von der 
Diktaturgewalt spricht ?”). 

Die historische Kontinuität zwischen dem Artikel 14 (i. f.) 
der französischen Oharte und dem Satze der englischen 
Kommentatoren erblickt Hatschek nur darin, dass, wenn die 
englischen Kommentatoren, insbesondere Blackstone, der An- 
sicht sind, dass die Exekutive durch die Ermächtigung seitens 
des Parlamentes ein subjektives Recht, eine Diktaturgewalt 
erlange, der Artikel 14 dem König eine solche Diktaturgewalt 
geradezu verleihe. Gelangen wir aber zu dem Resultate, dass 
Blackstone nicht der Ansicht ist, dass der Exekutive eine 
Diktaturgewalt, eine generelle Ermächtigung zu Ausnahme- 
massregeln gegeben werde, so müssen wir diese historische 
Kontinuität bestreiten und somit Hatscheks These über den 
Ursprung der Notstandsverordnung fallen lassen. Es fragt sich 
nun, welche Erklärung des Ursprungs des Artikel 14 (i. £.) 
wir an die Stelle der Hatschekschen zu setzen haben. 


84. 
c) Artikel 14 und die englische Theorie von der 
Prärogative. 


Als das Nächstliegende möchte es erscheinen, die bereits 
oben erwähnten, etwas Aehnliches wie der Artikel 14 der Oharte 
besagenden Bestimmungen älterer französischer Verfassungen 
als Quelle des Artikel 14 anzusehen, eine Ansicht, die wir 


27) Insbesondere sprechen für unsere Ansicht die von dem Redner 
(cf. oben $. 33) hinter den Ausdruck dictatorial power gesetzten Werte: 
„which was but short, and expressly given by the senate“. 
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bereits bei Beugnot!) vorgefunden haben. Eine Aehnlichkeit 
im Ausdruck liegt, wie bereits oben erwähnt, unzweifelhaft vor, 
jedoch dürfte Folgendes zu erwägen sein: 

Zwar taucht in der Konstituante wie in der Direktorial- 
verfassung und Konsularverfassung regelmässig eine Bestim- 
mung auf, durch die die Sorge für die Sicherheit des Staates 
der Regierung anvertraut wird, jedoch sind die Worte immer 
verschieden zu interpretieren, je nachdem die betreffende Ver- 
fassung das freitätige Element in der Regierung betont oder 
zurücktreten lässt. 

In der Konstituante soll der König wohl für die Sicher- 
heit des Staates Sorge tragen, aber „so viel als möglich in 
Ausführung bestimmter Gesetze und so wenig als möglich auf 
Grund allgemeiner verfassungsmässiger Vollmachten“ ?); denn 
die doktrinäre Konstituante ist jedem freitätigen Elemente in 
der Regierung abgeneigt. 

In der Direktorialverfassung finden wir die Sicherheits- 
befugnis als ein „d’aprös les lois* wirkendes Polizeiverordnungs- 
recht wieder; in der Vorbotin des Cäsarismus, der Konsular- 
verfassung, tritt sie uns als ein „sachlich unbeschränktes, nur 
am Gesetze seine Grenze findendes, in Wirklichkeit über das- 
selbe hinausgehendes Polizeiverordnungsrecht“ ?) entgegen. 

Entdecken wir nun wieder eine ähnlich lautende Bestim- 
mung in der zur Zeit der Rezeption des englischen Rechtes 
entstandenen Charte von 1814, so liegt die Vermutung nahe, 
dass die Bedeutung der Worte sich auch hier wieder der Zeit- 
strömung angepasst habe, die aus England den Begriff der 
Prärogative als Bezeichnung für das freitätige Element in der 
Krone nach Frankreich hinübergebracht hatte. 

Was uns insbesondere hindert, die Worte „pour la sürete 
de l’Etat“ in dem Sinne, der ihnen in der Direktorial- und 


1) cf. oben S. 27 ff., ebenda die einschlägigen Bestimmungen der 
älteren französischen Verfassungen. 

2) Jellinek, Gesetz und Verordnung, S. 86. 

®) Jellinek 1. c. S. 98. 
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Konsularverfassung innewohnt, zu verstehen, also darunter ein 
Polizeiverordnungsrecht zu begreifen, wie Jellinek t) es tut, ist 
folgendes: 

Während die Direktorial- und Konsularverfassung un- 
mittelbar neben der Befugnis, für die Sicherheit des Staates 
zu sorgen, die Zwangsgewalt°) anführen, fehlt eine solche Er- 
wähnung in der Charte, und dies bestärkt uns in der Annahme, 
dass die Sicherheitsbefugnis in die Charte mit einer neuen 
Färbung eingeführt sei. 

Um den Sinn der Schlussworte des Artikel 14 zu er- 
mitteln, fassen wir zunächst den Artikel 14 als Ganzes ins 
Auge. Er lautet: °) 


„Le Roi est le chef supr&me de l’Etat, commande les 
forces de terre et de mer, declare la guerre, fait les 
traites de paix, d’alliance et de commerce, nomme ä tous 
les emplois d’administration publique et fait les rögle- 
ments et ordonnances necessaires pour l’ex&cution des lois 
et la süretö de I’Etat“. 


Hier werden also einmal die Befugnisse des Königs auf- 
geführt, die ihm bei dem Verkehr der französischen Nation 
mit fremden Nationen zustehen, und es folgen sodann die auf 
die inneren Angelegenheiten bezüglichen Rechte des Königs. 
Daher können wir unbedenklich mit Hatschek (l. c. S. 12) fest- 
stellen, „dass der Artikel 14 ausschliesslich die königliche 
Prärogative in ihre Befugnisse zerlegt und zwar ganz nach 
englischem Vorbilde“. Denn legen wir die Einteilung der 
Kronrechte, die wir bei Blackstone ”) finden, zu Grunde, „The 
prerogatives of the crown respect either this nation’s intercourse 


%) Jellinek ]l. c. S. 92. 

5) Hinsichtlich der Konsularverfassung vgl. oben S. 27 insbesondere 
den dort wiedergegebenen Ausspruch Beugnots. In der Direktorial- 
verfassung fährt der Artikel 144 mit den Worten fort: „Il dispose de 
la force armee“. cf. Heliel.c. S. 449. 

°), Heliell. c. 8. 837. 

”) Blackstonell c. Vol. I, S. 252. 
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with foreign nations or its own domestic government and civil 
polity*, so sehen wir, dass die Einteilung der Kronrechte in 
der Charte dem englischen Vorbilde entspricht. Zweierlei lässt 
sich nicht klassifizieren, die zu allgemein. gefassten Anfangs- 
worte „Le Roi est le chef supr&me de l’Etat“ und die schon 
mehrfach zitierten Schlussworte des Artikels. Anfangs- und 
Schlussworte des Artikels fassen wir zusammen und fragen 
uns, ob wir in der englischen Theorie von der Prärogative 
etwas dem so gebildeten Satze Aehnliches finden. 

Gegen zwei Einwendungen, die gegen uns an dieser Stelle 
erhoben werden könnten, wollen wir uns hier verwahren. Der 
erste Einwand wäre der, dass die Zusammenstellung der An- 
fangs- und Schlussworte des Artikels eine Willkürlichkeit sei. 
Wir haben uns hierin jedoch nur einem Manne angeschlossen, 
dem es kraft seines Amtes oblag, sich mit dem Artikel 14 
eingehend zu beschäftigen, Decases, der unter Ludwig XVII. 
zur Zeit des Inkrafttretens der Charte die Stellung des Ministers 
de la police generale bekleidete. Dieser sagt bei Gelegenheit 
einer französischen Parlamentsverhandlung (18. X. 1815) 8): „La 
Charte royale les a consacr&s ces principes. En proclamant 
le Roi chef supr&me de V’Etat, charg& de veiller & la sürete 
publique, elle reconnait en lui le droit et le pouvoir de faire 
ce qui est necessaire pour remplir cette täche immense“. 

Der zweite Einwand wäre der, dass es den englischen 
Einfluss überschätzen hiesse, wenn man den Redaktoren der 
Charte zumutete, dass sie sich in die Theorie der englischen 
Prärogative vertieft hätten. Jedoch glauben wir, dass gerade 
bei den die Prärogative betreffenden Regeln die Annahme 
solcher Vorarbeiten berechtigt sei. Denn „als erste Pflicht 
des Königs gegen seine Völker“ wird es in den die Charte 


°) Archives parlementaires II-ieme Serie, Bd. 15, 8. 78. Vgl. auch 
Arch. parl. Hiöme Serie, Bd. 56, S. 67, wo ein Redner (Comte Simeon) 
hinsichtlich der Schutzbefugnis ausführt: „Il n’est donc pas besoin que 
la loi lui fasse une r&serve de ce qu’il tient de chef supr&me de l’Etat 
et de la Charte“, 
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einleitenden Worten bezeichnet „de conserver pour leur 
propre interet les droits et les pr&rogatives de notre 
couronne“, 

Neben dem Begriff der Prärogative als Inbegriff der 
Rechte, „welche dem König ohne Mitwirkung und ohne Kon- 
trolle der Stände zustehen“ °) finden wir in der englischen 
Theorie noch eine andere, der erstgenannten Formulierung des 
Begriffes zunächst fremdklingende Bestimmung der Prärogative. 
Locke, dessen Name mit der Theorie der Prärogative in Eng- 
land unzertrennbar verbunden ist, definiert die Prärogative als 
die Gewalt für das öffentliche Wohl da zu gebieten, wo die 
Gesetze schweigen, ja oft in Widerspruch mit den Gesetzen 1°), 

So sagt Locke: „prerogative is nothing but the power 
of doing public good without a rule*!!). In dem Bestreben, 
alle Erscheinungen des öffentlichen Lebens auf das Prinzip 
„salus populi suprema lex esto“ zurückzuführen, sucht Locke 
eine Erklärung für die der Krone zustehenden Rechte zu ge- 
winnen. Der König nimmt nach Locke dem Volke gegenüber 
eine ähnliche Stellung ein wie der Vater in der Familie !?), 
Er ist Haupt des Staates wie der Vater Haupt der Familie 
und hat daher, wie der Vater für das Wohl der Familie zu 
sorgen hat, für das Wohl des Volkes des Staates Sorge zu 
tragen. Um diese Aufgabe zu erfüllen, sind dem Könige be- 
sondere Befugnisse gegeben, jedoch verfolgen alle diese dem 
Könige zustehenden Rechte die gleiche Tendenz und bilden 
daher nur alle zusammen ein Recht, nämlich das Recht des 
Königs, für das Wohl des Staates zu sorgen. So werden die 


al eilinekelre- 8.22, 

10) Locke, Two treatises of government, 1772, II, $ 160. 

2: Locke'%.cr$:1066. 

12) So folgt bei Locke unmittelbar auf das von der königlichen 
Prärogative handelnde Kapitel 14 ein Kapitel mit der Ueberschrift „Of 
paternal, political and despotical power, considered together“ und hier 
findet sich ($ 170 1. c.) der charakteristische Satz: „Paternal power is a 
natural government“, 
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beiden Begriffe Prärogative, die zunächst inkompatibel er- 
scheinen, da der eine als eine Summe von Rechten begrifflich 
begrenzbar, der andere als das aus der Stellung als Oberhaupt 
des Staates folgende Recht, für das Wohl des Staates zu sorgen, 
begrifflich unbegrenzbar ist, miteinander vereint. 

Auf die Erfassung der Prärogative als des dem König als 
Staatsoberhaupt zustehenden Schutzrechts führen wir die Schluss- 
worte des Artikel 14 zurück. Dass dieser Begriff der Präroga- 
tive dem mutmasslichen Redaktor der Charte, dem Abbe de 
Montesquiou !?), bekannt war, glauben wir aus folgenden Worten 
Montesquious entnehmen zu können, die einer bei Gelegenheit 
der Diskussion der Charte in der Verfassungskommission von 
Montesquiou gehaltenen Rede entnommen sind. Nach dem 
Beugnotischen Zitat lauten die Worte: 

„Je dois ... soutenir le concours des articles propos6s 
dans l’inter6t de la prö&rogative royale et dans celui du 
pays ... aussi le Roi, qui a profondöment me&dit& sur cet 
article fondamental de la monarchie, nous a-t-il declar& que 
jamais il ne se döpartirait d’un droit inhörent & sa Couronne, 
et qu’il tient pour l’une des bases essentielles de l’ordre 
public et la premitre condition de la tranquillit& de 
ses peuples“ 1%), 

Somit gelangen wir zu folgendem Ergebnis: 

Die Worte „pour la süret6 de l’Etat“ bedeuten so viel 
wie „pour le salut de V’Etat“, und Anfangs- und Endworte des 
Artikel 14 stellen keinen Rechtssatz dar, sondern lediglich eine 
Ausführung, die den Begriff der Prärogative entwickeln soll. 
Dass schon bei Redaktion der Charte den Worten der Sinn 
einer Diktaturgewalt im Falle des Notstandes innegewohnt 
habe, nehmen wir nicht an. Denn mit Recht bemerkt Beugnot?>), 


13) Vgl. oben $. 26. 

‘4 Beugnotl. c.8.170. Auch Vitrolles l.c. $. 260 berichtet 
über diese Rede Montesquious. Es heisst beiihm: „M.l’Abbe de Montes- 
quiou soutint d’abord les droits de la couronne qu’il appelait mal ä 
propos la pr&rogative royale“. 
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dass, wenn die Worte diese Bedeutung schon bei Abfassung 
der Charte gehabt hätten, der Schluss des Artikel 14 wahr- 
scheinlich anders, als dies geschah, in der Verfassungskommis- 
sion diskutiert worden wäre. Jedoch war der Artikel so ab- 
gefasst, dass sein Sinn von Anfang an zweifelhaft erscheinen 
musste 16). Denn indem die Worte „pour la sürete de V’Etat“, 
die eigentlich alle anderen Rechte des Königs in sich fassen, durch 
die Kopula „et“ mit den übrigen Rechten verbunden wurden, 
musste es dazu kommen, sie als besonderes Glied in der Summe 
der Rechte des Königs aufzufassen und so zu folgern, dass unter 
den Sonderrechten des Königs sich das Schutzrecht befinde. 
Diese Folgerung wurde auch von der französischen Praxis 
unter Verkennung der Schlussworte des Artikel 14 gezogen, 
indem man sagte, dass, wenn die Charte dem König als Haupt 
des Staates die Sorge für das Wohl des Staates im Artikel 14 
anvertraut habe, sie damit anerkenne, dass es des Königs 
Pflicht wie sein Recht sei !”), alles zu tun, um diese Aufgabe 


15) Beugnotl.c. S.167. „Il en eüt öt& autrement dans la Com- 
mission, s’il eüt &et& question de discuter une dictature“. 

16) Villelel. c. S. 256: „A quoi bon alors dans le texte l’addition 
des mots pour la süret6 de l’Etat, si ce n’etait un piöge tendu & la 
royaut&? Les doctrinaires en septembre 1816 et le ministres de Charles X. 
en juillet 1830 interpreterent l’article dans le sens que paraissaient justi- 
fier ces dernieres expressions et agirent en consequence. Le doute sur 
une matiere aussi grave &etait une source de bouleversements, et l’on ne 
saurait trop regretter que la Charte n’ait pas et& plus explicite.“ 

17) Archives parlementaires II-i&me Serie Bd. 15, S. 78, vgl. auch 
ferner in dem Berichte der Minister Charles’ X., der an den König vor 
Erlass der berüchtigten Juliordonnanzen gerichtet war, die Worte: „Nul 
gouvernement sur la terre ne resterait debout, s’il n’avait le droit de pour- 
voir & sa sürete ... L’article 14 a investi Votre Majest& d’un pouvoir 
suffisant, non sans doute pour changer nos institutions, mais pour les con- 
solider et les rendre plus immuables. D’imp6rieuses necessites ne per- 
mettent plus de differer l’exercice de ce pouvoir supr&me. Le moment 
est venu de recourir ä& des mesures qui rentrent dans l’esprit de la 
Charte mais qui sont en dehors de l’ordre legal, dont toutes les ressources 
sont inutilement Epuisdes“. Arch. parl. II-ieme Serie, Vol. 61, 8.636 ff. 638. 
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zu erfüllen. So erwuchs aus dem Missverständnis der Charte 
der Rechtssatz, dass der König das Recht habe, zur Zeit des 
Notstandes für das Wohl des Staates Verordnungen zu er- 
lassen, der Satz, mit dem die französische Praxis die Ordon- 
nancewirtschaft rechtfertigt und der in die Verfassungen Badens, 
Württembergs und Hessens aufgenommen wird. 


B. Die weitere Entwicklung. 


85. 

Mit dem durch das Missverständnis der Charte gewonnenen 
Rechtssatze, den die französische Praxis anwendet und ein Teil 
der deutschen Verfassungen rezipieren, dringt in das Staats- 
recht ein den Prinzipien des Konstitutionalismus heterogenes 
Element ein. Denn steht es in dem freien Ermessen des Staats- 
oberhauptes, einen Notstand da zu erblicken, wo es ihm beliebt, 
und sodann mit seinen Verordnungen bestehende Gesetze nach 
Gutdünken umzustossen, so ist der Grundsatz der Verfassung 
bedroht, dass formelle Gesetze nur durch Gesetze aufgehoben 
und dass Rechtssätze nur durch formelle Gesetze rechtsverbind- 
lich angeordnet werden können. Um dieses heterogene Element 
zu entfernen, boten sich zwei Wege: Entweder musste die 
Bestimmung aus der Verfassung verschwinden, oder ein Aus- 
gleich musste herbeigeführt, Garantien des Verfassungsrechts 
gegen das Notstandsrecht mussten geschaffen werden. Zu dem 
ersteren Endziel führte die weitere Entwicklung in Frankreich, 
zu dem letzteren die Entwicklung der Notstandsverordnungen 
in den deutschen Staatsverfassungen. 

Die ersten Anwendungsfälle des Artikel 14 in Frank- 
reich fallen in die stürmisch bewegte Zeit der zweiten Re- 
stauration, wo Unregelmässigkeiten an der Tagesordnung waren, 
und fielen deshalb nicht sonderlich auf. Schon im Jahre 1816, 
als das Wahlgesetz !) durch eine Notstandsverordnung geändert 


)) Vgl. hierüber auch Beugnotl.e. 8. 168. 
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wurde, ward im französischen Parlament darauf hingewiesen, 
dass Gesetze nicht durch Ordonnanzen geändert werden könnten. 
Deshalb „besinnt sich die französische Praxis ein wenig“ (Hat- 
schek ]. c. S. 19) und zieht es vor, in Fällen, wo man zunächst 
eine Anwendung des Artikel 14 hätte erwarten sollen, Aus- 
nahmegesetze herbeizuführen ?). Als sich aber im Jahre 1830 
das Parlament der reaktionären Neigung der Regierung, die 
Freiheit der Presse zu unterdrücken, nicht willfährig zeigt, 
behauptet die Regierung von der durch den Artikel 14 dem 
Könige gegebenen Gewalt: „Ce pouvoir est preexistant aux 
lois, parce qu’il est dans la nature des choses“ ?), und es folgen 
alsdann am 25. Juli 1830 die berüchtigten Juli-Ordonnanzen. 
(regen diese von der Regierung ausgesprochene Lehre richtet 
sich ein wenige Tage nach dem Erlass der Juli-Ordonnanzen 
erscheinender Protest*), der mit den Worten: „Les matieres 
que röglent les ordonnances publiees aujourd’hui sont de celles 
sur lesquelles l’autorit@ royale ne peut, d’apr&s la Charte, 
prononcer toute seule. La Charte dit que les Francais, en 
matiere de presse, seront tenus de se conformer aux lois; 
elle ne dit pas aux ordonnances“, den Notstandsverord- 
nungen die Gresetzeskraft abspricht. Und von hier bis zu dem 
Artikel 13 der französischen Charte von 1830°), der fran- 
zösischen Bill of Rights, ist es nur noch ein Schritt. 

Obwohl die Entwicklung in Frankreich zu einer Elimina- 


2) Zweifellos sind die französischen Ausnahmegesetze, wie Hatschek 
hervorhebt, in Anlehnung an ein englisches Beispiel, die Suspension der 
Habeas Corpus Akte, entstanden. Fortwährend wird in den französischen 
Parlamentsverhandlungen von den Verteidigern der Ausnahmegesetze 
auf diese Erscheinung im englischen Staatsrecht hingewiesen, während 
die Gegner mit der Behauptung hervortreten, dass Ausnahmegesetze 
überflüssig seien, da der Artikel 14 bereits die nötigen Rechtsbefugnisse 
erteile. 

3) Archives parlem. II-i&me Serie, Vol. 61, 8. 638 f. 

*) Der Protest war von den Journalisten verfasst; cf. Arch. parlem. 
an dem Anm. 3 angeführten Orte S. 641, 

5) Vgl. oben S. 8. 
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tion des Notstandsverordnungsrechts führte, hat die französische 
Praxis zwei Sätze im Notstandsverordnungsrecht entwickelt, 
die an sich geeignet waren, einen Ausgleich zwischen dem 
Notstandsverordnungsrecht und dem Verfassungsrecht herbei- 
zuführen, und die auch später in den deutschen Verfassungen 
wieder auftauchen. Einmal werden die Notstandsverordnungen 
nur erlassen, wenn das Parlament nicht versammelt ist, also 
nur, wenn das Zustandekommen einer Regelung in normalen 
Formen nicht möglich scheint, wird von der ausserordentlichen 
Befugnis des Artikels 14 Gebrauch gemacht ©). Dieser Satz 
entwickelte sich gewohnheitsrechtlich, in Frankreich wie auch 
in Deutschland, und zwar überall selbständig, ohne dass eine 
Abhängigkeit der deutschen Theorie von der französischen an- 
zunehmen wäre ’). 

Aber in dem zweiten Punkte war die Entwicklung in 
Frankreich auf die weitere Fortbildung der Notstandsverord- 
nung in Deutschland von Einfluss. Frankreich vermittelte dem 
Kontinente die Kenntnis eines englischen Rechtsinstitutes, der 
Indemnity Bill. Den Anlass zur endlichen Entdeckung der 
Indemnity Bill boten, so meint Hatschek (l. c. S. 19), „die zahl- 
reichen Suspensionen der Habeas Corpus Akte in England in 
den Jahren 1817, 1818 und 1819, als die englische Regierung 


°) Arch. parlem. II-ieme Serie, Vol. 56, S. 67. „La Charte reserve au 
Roi de faire les röglements et ordonnances n&cessaires pour l’ex&cution des 
lois et la süret& de l’Etat... Sil ya danger imminent la dietature, pour 
y pourvoiren l’absence des chambres, lui appartient.“ Ausserdem 
ergibt ein Vergleich der Daten der französischen Notstandsverordnungen 
mit den Daten der französischen Parlamentssessionen, dass die französi- 
schen Notstandsverordnungen regelmässig nur zur Zeit der Abwesenheit 
des Parlaments erlassen wurden. 

?”) Die Annahme, dass die Einführung der Abwesenheit des Parla- 
mentes als Tatbestand in die Notstandsverordnungsnorm auf eine opinio 
necessitatis zurückzuführen sei, erscheint berechtigt, wenn man ins Auge 
fasst, was die englische Regierung dazu führte, bei Erlass der oben 
S. 15 erwähnten Verordnung dem Notstandsrechte des Königs die zeit- 
liche Bedingung zu setzen. cf. oben 8. 15 ff. 
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oft ohne Grund Ausnahmemassregeln traf, um sich dann in- 
demnisieren zu lassen. Die Philippiken der damaligen parla- 
mentarischen Minorität, insbesondere die von Samuel Romilly 
waren es, die in Frankreich bekannt wurden.“ Diese Er- 
klärung erscheint uns etwas gekünstelt, vielmehr nehmen wir 
an, dass in Frankreich die Indemnity Bill bei der Lehre von 
den Budgetüberschreitungen bekannt wurde. Wenigstens finden 
wir bei einer derartigen Gelegenheit die erste Erwähnung des 
englischen Rechtsinstituts in einer französischen Parlaments- 
verhandlung®). Jedoch ist dieser Punkt von nebensächlicher 
Bedeutung. Das wichtigste ist, dass uns Hatschek gezeigt 
hat, in welcher verkrüppelten Form die Indemnity Bill in Frank- 
reich eingeführt wurde. Dass die Indemnity Bill ein Unrecht 
voraussetzt und im Grunde genommen immer eine Rechts- 
beugung bedeutet), wird übersehen; die Indemnity Bill wird 
als nachträgliche parlamentarische Sanktion aufgefasst, sie wird 
auf dem Kontinent zu einem Verwaltungsakte des Parlaments, 
während sie in England ein Gesetz im materiellen Sinne ist 
(Hatschek 1. c. S. 20). Benjamin Constant ist es, der die staats- 
rechtliche Doktrin des Kontinents darüber belehrt, dass Not- 
standsverordnungen der nachträglichen Genehmigung des Parla- 
mentes bedürfen. „Constant sagt!) von einer königlichen 
Thronrede, die französische Notverordnungen der nachträg- 
lichen parlamentarischen Genehmigung empfiehlt: 


„Une autre partie du discours royal consacre un prin- 
cipe d’une juste s&verit& dans ses consequences: c’est que 
mömes les sacrifices faits dans l’intention louable de 
soulager le peuple ont besoin pour n’etre pas des actes 
irreguliers de l’approbation l&gislative, doctrine constitu- 
tionelle et importante, car, si pour des actes n&cessaires 


®) Arch. parlem. Bd. 22 II-i&me Serie, S. 259 (27. April 1818) de 
Vill&le „Pouvait-on prevoir qu’un bill d’indemnit& serait r&clame&, 
füt ne&cessaire pour couyrir le payement d’une dette legitime contractee 


envers l’ancienne liste civile“. 
°) Vgl. oben Anm. 34, 8. 18. 1%) Hatschek |. c. S. 20. 
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mais anticipes de soulagement et de bienfaisance la 
sanction des representants de la nation est indispensable 
aux ministres, ce principe s’applique, & plus forte raison, 
A tous les actes de rigueur, et une latitude alarmante 
qu’on a voulu donner plus d’une fois au 14. article de 


notre Charte, est solennellement interdite*“. 


So wurde die englische Indemnity Bill in Frankreich von 
Constant und anderen, in Deutschland von Aretin, Welcker 
und später Dahlmann lebhaft propagiert“ 1}), 

Zwar taucht schon bei der Abfassung älterer deutscher Ver- 
fassungen der @edanke auf, dass die bei Erlass von Notstands- 
verordnungen erfolgte Verletzung des ständischen Mitwirkungs- 
rechtes geheilt werden müsse. So wird bei der Beratung der 
Württembergischen Verfassungsurkunde !?) auf einen Antrag, in 
die Verfassung die Bestimmung aufzunehmen, die Notstands- 
verordnungen seien den Ständen zur Kenntnisnahme vorzulegen, 
bemerkt, dass sich dies von selbst verstehe, und in der Badischen 
Verfassungsurkunde vom 22. 8. 1818 findet sich ($ 67) der Satz, 
dass „Verordnungen, worin Bestimmungen eingeschlossen seien, 
wodurch die Kammern ihr Zustimmungsrecht für gekränkt 
erachteten, auf ihre erhobene begründete Beschwerde sogleich 
ausser Wirksamkeit gesetzt werden sollen“. Jedoch zu dem 
Prinzip der nachträglichen parlamentarischen „Sanktion“ ge- 
langen diese Verfassungen noch nicht. 

Aus der englischen Indemnity Bill wird eine Garantie des 
Verfassungsrechts gegen das Notstandsrecht, ein Ersatz für 
das gekränkte Zustimmungsrecht gewonnen; nur die von dem 
Parlamente nachträglich genehmigte Notstandsverordnung kann 
fortbestehen; hierdurch scheint ein so vollkommener Ausgleich 


!!) Vgl. die Belege bei Hatschek I. c. S. 20. 

12) Feuerlein und Schott, „Verhandlungen der Württembergi- 
schen Landstände“, 43. Abt., S. 99: „Doch wäre noch ein Beisatz zu 
wünschen: dass nämlich die Stände von den getroffenen Verfügungen 
wenigstens nachher und sobald als möglich in Kenntnis gesetzt werden 
sollen“ (Beckh) „das muss ja ohnehin geschehen“ (Kiderlen). 
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erzielt, dass die Wissenschaft sich später zu der Behauptung 
aufschwingt, die genehmigte Notstandsverordnung sei ein for- 
melles Gesetz 1°), 

Noch in einer anderen Hinsicht macht sich das Eindringen 
der Indemnity Bill geltend. Sie verbreitet die Atmosphäre 
des Unrechts, in der sie in England erwachsen ist, auch in 
den deutschen Verfassungen um sich. Durch den der Not- 
standsverordnung nachfolgenden Parlamentsakt erhalten die für 
den Erlass der Verordnung, als Handlung des Staatsoberhauptes, 
verantwortlichen Minister ein „Absolutorium“ (Hatschek, 1. c. 
S. 20). Schon bei Abfassung der Württembergischen Ver- 
fassungsurkunde wird die Verantwortlichkeit der Minister als 
eine „sichernde Bestimmung“ aufgefasst !*), die Schutz gewähre 
gegen eine zu subjektive Auffassung des Staatsnotstandes. Als 
nun unter dem Einfluss der Indemnity Bill die Anschauung er- 
wächst, es werde den Ministern durch das Parlament Indemnität 
erteilt, fühlen sich die Redaktoren deutscher Staatsverfassungen 
veranlasst, das Prinzip der Ministerverantwortlichkeit auch in den 
von Notstandsverordnungen handelnden Artikeln zum deutlichen 
Ausdruck zu bringen, und vom Ende der zwanziger Jahre an 
tauchen in deutschen Staatsverfassungen regelmässig Bestim- 
mungen auf wie: „dafür, dass das Staatswohl die Eile geboten, 
sind sämtliche Minister verantwortlich. Sie haben deshalb ins- 
gesamt die Verordnungen zu kontrasignieren“ }3). 

Die nach der französischen Julirevolution !%) entstandenen 
deutschen Verfassungen nehmen noch eine weitere „sichernde Be- 


Mi Glatzerl. ce S. 9% 

14) cf. Feuerleinu. Schott l.c. S. 98. Zitat bei Hatschekl. ec. 
S. 17, Anm. 39. 

15) Verfassungsurkunde des Königreichs Sachsen vom 4. September 
1831, $ 88; die preuss. Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850, Art. 63, 
sagt, dass Notstandsverordnungen „unter Verantwortlichkeit des gesamten 
Staatsministeriums erlassen werden.“ 

16) cf. Hatschek Il. c. S. 21 insbesondere Note 53. Auch Bischof 
12 0.282.191. 


Friedmann, Notstandsverordnungen. 4 


50 A. Friedmann. 


stimmung“ in sich auf. Nicht einmal die Charte von 1814 hatte 
die auf Grund des Artikel 14 ausgeübte Ordonnanzenwirtschaft 
in Frankreich unangetastet gelassen. Dass die Anwendung der 
Notstandsverordnungsartikel in deutschen Staaten zu ähnlichen 
Ausschreitungen führte, musste verhindert werden. Die Grund- 
rechte der Nation und die Verfassung mussten gegen eine 
Willkür der Träger des Notstandsverordnungsrechtes geschützt 
werden. Ohne so weit zu gehen wie die französische Charte 
von 1830 im Artikel 13, glaubte man das Verfassungsrecht 
vor dem Notstandsrecht genügend schützen zu können, indem 
durch die Verfassung der Notstandsverordnung die Grenze 
gesetzt wurde, sie habe!”) „sich aller und jeder Abänderungen 
in der Verfassung und in dem Wahlgesetze* zu enthalten. 

Mit der Aufnahme der letztgenannten Bestimmung in die 
Verfassungen vollzieht sich, wie Hatschek mit Recht hervor- 
hebt, in der Gesetzgebung die endgültige Lösung der Not- 
standsverordnung von der Ausnahmeverordnung. Und dieser 
Moment ist von Wichtigkeit. Denn mit ihm beginnt ein neues 
Stadium der Notstandsverordnung, das mit ihrer materiellen 
Klärung und Anpassung endigt. 

Die auf Grund des Artikel 14 der Charte erlassenen 
ÖOrdonnanzen konnten nach H&lie!®) enthalten: „des mesures 
non röglementaires, mais temporaires et non prevues par les 
lois; par exemple relativement & une Epizootie ou & une peste, 
A une sedition ou A une incursion de brigands ou d’incendiaires“. 
Die Kurhessische Verfassungsurkunde vom 13. April 1830 
bezeichnet als Inhalt der Notstandsverordnung im $ 75 „aus- 
nahmsweise erforderliche Massregeln, welche bei ausserordent- 
lichen Begebenheiten, wofür die vorhandenen Gesetze unzu- 
länglich sind“, erlassen werden. Die Braunschweigische Land- 
schaftsordnung vom 13. Oktober 1832 scheint vorzugsweise an 


17) Sächsische Verfassung von 1831, $ 88. Die preuss. Verfassung 
sagt, es können „Notstandsverordnungen erlassen werden, die der Ver- 
fassung nicht zuwiderlaufen“; cf. Anm. 15. 

18, Heliel. c. S. 892. 
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Massregeln zu denken, die bei Ausbruch eines Krieges not- 
wendig werden und die im Normalfalle der Mitwirkung der 
Ständeversammlung bedürfen !?). Alle diese Bestimmungen sind 
unklar, da sie nicht erkennen lassen, ob Notstandsverordnungen 
sich nur auf dem Gebiete der Verwaltung oder auch auf dem 
der Gesetzgebung im materiellen Sinne bewegen können. 
Aus den in der Ausbildung der Notstandsverordnungen 
bereits gewonnenen Resultaten, dass ihr Erlass nur zur Zeit 
der Abwesenheit des Parlamentes möglich ist und eine „Halbie- 
rung des Gesetzgebungsprozesses“ ?°) darstellt, ergibt sich der 
zur Lösung dieser Frage führende Gedanke: Der Erlass einer 
Notstandsverordnung stellt eine Abweichung von der verfas- 
sungsmässig normierten Betätigung der gesetzgebenden Gewalt 
dar. Im Normalfalle wird die gesetzgebende Gewalt vom 
Souverän gemeinschaftlich mit dem Parlamente ausgeübt. Ist 
das Parlament nicht versammelt, so kann der Souverän zur 
Zeit eines Notstandes die gesetzgebende Gewalt allein ausüben. 
Notstandsverordnungen sind also Betätigungen der gesetzgeben- 
den Gewalt in anomaler Form, Gesetze im materiellen Sinne. 
Schon das Hannoversche Grundgesetz vom 26. September 
1833 bezeichnet die Notstandsverordnungen als „gesetzliche 
Verfügungen“. Aber hauptsächlich tritt uns diese inhaltliche 
Fixierung der Notstandsverordnung erst in den Ende der 
vierziger und anfangs der fünfziger Jahre des 19. Jahrhunderts 
entstandenen Verfassungen entgegen. So bezeichnet das Olden- 
burgische Staatsgrundgesetz vom 18. Februar 1849 die Not- 
standsverordnungen als Verordnungen von „gesetzlicher Be- 
deutung“ ,das Schwarzburg-SondershausenscheV erfassungsgesetz 


1%) 8 120 der Braunschweigischen Landschaftsordnung: „Gebietet 
das Staatswohl dringende Eile, oder würde der vorübergehende Zweck 
des Gesetzes durch Verzögerung vereitelt, so können zwischen den Land- 
tagen die das Landes-Finanz- und Steuerwesen, sowie die Militärpflicht 
und die Aushebung der Mannschaften betreffenden Gesetze mit Zustim- 
mung des Ausschusses erlassen werden.“ 

20) Hatschek |. c. S. 23. 
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vom 12. Dezember 1849 als „gesetzliche Verfügungen“, eine 
Reihe weiterer Verfassungen, darunter Preussen, Coburg-Gotha, 
Waldeck, Anhalt-Bernburg, als „Verordnungen mit Gesetzes- 
kraft“. Und charakteristisch ist es, wenn z. B. in Preussen ?') 
der das Notstandsrecht enthaltende Artikel unmittelbar auf die 
von der gesetzgebenden Gewalt handelnde Verfassungsbestim- 
mung folgt. So akklimatisiert sich das dem Geiste des kon- 
stitutionellen Staates fremde Rechtsinstitut und passt sich als 
Akt der Gesetzgebung ohne Gesetzesform der Dichotomie an, 
ein Resultat, das „mehr das Erzeugnis eines unbewusst wirken- 
den Gestaltungstriebes, als einer klaren, das resultierende 
Rechtsinstitut vorausschauenden Erkenntnis ist“ ??). 


21) Verkannt wird die Bedeutung der Preuss. Notstandsverordnungs- 
norm in der Rede Stahls vom 21. März 1849. Stenogr. Berichte d. 
1. Kammer 8.183. Nach Stahl fallen unter die Notstandsverordnungen 
„nur Verwaltungsmassregeln“, „dagegen nimmermehr solche Verordnun- 
gen, die ihrer prinzipalen Natur nach Gesetze sind, d. h. den Rechts- 
zustand der Bürger dauernd feststellen“. 

Diese Ausführungen von Stahl hinwiederum missversteht Arndt 
„Das selbständige Verordnungsrecht“ 1902, demzufolge Stahl hier in 
einer Verwaltungsmassregel „einen formellen Begriff und nicht den Gegen- 
satz zu einer Rechtsverordnung“ erblickt (cf. Arndt l. c. 8. 124). 

22) Kohler, Patentrecht, S. 640. 


Kapitel II. 


Die Geschichte der Notstandsverordnungen im Kirchenrecht. 


She 
A. Die Quelle. 


Die Quelle der kirchenrechtlichen Notstandsverordnungen 
ist in dem Art. 120!) des kirchlichen Verfassungsgesetzes des 
Grossherzostums Oldenburg vom 15. August 1849 enthalten. 
Die Bestimmung lautet: 

„Der Oberkirchenrat ist ermächtigt, Verfügungen, 
welche seine regelmässige Zuständigkeit überschreiten, 
zu treffen, wenn dieselben durch die Umstände so dringend 
geboten sind, dass sie die vorgängige Berufung einer 
ausserordentlichen Synode nicht gestatten. Er hat in 
diesen Fällen die Verpflichtung, vor der nächsten oder 
ausserordentlichen Synode die Dringlichkeit und Zweck- 
mässigkeit der Verfügung zu rechtfertigen. Verweigert 
die Synode ihre Zustimmung, so ist die Verfügung so- 
fort wieder aufzuheben.“ 


Diese Bestimmung ist unzweifelhaft der Notstandsver- 
ordnungsnorm des ÖOldenburgischen Staatsgrundgesetzes vom 
18. Februar 1849?) nachgebildet worden. Hierauf deutet schon 


1) Gesetz und Verordnungsblatt der evangelischen Kirche des Herzog- 
tums Oldenburg, I, S. 1f£. 

2) Die in dem Oldenburgischen Staatsgrundgesetze vom 18. Februar 
1849 in den Art. 22, Abs. 2. 157. 160 u. 162 enthaltenen und später in 
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das stellenweis wörtliche Anklingen des Artikel 120 der Kirchen- 
verfassung an die entsprechende Bestimmung des Staatsgrund- 
gesetzes hin. Ausserdem spricht für die Beeinflussung der 
Kirchenverfassung durch die Staatsverfassung folgendes: Kurz 
nach dem von dem Notstandsrechte handelnden Artikel in 
der Kirchenverfassung folgt im Artikel 122°) die Bestim- 


dem Art. 137 des Staatsgrundgesetzes vom 22. November 1852 wörtlich 
wiederkehrenden Bestimmungen lauten: „Es bedarf der Zustimmung des 
Landtags nicht: Bei Verordnungen von gesetzlicher Bedeutung, welche 
durch die Umstände dringend geboten sind, und weder einen Aufschub 
bis zum nächsten ordentlichen Landtage zulassen, noch die Berufung 
eines ausserordentlichen Landtages gestatten oder durch ihre Wichtigkeit 
rechtfertigen, auch eine Abänderung des Staatsgrundgesetzes nicht ent- 
halten. Verordnungen dieser Art sind von allen Mitgliedern des Staats- 
ministeriums zu kontrasignieren. 

Lässt die Dringlichkeit der Sache es zu, so ist zuvor der ständige 
Landtagsausschuss, wenigstens durch die Mitglieder desselben, welche in 
der Provinz sich aufhalten, worin die Staatsregierung zur Zeit ihren 
Sitz hat, mit seinem Gutachten zu hören. 

Die Dringlichkeit und die Zweckmässigkeit solcher Verordnungen 
soll dem nächsten Landtag nachgewiesen werden. Findet dieser Be- 
denken, der erlassenen Verordnung seine Zustimmung zu erteilen, so ist 
dieselbe sofort wieder aufzuheben. Durch ein beistimmendes Gutachten 
des Landtagsausschusses zu der erlassenen Verordnung wird eine An- 
klage wegen Verletzung des Staatsgrundgesetzes nicht ausgeschlossen.“ 

3) Art. 122: „Der Oberkirchenrat ist der Synode verantwortlich. 
Findet diese Grund, gegen ihn einzuschreiten, und wird der Beschluss in 
einer wenigstens 8 Tage später abgehaltenen Sitzung wiederholt, so 
wird die Sache, falls eine Verständigung nicht zu erreichen ist, vor ein 
Schiedsgericht gebracht, welches aus acht von jedem Teil zur Hälfte 
und drei durch diese acht gewählten Schiedsrichtern besteht. 

Das Schiedsgericht erkennt nach Umständen auf Verweis, Geld- 
strafen, Schadensersatz, Dienstentlassung. 

Der Entscheidung dieses Gerichts haben sich die Beteiligten ohne 
weitere Berufung zu unterwerfen.“ 

Dass zur Zeit der Geltung des kirchlichen Verfassungsgesetzes vom 
15. August 1849 der Art. 122 in der von uns gedeuteten Weise in der 
Tat aufgefasst wurde, geht aus einem Bericht des Ausschusses über den 
Generalbericht des Oberkirchenrats (Anlage 15 zu den Verhandlungen 
der dritten Landessynode der evangelischen Kirche des Herzogtums Olden- 


Notstandsverordnungen. 55 


mung, dass der Oberkirchenrat der Synode verantwortlich sei. 
In Anlehnung an den Standpunkt der Staatsverfassung, die 
als „sicherndes Mittel* gegen Willkür in Ausübung des Not- 
standsrechts die Ministerverantwortlichkeit anführt, scheinen 
sich demnach die Redaktoren des Kirchenverfassungsgesetzes 
die Verantwortlichkeit des Oberkirchenrats als Korrektiv des 
Notstandsrechts gedacht zu haben. 

Eine derartige Beeinflussung des kirchlichen Verfassungs- 
gesetzes durch das Staatsgrundgesetz kann nicht wunder- 
nehmen, wenn man erwägt, dass beide Verfassungsgesetze zur 
selben Zeit und beide unter dem Einfluss desselben Gedanken- 
kreises, der Frankfurter Nationalversammlung, entstanden 
sind ?). 

Im Gegensatz zu der Staatsverfassung, in der der Gross- 
herzog Träger des Notstandsrechtes ist, wird in der Kirchen- 
verfassung dieses Recht dem Öberkirchenrat verliehen. Dies 
beruht darauf, dass in dem kirchlichen Verfassungsgesetz, Ol- 
denburgs vom 5. August 1849 unter dem Einfluss des demo- 
kratischen Geistes das landesherrliche Kirchenregiment voll- 
ständig beseitigt war. Nachdem aber durch den Artikel 78 
des revidierten Staatsgrundgesetzes vom 22. November 1852 
das landesherrliche Kirchenregiment wiederhergestellt worden 
war, erfuhr auch der Artikel 120 der Kirchenverfassung 
diejenigen „ÄAenderungen, welche wegen der kirchenregiment- 


burg, S. 60) hervor. Der Ausschuss sprach sich hinsichtlich einer Not- 
standsverordnung dahin aus, „dass die Dringlichkeit der Verordnung 
nach ihrem ganzen Inhalt als nicht gerechtfertigt erschiene, und dass 
der Oberkirchenrat somit nicht befugt gewesen sei, sie zu erlassen.“ Da 
aber die Anordnung zweckmässig erschien, so glaubte der Ausschuss, 
wie es in dem Bericht heisst, „von jedem weiteren, auf den 
Art. 122 des Kirchenverfassungsgesetzes etwa zu grün- 
denden Antrage absehen zu müssen“. 

#) cf. Kahl]. ce. S. 222f. Friedberg, Verf.-Ges. der evangel. 
Landeskirche (hier zitiert Friedberg, V.G.), S. 556 f. Becker, Das 
Staatsrecht des Grossherzogtums Oldenburg in Marquardsen, Hand- 
buch des öffentlichen Rechts, III. Bd., II. Halbbd., S. 88. 
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lichen Befugnisse des Grossherzogs notwendig erscheinen 
mussten >).“ 

Artikel 113°) des revidierten kirchlichen Verfassungs- 
gesetzes Oldenburgs vom 11. April 1853 erklärt daher die 
Genehmigung des Grossherzogs zum Erlass von Notstands- 
verordnungen durch den Oberkirchenrat für erforderlich. Auch 
einer redaktionellen Aenderung wurde der Artikel 120 unter- 
worfen. Die nicht besonders glückliche Formulierung des In- 
halts der Notstandsverordnungen durch den Ausdruck „Ver- 
fügungen, welche seine (scl. des Oberkirchenrats) regelmässige 
Zuständigkeit überschreiten,“ wurde durch die Worte „Ver- 
fügungen, welche die Zustimmung der Landessynode erfor- 
dern,“ ersetzt. Ausserdem wurde eine dem Artikel 122 des 
kirchlichen Verfassungsgesetzes von 1849 analoge Bestimmung 
in die kirchliche Verfassung von 1853 nicht aufgenommen. 


87. 
B. Die weitere Entwicklung. 


In der durch den Artikel 113 des Oldenburgischen Kirchen- 
verfassungsgesetzes von 1853 gebildeten Form zieht die Not- 
standsverordnung in eine Reihe weiterer Kirchenverfassungen 
ein. Zunächst wird sie von der im allgemeinen durch die 
Oldenburgische Kirchenverfassung stark beeinflussten!) Badi- 
schen Kirchenverfassung vom 5. September 1861 übernommen 
und hier durch einen wichtigen Zusatz weiter entwickelt, 
$ 114 der Badischen Kirchenverfassung ?) fordert, dass Not- 


5) Anlage 16 zu den Verhandlungen der dritten Landessynode der 
evangelischen Kirche des Herzogtums Oldenburg, 1853, S. 64. 

6) Friedberg, V.G., S. 574, Art. 113: „Der Oberkirchenrat ist 
ermächtigt, Verfügungen, welche die Zustimmung der Landessynode er- 
fordern, mit Genehmigung des Grossherzogs zu treffen, wenn dieselben 
durch die Umstände so dringend geboten sind etc.“. Der Rest stimmt 
mit Art. 120 überein. 

1) ef. Friedberg, V.G., S. 473. 

2) Friedberg, V.G., S. 493. 
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standsverordnungen von dem Öberkirchenrat nur „im Einver- 
ständnis mit dem Synodalausschuss“ erlassen werden dürften — 
ein Gedanke, der nahe genug lag°), um ihn als selbständige 
Schöpfung der Redaktoren der badischen Kirchenverfassung 
betrachten zu können. 

Dem Beispiele Badens folgen mehrere andere Kirchen- 
verfassungen. So die Sachen-Weimarsche Synodalordnung 
vom 29. März 1873, das Hessische Verfassungsedikt vom 
6. Januar 1874 und desgleichen die für die älteren Provinzen 
Preussens geltende Generalsynodalordnung vom 20. Januar 
1876, die im $ 34 Nr. 3 die Mitwirkung des Generalsynodal- 
vorstandes verlangt. 

Aus der Vorgeschichte der Preussischen Generalsynodal- 
ordnung sei hier noch Folgendes erwähnt. 

Bereits bei der ersten Lesung des Entwurfs der General- 
synodalordnung für die älteren preussischen Provinzen war 


®) Noch ein weiterer Zusatz findet sich in dem $ 114 der Badischen 
Kirchenverfassung. Während die Kirchenverfassung des Herzogtums 
Oldenburg nur den Fall ins Auge fasst, die Verordnungen durch die 
Umstände so dringend geboten sind, dass sie die Berufung einer ausser- 
ordentlichen Generalsynode nicht gestatten, fügt die Badische Kirchen- 
verfassung noch hinzu: „oder wenn dieselben unverschieblich und doch nicht 
von der Erheblichkeit sind, dass die Berufung einer ausserordentlichen 
Generalsynode gerechtfertigt wäre“. Merkwürdigerweise finden wir einen 
ähnlichen Gesichtspunkt in dem Oldenburgischen Staatsgrundgesetze, da 
auch hier Notstandsverordnungen erlassen werden können, wenn sie „durch 
ihre Wichtigkeit die Berufung eines ausserordentlichen Landtages nicht 
rechtfertigen“. Ausserdem sieht das Oldenburgische Staatsgrundgesetz 
eine Mitwirkung des ständigen Landtagsausschusses (cf. oben Anm. 2, 
S. 54) vor, allerdings keine beschliessende, sondern nur eine begut- 
achtende. Dass die Redaktoren der Badischen Kirchenverfassung bei 
Benutzung der Oldenburgischen Kirchenverfassung vielleicht auch einen 
Blick auf das Oldenburgische Staatsgrundgesetz geworfen haben und aus 
diesem die Anregung zu den oben erwähnten Zusätzen geschöpft haben, 
dürfte daher nicht ausgeschlossen sein. 

Bemerkenswert ist ferner im $ 114 der Badischen Kirchenverfassung 
die Hinzufügung des Wortes „provisorisch“. Der Oberkirchenrat wird 
hier ermächtigt, Notstandsverordnungen „provisorisch“ zu treffen. 
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seitens eines Synodalen *) beantragt worden, nicht dem Gene- 
ralsynodalvorstande, sondern dem Generalsynodalrate die Mit- 
wirkung bei dem Erlass von Notstandsverordnungen anzu- 
vertrauen; der Antrag wurde abgelehnt, in der zweiten Lesung 
jedoch von Gierke wieder aufgenommen und ausführlich be- 
gründet. Gierke°) führte aus, dass der Synodalvorstand als 
der engere Ausschuss zur Repräsentation der Generalsynode 
wenig geeignet sei; er habe vornehmlich Verwaltungsgeschäfte 
zu erledigen und „habe vor allem die Aufgabe, mit dem 
evangelischen Oberkirchenrat in wichtigen Dingen zusammen- 
zuwirken und mit ihm möglichst zu: verwachsen. Je mehr 
er aber diese Aufgabe erfülle, desto mehr werde er sich im 
Laufe von 6 Jahren von der Basis der Konstituenten, die 
ihn in die Welt gesetzt, entfernen.“ Deshalb hielt es Gierke 
für angebracht, dem Synodalvorstand nur administrative Ge- 
schäfte zuzuweisen, dem Synodalrat dagegen, welcher nach 
demselben Prinzip wie die Generalsynode gebildet, einen ge- 
nauen Extrakt derselben darstelle, als repräsentativem Aus- 
schusse legislative Geschäfte zu übertragen und demnach auch 
dem Synodalrat die Mitwirkung bei dem Erlass von Not- 
standsverordnungen zu überlassen. 

Gierke wurde jedoch entgegengehalten ®), dass die Be- 
tonung der Selbständigkeit der Synodalorgane gegenüber dem 
Kirchenregiment ein in der Kirche von vornherein auszu- 
schliessender Gegensatz sei. Ausserdem würde ein nach dem 
Antrag Gierkes ausgestatteter Generalsynodalrat „die künftige 
freie Bewegung in der Generalsynode“ in ganz erheblicher 
Weise beeinträchtigen, wie es denn eine Erfahrung aus der 
Geschichte des deutschen Staatsrechtes sei, dass die mit 


*) Der Antrag wurde zunächst von dem Synodalen Hegel gestellt, 
cf. Verhandlungen der ausserordentlichen Generalsynode der evangelischen 
Landeskirche Preussens, eröffnet am 24. November 1875, geschlossen am 
18. Dezember 1875, S. 442. 443. 

°) Am Anm. 4 a. 0. S$. 634. 

6) Am Anm. 4 a. O. S, 632, 6836 ft. 
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grossen Befugnissen ausgestatteten permanenten Ausschüsse, 
die sich in den älteren landständischen Verfassungen finden, 
die Versammlung des Plenums durch ihren Einfluss absorbiert 
hätten. 

Wenn auch Gierke mit Recht hierauf erwiderte, dass der 
Synodalvorstand weit mehr als der Synodalrat den engsten 
Ausschüssen, die am meisten geschadet hätten, insbesondere 
den Regimentsausschüssen, vergleichbar sei, blieb die General- 
synode bei dem bereits vorher eingenommenen ablehnenden 
Standpunkte und liess das Mitwirkungsrecht beim Erlass von 
Notstandsverordnungen dem Synodalvorstande. 

Konsequenter wäre es vielleicht gewesen, wenn die Gegner 
des Gierkeschen Antrages, um eben „die Betonung der Selb- 
ständigkeit synodaler Institute gegenüber dem Kirchenregi- 
mente“ zu vermeiden und einer Ausschusswirtschaft vorzu- 
beugen, auch dem Synodalvorstande hier kein votum decisivum 
eingeräumt hätten. Zu einer Beschränkung der Mitwirkung 
des Synodalausschusses auf ein votum consultatirum gelangten 
die Redaktoren der Württembergischen Kirchenverfassung und 
zwar auf Grund von Erwägungen, die den dem Gierkeschen 
Antrag gegenüber erhobenen Einwendungen ähnelten. Sie 
erinnerten sich ebenfalls der Ausschusswirtschaft, die zur alt- 
württembergischen Zeit, wo der landständische Ausschuss das 
Recht der Zustimmung zu den Landesgesetzen ausübte, ge- 
herrscht hatte”). Ausserdem ging man in Württemberg da- 
von aus, dass „die ganze Wucht der Verantwortlichkeit für 
solche Massregeln auf den Schultern der Oberkirchenbehörde 
liegen“ bleiben sollte®). In bewusster Ablehnung des Stand- 
punktes der Preussischen Generalsynodalordnung ?) vom 20. Ja- 


?) Verhandlungen der 2. Landessynode der evanglischen Kirche 
Württembergs, 5. Protokollband, 1873, S. 2003, sowie 2. Beilageband zu 
den Verhandlungen S. 609 und 3. Beilageband, S. 1063 £. 

8) 5. Protokollband. S. 2003. 

°) 5. Protokollband, S. 1999, „Es ist der Kommission nicht ent- 
gangen, dass die vom Kirchenregiment vorgeschlagene Bestimmung an 
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nuar 1876 erschien in Württemberg nur eine vor Erlass von 
Notstandsverordnungen zu erfolgende Vernehmung des Synodal- 
ausschusses und nicht auch dessen Zustimmung erforderlich. 
Zu einem ähnlichen Resultate, nämlich zu der Bestimmung, 
dass der Oberkirchenrat vor Erlass von Notstandsverordnungen 
zunächst die Gutachten der Synodalausschüsse einzufordern 
habe, war schon die Oesterreichische Kirchenverfassung in der 
Bekanntmachung vom 20. Januar 1866 ($ 102 Nr. 8)1°) ge- 
langt. In der Kirchenverfassung vom 9. Dezember 1891 wurde 
jedoch in Oesterreich dieser Standpunkt aufgegeben; um „der 
dem Synodalausschuss in der Kirche gebührenden Stellung zu 
entsprechen !!),“ band man den Erlass der Notstandsver- 
ordnungen an „das Einverständnis“ des Synodalausschusses. 
Die Quelle der kirchenrechtlichen Notstandsverordnungen, 
die Kirchenverfassung des Herzogtums Oldenburg, nahm jedoch 
einen dem Synodalausschusse ein Mitwirkungsrecht vindizieren- 
den Zusatz nicht in sich auf, eine Tatsache, die merkwürdig 
erscheint, wenn man bedenkt, dass das Oldenburgische Staats- 
grundgesetz ein Mitwirkungsrecht des ständigen Landtagsaus- 
schusses kennt. Zwar wurde der elften Landessynode der 
evangelischen Kirche ein Gesetzentwurf „betreffend die Ab- 


sich zwar zweckmässig ist, doch nicht so weit geht wie eine entspre- 
chende Bestimmung in der neuest verabschiedeten Preussischen Synodal- 
ordnung, wo es in $ 34, Ziff. 3 heisst: „Solche Erlasse können nur er- 
gehen, wenn sowohl der Synodalvorstand sie für begründet anerkennt, 
als auch ihrem Inhalte zustimmt, und mit ausdrücklicher Erwähnung 
dieser seiner Mitwirkung“. Der Entwurf will dagegen nur die Ver- 
nehmung des Synodalausschusses (Berichterstatter von Riecke). 

10%) Friedberg, V.G., S. 1055. 

11) Bericht an die auf den 20. Oktober 1895 einberufene 6. General- 
synode des Augsburgischen und Helvetischen Bekenntnisses, erstattet vom 
K. K. evangelischen Oberkirchenrat A. und H. B., Wien 1895. Schon 
der von der 2. Generalsynode des Augsburgischen Bekenntnisses be- 
schlossene Revisionsentwurf forderte die „Zustimmung des Synodalaus- 
schusses“. cf. 2. Generalsynode der evangelischen Kirche des Augsbur- 
gischen Bekenntnisses 7. Juni bis 17. Juli 1871, Wien 1872, und ebenda 
den Motivenbericht 8. 200. 
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änderungen des kirchlichen Verfassungsgesetzes vom 11. April 
1853“ vorgelegt, der in Artikel 6 $ 1 die Bestimmung vorsah: 


„Der Synodalausschuss hat die Bestimmung, im Falle 
des Artikels 113 des kirchlichen Verfassungsgesetzes 1?) 
sein Gutachten vor Erlassung der Verfügung des Ober- 
kirchenrates abzugeben,“ 


und es wurde in den Motiven des Gesetzentwurfs darauf hin- 
gewiesen, dass diese Bestimmung dem Artikel 173 des Staats- 
srundgesetzes entspreche!?). Jedoch lehnte die Synode diese 
Aenderung der Kirchenverfassung ab, da sie meinte, „dass die 
Erlassung provisorischer Gesetze — Artikel 113 des Ver- 
fassungsgesetzes — gegen Uebereilungen und Eigenwilligkeiten 
hinreichend durch die Notwendigkeit nachträglicher synodaler 
Zustimmung gesichert sei!?),* eine Erwägung, die uns des- 
halb interessant ist, weil sie zeigt, dass als Korrektiv des 
Notstandsrechts ein anderes Moment angesehen wurde als in 
der ÖOldenburgischen Kirchenverfassung von 1849, die ein 
solches in der „Verantwortlichkeit des Oberkirchenrats“ erblickt 
hatte. 


12) cf. oben S. 56. 
13) Anlagen zu den Verhandlungen der 11. Landessynode der evan- 
gelisch-lutherischen Kirche des Herzogtums Oldenburg, besonders S. 54. 


Buch II. 
Dogmatischer Teil. 


Die Struktur der Notstandsverordnungen. 


-—— 


Kapitel I. 
Die kirchenrechtlichen Notstandsverordnungen. 


A. Das Notstandsrecht. 
I. Die Begründung des Notstandsrechts. 


a) Allgemeiner Teil. 


Sal 
1. Die Begriffsbestimmung. 


Die obrigkeitliche Gewalt, die die Kirche ihren Mitgliedern 
gegenüber ausübt, äussert sich im Erlass von verbindlichen 
Anordnungen, in Geboten und Verboten. Eine Einteilung der 
verschiedenen Aeusserungen des kirchlichen Imperiums ergibt 
sich aus einem formellen Kriterium. In gewissen Fällen darf 
die Sanktion einer Anordnung erst eintreten, wenn die Kon- 
gruenz des Willens des Kirchenregiments mit dem Willen des 
kirchlichen Repräsentationsorgans feststeht; in anderen Fällen 
ist das Kirchenregiment berechtigt, den Befehl selbständig zu 
erlassen. Diese auf Grund der Verschiedenheit der Entstehungs- 
art kirchlicher Anordnungen beruhende Unterscheidung ist 
wichtig, weil auch hinsichtlich der kirchlichen Willensakte das 
Prinzip gilt, welches in der staatsrechtlichen Doktrin seinen 
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Ausdruck in der Lehre von der formellen Gesetzeskraft ge- 
funden hat!). Aus diesem Prinzip ergibt sich, dass überall 
da, wo eine Kirchenverfassung die Mitwirkung des Repräsen- 
tationsorgans bei Erlass einer Anordnung voraussetzt, ein ohne 
Mitwirkung des Vertretungskörpers ergangener Befehl des 
Kirchenregiments weder neue Normen zu schaffen noch den 
bestehenden zu derogieren vermag. 

Da aber das kirchliche Repräsentationsorgan ebensowenig 
wie das staatliche eine permanente Körperschaft ist, sondern 
nur im Zeitraum von mehreren Jahren zusammentritt, so ist 
es denkbar, dass wenn zur Zeit der Abwesenheit der General- 
(Gesamt-Landes-)Synode das Bedürfnis hervortritt, in Materien, 
die nicht dem selbständigen Verordnungsrecht des Kirchen- 
regiments unterliegen, Anordnungen zu treffen, es nicht mög- 
lich ist, die nötigen Befehle zu erlassen. Diesem Uebelstand 
suchen verschiedene Kirchenverfassungen durch Hebung des 
Unvermögens des Kirchenregiments abzuhelfen. Eine in die 
Kirchenverfassung aufgenommene „Generalvollmacht“ ?) er- 
mächtigt das Kirchenregiment, teils selbständig, teils unter 
gewissen formellen Voraussetzungen bei einem zur Zeit des 
Nichtversammeltseins des kirchlichen Vertretungskörpers ein- 
tretenden Notstande auch bezüglich solcher Materien, welche 
im Regelfalle die Mitwirkung des Vertretungskörpers voraus- 
setzen, die zur Hebung des Notstandes nötigen Anordnungen 
zu treffen. Eine Anordnung, deren Erlass an diese Voraus- 
setzungen geknüpft ist, nennen wir eine Notstandsverordnung. 

Nur die Verfassungen, welche eine derartige Ermäch- 
tigung ausdrücklich aufgenommen haben, enthalten ein Not- 
standsverordnungsrecht. Jede im Notstand erlassene Anord- 


!). Laband, Staatsrecht des Deutschen Reiches, 4. Aufl., Bd.II, S. 62. 
„Die formelle Gesetzeskraft ist der Rechtssatz, dass ein in Form des Gesetzes 
ergangener Willensakt des Reiches nur im Wege der Reichsgesetzgebung 
wieder aufgehoben oder abgeändert werden kann, und seinerseits allen 
mit ihm in Widerspruch stehenden älteren Anordnungen derogiert.“ 

?) Jellinek, Gesetz und Verordnung, S. 376. 
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nung, welche nicht auf einer Verfassungsvollmacht beruht, 
stellt eine Verfassungsverletzung dar. Wie Friedberg?) mit 
Recht bemerkt, ist das Notstandsverordnungsrecht „keine be- 
griffliche Notwendigkeit, vielmehr wird das Schweigen der Ver- 
fassung in dieser Beziehung dahin zu deuten sein, dass dieselbe 
entweder bei wirklich dringendem Bedürfnis die Berufung einer 
ausserordentlichen Synode will, oder bei nicht dringendem 
Bedürfnis ein Abwarten der nächsten ordentlichen Synode“. 
Den Ausdruck Notstandsverordnung, der sich weder in 
einer Staatsverfassung, noch in einer Kirchenverfassung findet), 
haben wir aus folgenden Gründen gewählt’): Einmal wollten 
wir eine das Wort „Gesetz“ enthaltende Bezeichnung ver- 
meiden, wie „Notgesetz“. Denn soll in der Bezeichnung „Not- 
gesetz“ (Gesetz so viel heissen wie Gesetz im formellen Sinne, 
so ist gegen die Bezeichnung anzuführen, dass zweifellos die 
Notstandsverordnung kein Gesetz im formellen Sinne ist, dass 
es aber zweifelhaft ist, ob die genehmigte Notstandsverordnung 
ein formelles Gesetz darstellt. Fasst man das Wort „Gesetz“ 
im Sinne von Gesetz im materiellen Sinne auf, so würde in 
ihm vielleicht eine willkürliche Begrenzung des Inhalts der 
Notstandsverordnung auf Rechtsnormen erblickt werden können®). 
Sodann glauben wir den Ausdruck Notstandsverordnung der 
Bezeichnung Notverordnung vorziehen zu müssen, weil die 
Verordnung erlassen wird, wenn ein Notstand und nicht wenn 
eine Not vorliegt. Denn von Notstand ist dann zu sprechen, 
„wenn erstens”) der Zustand der Not noch nicht eingetreten 


®) Friedberg, Das geltende Verfassungsrecht, S. 128 (hier ab- 
gekürzt Friedberg, V.R.). 

*) Vgl. die Zusammenstellung der verschiedenen Bezeichnungen für 
das Rechtsinstitut bei Glatzer l. ce. $. 97—99. 

>) Denselben Ausdruck gebraucht Laband, Staatsrecht des Deut- 
schen Reiches, Bd. I, S. 279. 

6) Vgl. Bornhaks Polemik (Preuss. Staatsrecht, Bd. I, 8. 514, 
Anm. 9) gegen Seligmann, Begriff des Gesetzes, $. 119. 

’) Titze, Die Notstandsrechte im deutschen B.G.B. und ihre ge- 
schichtliche Entwicklung, Leipzig 1897, S. 15. 
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ist, sondern nur unmittelbar drohend bevorsteht, und wenn 
zweitens uns noch die Möglichkeit gegeben ist, ihn durch eine 
bestimmte Tätigheit von uns abzuwenden.“ Die bestimmte, 
die Abwendung der Not bezweckende Tätigkeit ist aber gerade 
der Erlass der Verordnung. 


2. Die Abgrenzung der Aufgabe. 
82. 


aa) Nach der negativen Seite. 


Friedberg führt in seinem Verfassungsrecht!) eine Reihe 
von Bestimmungen auf, die nach ihm Notstandsverordnungen 
darstellen, in denen wir jedoch solche nicht zu erblicken ver- 
mögen, 

Friedberg gebraucht promiscue für das Rechtsinstitut zwei 
Ausdrücke „Notgesetze* (S. 128 1. c.) und „provisorische Ge- 
setze“ (S. 161 1. c.). Unter provisorischen Gesetzen versteht 
er Gesetze, die „Definitivgesetze werden sollen und den provi- 
sorischen Charakter lediglich deswegen tragen, weil die für 
jene erforderlichen Voraussetzungen zur Zeit nicht oder nicht 
bequem erfüllbar sind“. Die Begriffe „Notgesetze“* und „pro- 
visorische Gesetze“ decken sich jedoch nicht. Einmal gibt es 
„Notgesetze“, die nicht provisorische Gesetze sind. Hinsicht- 
lich des Staatsrechts sei hier an $ 89 der Württembergischen 
Verfassungsurkunde vom 14. September 1819 erinnert, hin- 
sichtlich des Kirchenrechts an folgende Bestimmung der Lippi- 
schen Kirchenverfassung ?): 

„Der Vorstand ist in unaufschieblichen Angelegen- 
heiten, welche sonst der Mitwirkung der Landessynode 
bedürfen, zuzuziehen und hat deren Rechte auszuüben“ °), 


!) Friedberg, V.R., S. 128, Anm. 48; S. 138, Anm. 47; S. 425, 
Anm. 66. 

2) Friedberg, V.G., S. 881, $ 9, Abs. 4 der Verordnung vom 
12. September 1877 betreffend die Einführung einer Landessynode. 

3) S. 138, Anm, 47, V.R, zitiert Friedberg als se $ 14 


Friedmann, Notstandsverordnungen. 
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Es ist ferner nicht notwendig, dass „provisorische Gesetze“ 
Notstandsverordnungen sind. Denn im Worte „provisorisch“ 
ist der Begriff des Notstandes nicht enthalten, vielmehr sind 
„provisorische Gesetze“ nur dann als Notstandsverordnungen 
zu bezeichnen, wenn ihr Erlass das Vorhandensein eines Not- 
standes zur Voraussetzung hat. Diese Voraussetzung fehlt nun 
aber im $ 95 der für Schleswig-Holstein geltenden Kirchen- 
verfassung ). Denn bier heisst es nur: 

„Provisorische Verfügungen über solche Angelegen- 
heiten, welche ihrer Natur nach zu der Entschliessung 
der Gesamtsynode gehören, können von der Kirchen- 
regierung nur im Einverständnis mit dem Synodalaus- 
schuss erlassen werden.“ 


Eine Notstandsverordnung läge nur dann vor, wenn da- 
stände: „Können in dringenden Fällen von der Kirchenregie- 
rung etc.“ erlassen werden°). 

8 95 des angeführten Gesetzes scheidet daher aus unserer 
Betrachtung aus, und analog gilt das hinsichtlich dieser Be- 
stimmung Gesagte auch für $ 50 Nr. 3 der Waldeckschen 
Kirchenverfassung ®). 


Nr. 3 der Anhaltinischen Synodalordnung vom 14. Dezember 1878, eine 
Bestimmung, die zweifellos kein provisorisches Gesetz darstellt. Vgl. 
darüber weiter unten. 

*) Friedberg, V.G., S. 216 zitiert bei Friedberg, V.R., 8. 128, 
Anm. 48. 

5) Es wäre allerdings möglich, aus dem ersten Satz des $ 95 1. c. 
„der Ausschuss ist berufen, die Kirchenbehörden in Angelegenheiten von 
besonderer Wichtigkeit zu unterstützen“ zu einer restrietiven Inter- 
pretation des Ausdrucks „provisorische Verfügungen“ im folgenden Ab- 
satz in dem Sinne zu gelangen, dass provisorische Verfügungen auch 
nur in besonders wichtigen, d.h. in dringenden Fällen zu erlassen seien. 
Eine solche Interpretation muss aber als wertlos erscheinen, da mit ihr 
der Praxis in keiner Weise gedient ist. Die Praxis neigt vielmehr dazu, 
die Notstandsvoraussetzung durch eine möglichst extensive Interpretation 
der Begriffe „Unaufschieblichkeit“ und „Dringlichkeit“ aus den Ver- 
fassungen hinauszuschaffen. 

6) Friedberg, V.G., S. 854 Synodalordnung für die vereinigte 
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Weiter führt Friedberg als „Notgesetz“ eine Bestimmung 
an”), in der die zeitliche Voraussetzung der Abwesenheit des 
Repräsentationsorgans fehlt. Dies ist der Fall in dem von 
Friedberg zitierten $ 14 Nr. 3 der Synodalordnung für das 
Herzogtum Anhalt vom 14. Dezember 1878. Der uns inter- 
essierende Passus lautet: 


„Durch vorübergehende Verhältnisse bedingte und da- 
her nur zeitweilige liturgische Anordnungen werden mit 
Ermächtigung des Herzogs vom Konsistorium getroffen.“ 


Diese Bestimmung hat die von der Preussischen General- 
synodalordnung vom 20. Januar 1876 stark beeinflusste An- 
haltinische Synodalordnung der Preussischen Kirchenverfassung 
entnommen, wo sie sich in $ 7 Nr. 3°) findet. Die Bedeutung 
des 87 Nr. 3 der Generalsynodalordnung sei hier kurz ge- 
schildert. Die Bestimmung ist kürzlich von Merkel besprochen 
worden), dessen Auffassung wir zunächst wiederzugeben ver- 
suchen. 

Die Streitfrage, ob das Recht, ausserordentliche Feiertage 
anzuordnen, als Ausfluss des jus circa sacra „ratione superiori- 
tatis territorialis“ dem Landesherrn zustehe, oder ob ihr Er- 
lass als „jus ecclesiae et annexum religionis* den kirchlichen 
Behörden zukäme, war für Preussen durch das A.L.R. Teil II, 
Titel 11, $ 34 dahin entschieden worden, dass dem Landes- 


evangelische Kirche der Fürstentümer Waldeck und Pyrmont vom 18. Fe- 
bruar 1873: „Der Synodalausschuss hat an folgenden Beratungen und 
Entschliessungen des weiteren Konsistoriums teilzunehmen: 
3. Ueber provisorische Verfügungen in solchen Angelegenheiten, 
welche ihrer Natur nach zur Kompetenz der Synode gehören und 
dieser aber bei ihrer nächsten Zusammenkunft zur Genehmigung 
vorzulegen sind“. 
Bei Friedberg, V.R., S. 128, Anm. 48. 

) Friedberg, V.R., S. 138, Anm. 47. V.G., S. 821. 

®) Friedberg, V.G., S. 91. 

®) Merkel, Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht, IX, S. 231 ff., 
1900. „Ueber das Recht der Anordnung ausserordentlicher kirchlicher 
Feiertage“, 
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herrn dies Recht zustehe; denn die Anordnung „öffentlicher 
Bet-, Dank- und anderer ausserordentlichen Festtage hing 
hienach allein vom Staate ab“. Nach dem älteren preussischen 
Kirchenrechte bestand also in dieser Hinsicht ein Reservat- 
recht des Landesherrn. 

Wie steht es nun mit diesem Rechte in der General- 
synodalordnung? In $ 7 Nr. 4 der Generalsynodalordnung 
wird die Einführung und Abschaffung allgemeiner kirch- 
licher Feiertage an die Mitwirkung der Greneralsynode ge- 
bunden. Merkel meint jedoch, dass das alte Reservatrecht in 
$7 Nr. 3 der Generalsynodalordnung wieder auftauche. Er 
sagt!°): „Allein unter der letzteren Bestimmung ($ 7 Nr. 3 
l. c.) dürfte eben der Vorbehalt jenes Reservatrechtes mit Be- 
ziehung auf ‚vorübergehende‘ ausserordentliche Fälle verstan- 
den werden müssen und die erstere Vorschrift ($ 7 Nr. 4 l.c.) 
der Heranziehung des ganzen Gesetzgebungsapparates auf 
dauernde und regelmässige Anordnungen einzuschränken sein. 
An dieser Auslegung berührt es nur unsympathisch, dass 
dann die Ansetzung einer ausserordentlichen Feier für das 
Geltungsgebiet der Preussischen Generalsynodalordnung unter 
den Gesichtspunkt einer blossen vorübergehenden Abänderung 
der Liturgie gebracht werden muss, eine Auffassung, welche 
der herrschenden nicht entsprechen dürfte. Denn die liturgische 
Anordnung bei solchen Angelegenheiten wurde auch seitens 
derjenigen, welche das Recht zu ihr in unseren Fällen dem 
Landesherrn nicht überall zuerkennen wollten, doch stets nur 
als das Sekundäre betrachtet und behandelt. Aber man wird 
im Sinne der preussischen Kirchengesetzgebung nicht anders 
können.“ 

Der Auslegung Merkels schliessen wir uns hinsichtlich 
des $7 Nr. 4 der Generalsynodalordnung an, da auch wir 
unter dem dort gebrauchten Ausdrucke „allgemeine Feiertage“ 
die feriae statutae verstehen. Jedoch können wir die Not- 


10) Merkell.c. S. 248. 
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wendigkeit, das Recht feriae repentinae in den $ 7 Nr. 3 hinein- 
zuinterpretieren, nicht anerkennen. Es gilt in der Preussischen 
Kirchenverfassung wie in der Preussischen Staatsverfassung 
das gleiche Prinzip, dass nämlich dem Landesherrn alle diejenigen 
Rechte zustehen, die ihm nicht ausdrücklich durch die Ver- 
fassung entzogen sind. In der Ausübung des Rechtes, feriae 
statutae anzuordnen, ist der Landesherr nun zwar nach $ 7 
Nr. 4 an die Zustimmung der Generalsynode gebunden. Hin- 
sichtlich der Ausübung des Rechtes feriae repentinae anzu- 
ordnen, hat jedoch die Generalsynodalordnung keine Voraus- 
setzungen normiert. Dies Recht, das dem Landesherrn nicht 
genommen ist und ihm daher zusteht, bedarf mit Rücksicht 
auf die bei Anordnungen ausserordentlicher Feiertage not- 
wendig werdenden liturgischen Anordnungen einer Ergänzung, 
und als diese Ergänzung fassen wir & 7 Nr. 3 der General- 
synodalordnung auf. 

Der innere Zusammenhang zwischen dem Rechte, feriae 
repentinae anzuordnen, und dem Rechte, die in solchen ausser- 
ordentlichen Fällen notwendigen liturgischen Anordnungen zu 
treffen, vermittelt uns die Erklärung der Worte „durch vor- 
übergehende Verhältnisse bedingte und daher nur zeitweilige 
liturgische Anordnungen.“ 

Schon im älteren kanonischen Rechte wurden die feriae 
repentinae folgendermassen bezeichnet !!): „subito pro re nata 
sive rebus occurrentibus et exigentibus v. g. ob res domi mili- 
tiaeque prospere gestas: ob nativitatem, inaugurationem, nuptias 
vel adventum principis, ob luctum publicum .... indicuntur.“ 

Die Worte „durch vorübergehende Verhältnisse bedingt 
und daher nur zeitweilig“ stimmen mit dem Ausdruck „rebus 
occurrentibus et exigentibus“ überein und unter den vorüber- 
gehenden Verhältnissen, an die $7 Nr. 3 der Preussischen 
Generalsynodalordnung das dem Kirchenregiment gegebene 
Recht knüpft, sind dieselben Fälle zu denken, bei denen die 


11) Zitat bei Merkell. c. S. 237 aus Wistners inst,. canonicae 
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Anordnung eines ausserordentlichen Feiertages geboten wäre. 
Keineswegs fällt aber unter diese „vorübergehenden Verhält- 
nisse“ die Abwesenheit des Repräsentationsorgans. Vielmehr 
steht auch zur Zeit der Anwesenheit der Generalsynode dem 
Oberkirchenrat das ihm in $ 7 Nr. 3 gegebene Recht zu. 
Hiernach dürfte es gerechtfertigt sein, wenn wir $ 7 Nr. 3 
der Preussischen Generalsynodalordnung wie den ihm nach- 
gebildeten $ 14 Nr. 3 der Anhaltinischen Synodalordnung aus 
unserer Betrachtung ausscheiden lassen. 

Es bleibt noch die Besprechung einiger von Friedberg 
unseres Erachtens mit Unrecht als „Notgesetze“ bezeichneter 
Bestimmungen übrig, die zunächst das Aussehen von Not- 
standsverordnungen aufweisen, weil sie sowohl die Notstands- 
voraussetzung wie die zeitliche Voraussetzung enthalten, die 
aber wegen der an diesen Tatbestand geknüpften Rechtswir- 
kung nicht unter den Begriff der Notstandsverordnung fallen. 

Es sind dies $ 75 Abs.2 Nr. 1 der Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung vom 4. Juli 1877 für Nassau und Hessen- 
Homburg und der dieser Bestimmung wörtlich nachgebildete 
8 76 Abs. 2 Nr. 1 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
für Hannover vom 12. April 18821). 

Die Bestimmung der Nassauischen Verfassung lautet: 

„Dem Synodalausschuss liegt ob: die vorläufige Ent- 
scheidung in solchen zu dem Geschäftskreise der Synode 
gehörigen Angelegenheiten, welche während der Zeit, 
da(ss!) die Synode nicht versammelt ist, der sofortigen Ent- 
scheidung bedürfen. Solche vorläufige Entscheidungen sind 
der nächsten Bezirkssynode zur sofortigen Beschluss- 
fassung vorzulegen.“ 


In dieser Beziehung ist zunächst das Wort „Entschei- 
dung“ auffallend. Im technischen Sinne bedeutet Entscheidung 
so viel als das durch Subsumption eines Tatbestandes unter einen 


12) Friedberg, V.G., S. 252 u. 182 zitiert bei Friedberg, V.R., 
S. 128, Anm. 48. 
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Rechtssatz. gefundene Urteil. In diesem Sinne gebraucht der 
8 75 der Nassauischen Verfassung das Wort Entscheidung in 
Absatz 3 unter d und e!?). Im täglichen Leben gebrauchen 
wir die Wendung, „sich entscheiden“ noch in einer anderen 
Bedeutung. „Sich entscheiden“ heisst so viel als einen Be- 
schluss fassen und aus dem im Satz 2 der oben zitierten Be- 
stimmung gebrauchten Ausdruck „zur definitiven Beschluss- 
fassung“ dürfte zu schliessen sein, dass Entscheidung in unserm 
Falle als Synonym von Entschliessung gebraucht ist. 

Noch ein Zweites ist in der Bestimmung auffällig. Es 
ist sonderbar, dass, wenn es sich um eine Betätigung des kirch- 
lichen Imperiums handeln sollte, jede Erwähnung des Kirchen- 
regiments fehlt. Dies legt den Gedanken nahe, dass es sich um 
ein dem Synodalausschuss selbständig zustehendes Recht handelt, 
das er auch ohne Mitwirkung des Kirchenregiments ausüben darf. 

Aber auch dieser Gedanke muss folgender Erwägung 
weichen. Der Paragraph spricht von Angelegenheiten, die 
zum Geschäftskreise der Synode gehören. Es fragt 
sich, was unter „Geschäftskreis“ zu verstehen ist. $ 72 des- 
selben Gesetzes sagt: „Der Wirkungskreis der Bezirkssynode 
umfasst nachfolgende Befugnisse und Obliegenheiten.“ 

Der Ausdruck Geschäftskreis bezeichnet unseres Erachtens 
den Kreis der Obliegenheiten. Wollte man auch den Kreis 
der Befugnisse darunter verstehen, so wäre es wunderbar, 
dass der $ 75, der mit den Worten beginnt: „dem Synodal- 
ausschuss liegt ob“, das, was für die Bezirkssynode Befugnis 
ist, für den Synodalausschuss zur Obliegenheit macht. Auch 
wird die hier entwickelte Ansicht durch eine analoge Bestim- 

13) „Zu dieser Mitwirkung muss der Ausschuss geladen werden, wenn 
es sich handelt 


d) um Disziplinarentscheidungen gegen Geistliche und andere 
Kirchenbeamten oder um Streichung aus der Liste der Kandidaten; 
e) um Entscheidungen, durch welche über den Verlust des 
Wahlrechts, Entlassung vom Amte eines Kirchenvorstehers oder 
Gemeindevorstehers zu befinden ist.“ 
Friedberg, V.G., S. 252. 
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mung desselben Gesetzes unterstützt. Der $ 64 der Nassaui- 
schen Verfassung, der den Wirkungskreis des Synodalvor- 
standes der Kreissynode regelt, bestimmt unter Nr. 7 „der 
Synodalvorstand hat... in eiligen Fällen !‘) der nach & 62 Nr. 5 
und 6 der Synode übertragenen Mitaufsicht vorläufige Ent- 
scheidung zu treffen.“ Die hier mit herangezogenen Bestim- 
mungen (8 62 Nr. 5 und 62 Nr. 6) weisen der Kreissynode 
gewisse Verwaltungsgeschäfte zu, nämlich unter Nr. 5 „die 
Mitaufsicht über die in den Kirchengemeinden bestehenden 
Einrichtungen für christliche Liebestätigkeit, sowie die Ver- 
waltung und Leitung der den Kirchengemeinden des Synodal- 
kreises gemeinsamen derartigen Institute, jedoch unbeschadet 
abweichender statutarischer Ordnung,“ und unter Nr. 6 „die 
Mitaufsicht über die Verwaltung des Pfarr- und Kirchenver- 
mögens der Gemeinden nach näherer Bestimmung der zu er- 
lassenden Verwaltungsordnung.“ 

Unzweifelhaft sind hier Obliegenheiten der Kreissynode 
aufgeführt, deren Nichterfüllung Pflichtversäumnis wäre. Im 
Verhältnis zu dem $ 64 bedeutet & 75 eine der höheren Be- 
deutung der Bezirkssynode entsprechend weitergefasste, auf 
gleicher Grundlage konstruierte Verpflichtung des Synodal- 
ausschusses. Die Pflichten, die im Regelfalle von der Bezirks- 
synode zu erfüllen sind, werden für den Fall eines dringenden 
Bedürfnisses zu Obliegenheiten des Synodalausschusses. Keines- 
wegs bezweckt jedoch der $75 die Hebung eines Unver- 
mögens des Kirchenregiments, was, wie wir im Vorhergehenden 
gesehen haben, der Zweck einer Notstandsverordnungsnorm 
ist. Das hier Ausgeführte gilt auch für den $ 76 der Hannover- 
schen Synodalordung. Wir werden daher die Bestimmungen 
als ausserhalb des Rahmens dieser Abhandlung liegend nicht 
weiter berücksichtigen. 


14) Eine ähnliche Bestimmung enthält auch die Preussische Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873 in $ 55 Nr. 6 
in Verbindung mit $ 53 Nr. 5 u. 6. cf. Friedberg, V.G., 8. 65. 
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SE 


bb) Nach der positiven Seite. 


Es seien nunmehr diejenigen Bestimmungen aufgeführt, 
nach denen wir die Struktur der kirchenrechtlichen Notstands- 
verordnungen im folgenden schildern wollen. Die Quellen 
unserer Untersuchung sind: 

1. Oldenburg Art. 113 V.G. vom 11. April 1853. (Fried- 
berg V.G. S. 574). 

2. Baden $ 114 K.V. vom 5. September 1861 (Fried- 
berg V.G. 8. 493). 

3. Sachsen-Weimar-Eisenach $ 32 S.O. vom 29. März 
1873 (Friedberg V.G. 8. 642). 

4. Grossherzogtum Hessen $ 136 V.G. vom 6. Januar 
1874 (Friedberg V.G. S. 532). 

5. Oldenburg. Fürst. Birkenfeld Artikel 23 V.G. vom 
11. November 1875 (Friedberg V.G. S. 613). 

6. Preussen (Alt. Prov.) 834 Nr. 3 G.S.O. vom 20. Januar 
1876 (Friedberg V.G. S. 97, zitiert unten S. 79). 

7. Lippe $9 Abs. 5 V. vom 12. September 1878 (Fried- 
berg V.G. S. 881). 

8. Württemberg Artikel 38 der Bekanntmachung des 
evangelischen Konsistoriums vom 11. September 1888 be- 
treffend die Redaktion der königlichen Verordnung vom 20. De- 
zember 1867 betreffend die Einführung einer Landessynode in 
der evangelischen Kirche („Landessynodalordnung von 1888, 
Friedberg V.G., 3. Ergänzungsbd., S. 25) '). 

9. Oesterreich $ 119 Nr. 9 der Kundmachung des Mini- 
steriums für Kultus und Unterricht vom 15. Dezember 1891?), 
Friedberg V.G., 3. Ergänzungsbd., S. 221. 


!) Uebereinstimmend mit dem bei Friedberg, V.G., S. 453 zit. 
Art. 155 des Entwurfes der Kirchengemeinde- und Synodalordnung. 

2) Vgl. hinsichtlich der alten Kirchenverfassung Oesterreichs Fried- 
berg, V.G., 1055, $ 101 Nr. 8, Der Wortlaut des $ 119 folgt weiter 
unten. 
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b) Besonderer Teil. 


SA. 
1. Der Notstand. 


Ein „Notstand“, so sagen wir mit Titze'), „liegt dann 
vor, wenn eine drohende Gefahr uns vor die Alternative stellt: 
entweder das Uebel, das sie mit sich bringt, auf uns zu nehmen, 
oder — wir wollen jetzt allgemein sein — zu irgend einer 
bestimmten Handlung zu greifen.“ Eine Definition des Not- 
standes finden wir in keiner Kirchenverfassung, jedoch bringen 
die in den Kirchenverfassungen enthaltenen Ausdrücke, wie 
„dringend“, „nötig“, „unaufschieblich“, das dem Notstands- 
begriff wesentliche Moment, das Zwangsmoment, zum Aus- 
druck und zwar besser, als dies durch eine Aufzählung konkreter 
Notstandsfälle geschehen könnte”). Daher ist der Massstab 
in der Frage, ob ein Notstand vorliegt, ein „subjektiver, rela- 
tiver“, und „mangels einer festen Richtschnur ?) im Gesetze muss 
darum das Ermessen derjenigen Organe frei walten,“ denen 
die Ausübung des Rechts vindiziert ist. 

Zu einer besonderen Betrachtung gibt noch eine Bestim- 
mung der Badischen Kirche Veranlassung. $ 7, Abs. 2 der Ba- 
dischen Kirchenverfassung *) sagt: „Neubildung und Auflösung 
der Kirchengemeinden findet vorbehaltlich der Bestimmung 
des 8 114 nur mit Zustimmung der Generalsynode statt.“ Der 
herangezogene & 114 enthält die Notstandsverordnungsnorm. 
Es soll durch $ 7 nun nicht zum Ausdruck gebracht werden, 
dass bei Neubildung und Auflösung von Kirchengemeinden 
das Kirchenregiment, gleichgültig ob ein Notstand vorliegt oder 
nicht, die Regelung in der ausserordentlichen Form des $ 114 
d. h. vorbehaltlich der Zustimmung der Generalsynode treffen 


1) Titzel. c. 8. 15. 2) Spiegell. c. 8. 37. 
®) Glatzerl. c. 8. 24. 
4 Friedberg, V.G., 8. 477. 
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dürfe, sondern auch die Anwendung des & 7 der Badischen 
Kirchenverfassung in Abwesenheit der Generalsynode setzt 
das Vorhandensein eines Notstandes voraus. Dies geht mit 
Deutlichkeit aus den Verhandlungen der ausserordentlichen 
Generalsynode der Badischen Landeskirche im Jahre 1861 
hervor. Die Verweisung auf $ 114 ist im Grunde genommen 
ein superfluum °). 


S 5. 


2. Die Abwesenheit des Repräsentationsorgans. 


Zu der aus dem Vorhandensein eines Notstandes sich er- 
gebenden Notwendigkeit, eine Regelung herbeizuführen, muss 
die andere hinzutreten, die Regelung in einer ausserordent- 
lichen Form zu schaffen. Der Notstand muss zur Zeit der 
Abwesenheit des Repräsentationsorganes eintreten !); dann ist 
zur Hebung des Notstandes eine besondere Art des Vor- 
gehens, ein Vorgehen ohne Mitwirkung des Repräsentations- 
organes erforderlich. Sollte etwa das Kirchenregiment von der 
Befugnis, die Landessynode aufzulösen, Gebrauch machen, um 
die Voraussetzung der Abwesenheit des Repräsentations- 
organes herbeizuführen, so wäre die nunmehr erlassene Not- 
standsverordnung verfassungswidrig?). Denn das Normierungs- 
bedürfnis ist hier nicht zur Zeit der Abwesenheit des Re- 
präsentationsorganes eingetreten. 


5) Verhandlungen der ausserordentlichen Generalsynode der Badi- 
schen Landeskirche von 1861, S. 65—77. Der Zweck der Verweisung 
auf $ 114 ist hiernach lediglich die Vermeidung einer Missdeutung der 
Partikel „nur“. Im Gegensatz zu $ 7 1. c. bedarf es nach $ 46 in Ver- 
bindung mit $ 110 Nr. 15 der Badischen Kirchenverfassung bei Ver- 
änderungen im Umfange einer Diözese nicht der Notstandsvoraussetzung, 
wenn diese Anordnungen ohne Zustimmung der Generalsynode getroffen 
werden. 

1) Vgl. Spiegell. c. 8. 42. 

2) Hinsichtlich dieser Frage cf. in der staatsrechtlichen Literatur 
Held, System des Verfassungsrechts 1857, 2. Teil, S. 90, und Glatzer 
120/821. 2 
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Nicht versammelt ist das Repräsentationsorgan in der 
Zwischenzeit „von dem Schlusse einer Sitzungsperiode bis zum 
Beginn der nächsten“). Fälle der Vertagung innerhalb der 
Sitzungsperiode fallen unseres Erachtens nicht unter den Be- 
griff des Nichtversammeltseins. Hinsichtlich derjenigen Ver- 
fassungen, die die Möglichkeit der Berufung einer ausser- 
ordentlichen Synode erwägen, bedarf diese Behauptung keiner 
weiteren Begründunng. Bei den Verfassungen, die die Mit- 
wirkung des Synodalausschusses oder des Synodalvorstandes 
bei Erlass der Notstandsverordnungen fordern, gelangt man 
zu dem nämlichen Resultate, da die Wirksamkeit dieser Organe 
in die Zeit der Abwesenheit des Repräsentationsorgans in dem 
oben präzisierten Sinne fällt. 

Um aber die normale Betätigungsform des kirchlichen 
Imperiums zu sichern, stellen mehrere Verfassungen noch 
weitere Forderungen auf. Sie verlangen, dass der Träger des 
Notstandsverordnungsrechts sich nicht mit der Konstatierung 
der Tatsache begnüge, dass das Repräsentationsorgan nicht ver- 
sammelt ist. Es soll vielmehr weiter erwogen werden, ob etwa 
der Erlass der Massregel bis zur nächsten Generalsynode hinaus- 
zuschieben sei. Nur wenn die betreffende Anordnung unaufschieb- 
lich ist, d.h. wenn ihr Zweck durch Abwarten der nächsten 
ordentlichen Generalsynode vereitelt würde, darf sie in Abwesen- 
heit des Repräsentationsorgans getroffen werden. Dies ist der 
Standpunkt der Preussischen und Lippischen Kirchenverfassung. 

Nun besteht immer die Möglichkeit, die Abwesenheit des 
Repräsentationsorgans dadurch zu beseitigen, dass zur Ein- 
berufung einer ausserordentlichen Generalsynode geschritten 
wird. Deshalb stellt eine Reihe von Kirchenverfassungen eine 
weitere Forderung auf. Die Unaufschieblichkeit bis zur nächsten 
ordentlichen Generalsynode rechtfertigt den Erlass der Ver- 
ordnung nicht; eine besondere Art des Vorgehens ist nur dann 
notwendig, wenn die Massregel so dringend ist, dass ihr Zweck 


8) cf. v. Rönne, Das Staatsrecht der preussischen Monarchie, 
4. Aufl., Bd. I, $ 91. 


Notstandsverordnungen. 77 


bis zur Berufung einer ausserordentlichen Synode vereitelt sein 
würde. Diesen Gesichtspunkt weisen die Kirchenverfassungen 
Oldenburg-Birkenfelds, Badens, Hessens und Württembergs auf. 

Hiergegen macht sich jedoch in einigen Verfassungen eine 
weitere Erwägung geltend. Die Berufung einer ausserordent- 
lichen Synode verursacht grosse Kosten, und oft wird der durch 
die Berufung benötigte Kostenaufwand in keinem Verhältnis 
zur Wichtigkeit der zu regelnden Materie stehen. Hinsichtlich 
dieser „unwichtigen Materien braucht nicht geprüft zu werden, 
ob es ohne die Vereitelung des Zweckes der Massregel nötig 
wäre, sie einer ad hoc zu berufenden ausserordentlichen Gene- 
ralsynode vorzulegen. So spricht die Badische Kirchenverfassung 
„neben den Verfügungen, die so dringend geboten sind, dass 
sie die Berufung einer ausserordentlichen Generalsynode nicht 
gestatten“, von Verfügungen, „die unaufschieblich und doch 
nicht von der Erheblichkeit sind, dass die Berufung einer ausser- 
ordentlichen Generalsynode gerechtfertigt wäre“. Und gleich- 
bedeutende Wendungen finden sich in den Verfassungen von 
Sachsen-Weimar-Eisenach, Hessen, Birkenfeld und Württem- 
berg. Hierdurch wird die Frage aufgeworfen, was sind wich- 
tige und was sind unwichtige Materien? Auf diese Frage 
werden wir in dem nun folgenden, von den materiellen Er- 
fordernissen der Notstandsverordnung handelndem Teile der 
Arbeit zurückkommen ?). 


II. Das Notstandsrecht. 


a) Materielle Erfordernisse der Notstandsverordnung. 
8 6. 
1. Der Inhalt der Notstandsverordnung. 


Wir treten nunmehr in die Besprechung der materiellen 
Erfordernisse der Notstandsverordnung ein und fragen zu- 
nächst: Was kann Inhalt der Notstandsverordnung sein? 


% Vgl. S. 112 f. 
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Mit dieser Frage begeben wir uns auf das für die Preussi- 
sche Generalsynodalordnung vom 20. Januar 1876 streitige 
Gebiet. Der Anlass zu der Streitfrage sei hier kurz dar- 
gestellt"). Nach $ 22 des Diensteinkommengesetzes vom 2. Juli 
1898 sollte hinsichtlich der Berechnung des Emeritenanteils 
der Geistlichen der frühere Rechtszustand bestehen bleiben. 
Diese Bestimmung hatte zur Folge, dass bei Berechnung der 
Ruhegehälter nicht das wirkliche Diensteinkommen, der Geist- 
lichen, sondern ein fictives hinter dem wirklichen Dienstein- 
kommen zurückstehendes zu Grunde gelegt wurde. Aus diesem 
Zustande ergaben sich erhebliche Uebelstände. Es erschien 
daher zur Behebung „des vorhandenen Notstandes“ eine Mass- 
regel dringend erforderlich. In einer in Gemeinschaft mit 
dem Generalsynodalvorstand abgehaltenen Sitzung des evangeli- 
schen Oberkirchenrats vom 30. November 1899 wurde be- 
schlossen, zur Besserung der Rechtslage im Wege der Not- 
standsverordnung die nötigen Massregeln zu treffen. 

Der Minister der geistlichen Angelegenheiten wurde hier- 
auf seitens des Oberkirchenrats darum ersucht, gemäss $ 2 des 
Staatsgesetzes vom 28. Mai 1894 eine Erklärung des Staats- 
ministeriums darüber herbeiführen zu wollen, ob gegen die ın 
Aussicht genommene, in Form eines Allerhöchsten Erlasses 
zu treffende Anordnung von Staats wegen etwas zu erinnern sei. 

Im Schreiben vom 30. März 1900 übermittelte der Kultus- 
minister dem Öberkirchenrat die Bedenken, welche im Staats- 
ministerium gegen die Zulässigkeit einer Notstandsverordnung 
geltend gemacht worden waren. 

Die einschlägige Stelle aus dem Schreiben des Ministers 
der geistlichen Angelegenheiten geben wir hier wörtlich wie- 
der, da die Kritik der in dem Schreiben vom 30. März 1900 
niedergelegten Ansicht die Hauptaufgabe der nun folgenden 
Darstellung bilden muss. 


!) Verhandlungen der ausserordentlichen Generalsynode der evange- 
lischen TLandeskirche Preussens am 30. Juni u. 2. Juli 1900. Anhang 
S. 61 ff. 
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Es heisst in dem Schreiben: 

„Die wesentlichsten Bedenken des Königlichen Staats- 
ministeriums richten sich jedoch dagegen, dass zur Rege- 
lung der Materie der Weg der Notverordnung beschritten 
werden soll. 

Die Generalsynodalordnung vom 20. Januar 1876 8 34 
Ziffer 3 bestimmt: 

„Er — der Synodalvorstand — vertritt die nichtver- 
sammelte Generalsynode, wenn Anordnungen, welche 
regelmässig der beschliessenden Mitwirkung der General- 
synode bedürfen, wegen ihrer Unaufschieblichkeit durch 
kirchenregimentlichen Erlass provisorisch getroffen werden 
sollen. Solche Erlasse können nur ergehen, wenn der 
Synodalvorstand sowohl die Unaufschieblichkeit anerkennt, 
als auch ihrem Inhalte zustimmt, und mit ausdrücklicher 
Erwähnung dieser seiner Mitwirkung. Sie sind der 
nächsten Generalsynode zur Prüfung und Genehmigung 
vorzulegen und, wenn die letztere versagt wird, ausser 
Wirksamkeit zu setzen.“ 

Aus den Motiven zu dem Entwurf der Generalsynodal- 
ordnung und aus den Verhandlungen der ausserordent- 
lichen Generalsynode von 1875 ist nicht mit Sicherheit 
zu entnehmen, ob diese Erlasse auch auf denjenigen Ge- 
bieten eine provisorische Regelung herbeiführen können, 
die durch die Generalsynodalordnung selbst oder durch 
Kirchengesetze der landeskirchlichen Gesetzgebung vor- 
behalten worden sind. 

In dem Kirchenverfassungsgesetze vom 3. Juni 1876 
ist dieser kirchenregimentlichen Erlasse nicht gedacht. 
Namentlich ist eine Mitwirkung des Königlichen Staats- 
ministeriums bei ihrem Erlasse nicht vorgesehen, und 
die Frage daher zweifelhaft, ob die kirchenregiment- 
lichen Erlasse nach der Absicht des Gesetzgebers auch 
zur anderweitigen Feststellung solcher Vorschriften er- 
gehen dürfen, die mit Zustimmung der Generalsynode 
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und unter Mitwirkung des Königlichen Staatsministeriums 
kirchengesetzlich geordnet sind. $ 2 des das Kirchen- 
verfassungsgesetz vom 3. Juni 1876 abändernden Ge- 
setzes vom 28. Mai 1894 bestimmt nur: „Bevor ein von 
einer Provinzialsynode oder von der Generalsynode be- 
schlossenes Gesetz dem Könige zur Sanktion vorgelegt 
wird, ist die Erklärung des Staatsministeriums darüber 
herbeizuführen, ob gegen den Erlass desselben von Staats- 
wegen etwas zu erinnern sei.* Bei dieser Fassung 
der staatsgesetzlichen Vorschrift wird nicht ohne 
weiteres die Annahme abgelehnt werden können, dass 
unter den im $ 34 Ziff. 3 der Generalsynodalordnung 
gedachten „Anordnungen, welche regelmässig der be- 
schliessenden Mitwirkung der Generalsynode bedürfen“, 
Verfügungen der Kirchenregierung zu verstehen sind, die 
nach der Kirchenverfassung oder nach besonderen Kirchen- 
gesetzen zwar die Zustimmung der General- 
synode, nicht aber die Form eines Kirchen- 
gesetzes erfordern. Die Generalsynodalordnung sieht 
derartige Anordnungen z. B. bei der Zulassung von Kate- 
chismuserklärungen, Religionslehrbüchern und Gesang- 
büchern für den allgemeinen landeskirchlichen Gebrauch 
($ 7 Nr. 3 Abs. 5), bei Einführung regelmässig wieder- 
kehrender, sowie wegen Abschaffung bestehender landes- 
kirchlicher Kollekten vor. Nach dieser Ansicht würde 
der Synodalvorstand die Synode selbst nur dann ver- 
treten, wenn es sich um wichtige, regelmässig an die 
Zustimmung der Synode geknüpfte Verwaltungsan- 
ordnungen handelt. Hierfür scheint auch zu sprechen, 
dass ein bei den WVorberatungen des Entwurfs der 
Generalsynodalordnung gemachter Vorschlag, hinter den 
Worten „durch kirchenregimentlichen Erlass“ die Worte 
„des Königs“ einzuschalten, Annahme nicht gefunden 
hat.“ 
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Zwei Einwendungen drängen sich hier zunächst auf. Ein- 
mal glauben wir, das durch $ 34 Nr. 3 G.S.O. der Notstands- 
verordnung eingeräumte Gebiet, wenn wir uns auf den Stand- 
punkt des Staatsministeriums stellen, noch mehr einschränken 
zu müssen. „Einführung neuer, regelmässig wiederkehrender 
Kollekten* kann unseres Erachtens nicht Gegenstand einer 
Notstandsverordnung sein. Wie wir aus den Motiven?) zur 
Greneralsynodalordnung entnehmen, steht der Ausdruck „regel- 
mässig wiederkehrende Kollekten“ im Gegensatz zu einmaligen 
Kollekten. Einmalige Kollekten bedürfen der Zustimmung der 
Generalsynode nicht, weil sie, wie es in den Motiven heisst, 

„teils geringere Targa haben, teils mehrstens auf beson 
Be Notstandsveranlassungen beruhen und zu dringlich sind, 
um auf den Zusammentritt der Generalsynode verschoben 
werden zu können“. Notstandskollekten sind daher dem Kirchen- 
regiment vorbehalten, sind somit keine Anordnungen, die der 
beschliessenden Mitwirkung der Generalsynode bedürfen. Da- 
her steht zwecks ihrer Anordnung des Weg der Notstands- 
verordnung nicht offen. 

Sodann möchten wir die Zulässigkeit der Heranziehung 
einer Bestimmung des Kirchenverfassungsgesetzes vom 3. Juni 
1876 zwecks Interpretation des $ 34 Nr. 3 G.8.0. bestreiten. 
Von einer authentischen Interpretation der kirchenrechtlichen 
Quelle durch die staatskirchenrechtliche kann angesichts der 
schon aus der Etymologie des Wortes authentisch sich er- 
gebenden Notwendigkeit der Gleichartigkeit der interpretie- 
renden und der zu interpretierenden Rechtsquelle nicht die 
Rede sein. Liegt aber authentische Interpretation nicht vor, 
so halten wir es für unzulässig, aus der „Fassung“ einer 
später entstandenen staatsrechtlichen Vorschrift Schlüsse dar- 
auf ziehen zu wollen, was die Verfasser der Generalsynodal- 
ordnung sich als Inhalt des $ 34 Nr. 3 gedacht haben. Es 


?) Verhandlungen der ausserordentlichen Generalsynode der evange- 
lischen Landeskirche Preussens, eröffnet am 24. November 1875, ge- 
schlossen am 18. Dezember 1875, S. 775. 
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dürfte vielmehr zunächst zu fragen sein: Welchen Sinn haben 
die Verfasser der Generalsynodalordnung mit den Worten des 
8 34 Nr. 3 verbunden? Die weitere Frage aber, ob etwa die 
Fassung einer staatsrechtlichen Vorschrift die Ausübung des 
durch $ 34 Nr. 3 konstruierten Rechtes verhindere, ist nicht 
hier, sondern erst bei den formellen Erfordernissen der Not- 
standsverordnung zu erörtern. 

Nach der Ansicht des Staatsministeriums ist das Notstands- 
recht des 8 34, 1. c. nach zwei Richtungen hin begrenzt. Ein- 
mal fallen darunter nur Verwaltungsanordnungen. Es scheiden 
also Rechtsnormen aus. Sodann sollen nur Verwaltungsver- 
ordnungen darunter zu begreifen sein, die nicht der Form eines 
Kirchengesetzes bedürfen. Es soll im Folgenden versucht werden, 
die dem Standpunkt des Ministeriums entgegengesetzte Ansicht, 
zu der der Verfasser gelangt ist, einmal aus der Geschichte 
der preussischen Notstandsverordnungsnorm und sodann aus 
der Fassung des $ 34 Nr. 3 selbst zu begründen. Bevor wir 
jedoch in die Entscheidung der Streitfrage eintreten, nötigt 
uns die Bestrittenheit der hier in Betracht kommenden Be- 
griffe Rechtsnorm und Verwaltungsnorm auf der einen Seite, 
formelles und materielles Gesetz auf der anderen Seite, den 
Sinn, den wir mit diesen Begriffen verbinden, kurz niederzu- 
legen. 

Die Frage nach dem Begriffe der Rechtsnorm führt auf 
die Frage nach dem Wesen des Rechts zurück. Recht ist 
Gemeinschaftsordnung?). Das Wesen der Gemeinschaftsord- 
nung ist es“), „dass in ihr der dem Einzelwillen gegenüber 
selbständige Wille der Gesamtheit zum Ausdruck kommt“. 

Wo der Erlass einer Anordnung die Abgrenzung von 
Willenssphären „als primäre Wirkung“ bezweckt, wird durch 
die gegebene Norm Recht gesetzt, oder anders gesagt, da haben 


®) cf. Kahll.c. 8.83, der das Kirchenrecht definiert als „Gemein- 
schaftsordnung der gesellschaftlich gegliederten Bekenner der christlichen 
Offenbarung“. 

)Kahll. 0.8284 
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wir es mit einer Rechtsnorm zu tun. Rechtsnormen, so sagen 
wir Jellinek und Anschütz folgend, sind zum Zwecke der Rechts- 
setzung erlassene Normen’). 

Ausser der Schöpfung des Rechts hat die Kirche noch 
andere Aufgaben, die nur durch ein Handeln gefördert werden 
können ®). Ebenso wie wir im Staatsrecht „die Tätigkeit des 
Staats zur Verwirklichung seiner Zwecke“”) Verwaltung nennen, 
so sprechen wir von einer verwaltenden Tätigkeit der Kirche 
da, wo sie handelnd auftritt. Hier erscheint sie als Persön- 
lichkeit, übt als solche Rechte und Pflichten aus und steht 
somit selbst unter der von ihr normierten Rechtsordnung. Die 
verwaltende Tätigkeit kann sich auch im Erlass von Normen 
äussern. Diese Normsetzung bezweckt jedoch nicht Recht zu 
schaffen, sondern sie „zielt darauf ab, in Ausübung einer der 
Verwaltung bereits zustehenden Befugnis motivierend auf phy- 
sische Personen einzuwirken und durch die Handlungen der- 
selben Verwaltungszwecke zu erreichen“ °®). Indem wir uns 
den Jellinek-Anschützschen Resultaten anschliessen, nennen 
wir diese „zum Zwecke der Verwaltung“ erlassenen, inner- 
halb der Rechtsordnung wirkenden Normen „Verwaltungs- 
normen“. 

Der Begriff der Rechtsnorm ist Bestandteil der Definition 
des materiellen Gesetzes. Ein Gesetz im materiellen Sinne, 
sagen wir mit Laband°), „ist die rechtsverbindliche Anord- 
nung eines Rechtssatzes“. Gesetzgebung ist im vorkonstitutio- 
nellen Rechte identisch mit Rechtssetzung !°%). Gesetzgebende 
Gewalt bedeutet so viel wie rechtssetzende Gewalt. 


5) Anschütz, „Kritische Studien zur Lehre vom Rechtssatz und 
formellen Gesetz“, S. 33, und Jellinek, Gesetz und Verordnung, 
S. 215 fl. 

6) ef. Laband, Staatsrecht, Bd. II, S. 164 ff. 

?) Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, Bd. I, 8. 3. 

®) Anschütz|l. ©. 8. 55. 

®\ Labandıl..c. Bd. II, S. 1. 

10) Anschütz, „Die gegenwärtigen Theorien über den Begriff der 
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Beim Eindringen der Theorie von der Teilung der Ge- 
walten ist die gesetzgebende Gewalt im Staate bestimmten 
Organen!!!) zugewiesen worden. Der Landesherr ist quoad 
exercitium in der Befugnis, Recht zu setzen, in den Staats- 
verfassungen an die Mitwirkung eines Repräsentationsorganes 
gebunden worden. Ebenso ist in den Kirchenverfassungen 
unter dem Einfluss des Prinzips, die Gemeinde an allen Aus- 
strömungen des kirchlichen Lebens zu beteiligen, den auf 
oberster Stufe als Landes- oder Generalsynoden stehenden 
kirchlichen Repräsentationsorganen „ein irgendwie bemessener 
selbständiger Anteil an der Landeskirchengesetzgebung“ !?) 
zugewiesen worden. Bei der zeitlichen Aufeinanderfolge der 
Abfassung staatlicher und kirchlicher Verfassungen und bei 
der Gleichheit der Resultate kann es nicht wundernehmen, 
dass die Kirchenverfassungen das Gesetzgebungsprinzip in ganz 
ähnlicher Weise formulieren wie die Staatsverfassungen. Um 
uns von der Aehnlichkeit der Formulierung zu überzeugen, 
brauchen wir nur folgende Bestimmungen ins Auge zu fassen. 

Artikel 136 des revidierten Staatsgrundgesetzes Olden- 
burgs vom 22. November 1852 bestimmt: 


„Ein Gesetz kann von dem Grossherzog nur in Ueber- 
einstimmung mit dem Landtage erlassen, aufgehoben, 
geändert oder authentisch interpretiert werden.“ 


Artikel 79 des kirchlichen Verfassungsgesetzes vom 
11. April 1853 kleidet das Prinzip in die Worte: 


„Gesetze im Gebiete des Kirchenwesens können nur 
vom Grossherzoge in Uebereinstimmung mit der Landes- 
synode erlassen, aufgehoben oder authentisch interpretiert 
werden.“ 
gesetzgebenden Gewalt und den Umfang des Königlichen Verordnungs- 
rechts nach preussischem Staatsrecht“, 1901, insb. S. 12 u. 15. 

1!) Anschütz a. Anm. 10 2.0.8.3. Otto Mayerl.c. Bd.I, 
8.67 fl. Labandl].c. Bd. IS. 1608. 

12), Kahll.c. S. 169. 


Notstandsverordnungen. 8 


Diese Formulierung findet sich in zahlreichen Kirchen- 
verfassungen, und fast überall ist der durch sie ausgedrückte 
Sinn derselbe. Es soll einmal die Gesetzgebung in der Kirche 
als Ausfluss der Stellung des Landesherrn in der Kirche 
bezeichnet und der Gedanke abgewiesen werden, dass hierin 
ein Ausfluss der staatsrechtlichen Stellung des Souveräns 
zu erblicken sei. Sodann ist zu betonen, dass das Wort Ge- 
setz in dieser Formulierung immer Gesetz im materiellen Sinn 
bedeutet 13), 

Treffend charakterisiert in einem als Auslegung des eben- 
falls in dieser Weise formulierten $& 651*) der Kirchenvor- 
stands- und Synodalordnung für die evangelisch-lutherische 
Kirche des Königreichs Hannover vom 9. Oktober 1864 
dienenden Schreiben der hannoversche Kultusminister !?) den 
Sinn dieser Vorschrift dahin: „Unter Kirchengesetzen seien 
hier nur Gesetze, welche vermöge der Kirchengewalt ge- 
geben werden, zu begreifen, nicht aber Gesetze, welche der 
König kraft landesherrlicher Gewalt erlässt, sollten sie auch 
etwa ihrem Gegenstande nach als Kirchengesetze bezeichnet 
werden können, und dass ferner Erlasse, welche nicht 
neues Recht in der Kirche machen, sondern nur 
bestehende Rechtsnormen zur Vollziehung bringen 
oder innerhalb der vom Recht gezogenen Grenzen 
zur Wahrnehmung der Zuständigkeit der Kirchen- 
regierung in Oberaufsicht, Organisation und über- 
haupt Verwaltung dienen, nicht als Kirchenge- 
setze im Sinne der Synodalordnung zu betrachten 
seien.“ 

Aus dem Satze, dass Gesetze nur in Uebereinstimmung 
zwischen Repräsentationsorgan und Regierung vom Träger der 
Staatsgewalt geschaffen werden können, hat das Staatsrecht 


13) Vgl. Friedberg, V.R,., S. 124. 
14) Friedberg, V.G., S. 141. 
15) Zit. bei Merkell. c. S. 246. 
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einen zweiten Begriff des Gesetzes entwickelt. Alles, was wie 
ein Gesetz im materiellen Sinne zu stande kommt, wird als 
Gesetz bezeichnet !°). Der zweite Begriff Gesetz ist „durch 
die Form der Willenserklärung“ bestimmt, der erste durch den 
Inhalt. Ein Staatsgesetz im formellen Sinne ist, so sagen 
wir mit Laband, „ein Willensakt des Staates, der in einer 
bestimmten feierlichen Weise zu stande gekommen und erklärt 
worden ist“. Setzen wir den formellen Gesetzesbegriff in den 
Satz „Gesetze kann der Landesherr nur mit Zustimmung des 
Repräsentationsorganes erlassen“ ein, so ergibt sich als Fol- 
gerung der Satz, Gesetze im materiellen Sinne müssen stets 
Gesetze im formellen Sinne sein. 

Im Anschluss an die staatsrechtliche Formulierung haben 
auch die Kirchenverfassungen den Gegensatz von formellen 
und materiellen Gesetzen rezipiert!‘). Auch im Kirchenrecht 
heisst der in einer bestimmten feierlichen Weise zu stande ge- 
kommene und erklärte Willensakt der Kirche „Kirchengesetz“. 
Wenn z. B. die Generalsynodalordnung vom 20. Januar 1876 
sagt: „Die Bewilligung neuer Ausgaben für landeskirchliche 
Zwecke, soweit sie durch Umlagen auf die Kirchenkassen oder 
Kirchengemeinden gedeckt werden sollen, erfolgt im Wege 
der kirchlichen Gesetzgebung“ ($ 14 G.8.O.), oder: „Auch die 
Einkünfte des Kirchenvermögens und der Pfarrpfründen können 
durch ein Kirchengesetz zu Beiträgen für kirchliche Zwecke 
herangezogen werden“ (8 15 1. c.), so liegt hier der formelle 
Gesetzesbegriff zu Grunde. Gesetze im formellen Sinne können 
Rechtsnormen enthalten oder Verwaltungsnormen, und endlich 
sind sie auch ohne normativen Inhalt denkbar 19); letzteres ist 
für die Kirchenverfassungen nicht unwichtig, da dieselben öfters 
religiösen und ethischen Inhalt haben. So weisen, wie Kahl 
hervorhebt!?), „die neueren Tauf-, Trauungs- und Zuchtord- 


16) Vgl. Laband Il. ce. Bd. II, S. 55 ff. 
ı7) cf. Friedberg, V.R., S. 130. 

18) Anschütz a. Anm. 5 a. 0. 

19) Kahl, c. 8. 87. 
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nungen Beispiele der Verbindung von Rechtsnormen und rein 
religiös-ethischen Vorschriften in kirchengesetzlicher Form“ auf. 

Die Wichtigkeit des formellen Gesetzesbegriffes beruht 
auf der formellen Gesetzeskraft ?°). Diese äussert sich zwiefach, 
einmal als „Anziehungskraft“, indem das formelle Gesetz den 
leges priores derogiert. Denn Derogation ist die Konsumierung 
der in den älteren Anordnungen enthaltenen Regelungen durch 
die lex posterior. 

Sodann macht sich die formelle Gesetzeskraft als „Zurück- 
stossungskraft“ geltend, indem das formelle Gesetz alle später 
entstandenen Regelungen, die ihm nicht ebenbürtig sind, d.h. 
nicht im Wege der Gesetzgebung entstanden sind, von sich stösst. 

Nach der Darlegung dieser allgemeinen Begriffe treten 
wir in die Besprechung der Streitfrage ein. 

Hinsichtlich der Staatsverfassungen beantwortet sich die 
von dem Kultusminister angeregte Frage folgendermassen : 
Notstandsverordnungen sind in den deutschen Staatsverfassungen 
Ausübungen der gesetzgebenden Gewalt in ausserordentlicher 
Form. Hieraus folgt einmal, dass sie Gesetze im materiellen 
Sinne sein können. Und sodann ergibt sich aus dem Umstand, 
dass in den meisten Staaten das Prinzip gilt, „Gesetze im 
materiellen Sinne müssen stets Gesetze im formellen Sinne 
sein“, das weitere Resultat, dass sie auch da ergehen können, 
wo im Normalfalle der Weg der Gesetzgebung vorgeschrieben 
ist. Bestritten ist im Staatsrecht nur, ob Notstandsverord- 
nungen immer Rechtsnormen enthalten müssen, oder ob sie 
auch Verwaltungsnormen enthalten können, eine Frage, deren 
Erörterung weiter unten folgen wird ??). 

Es fragt sich nun: Ist die Oldenburgische Kirchenverfassung 
von 1849?) bei der Uebernahme des Rechtsinstituts aus der 
Staatsverfassung von dem Standpunkt der letzteren abgewichen? 
Bei der Beantwortung dieser Frage dürfen wir uns zunächst nicht 


ae Haband dc, 11,.S262r 
21) Vgl. 8. 162. 
22) Vgl. das Zitat oben 8. 53. 
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durch ein Wort beirren lassen. Die Notstandsverordnung wird 
im Artikel 120 (113) der Oldenburgischen Kirchenverfassung 
„Verfügung“ genannt. Dieses darf jedoch nicht zu dem 
Schlusse verleiten, dass damit der Notstandsverordnung die 
Natur eines Verwaltungsaktes aufgedrückt werden sollte; die 
„Verfügung“ wird zwar jetzt im Staatsrecht als „das einseitige 
Rechtsgeschäft des öffentlichen Rechtes“??) bezeichnet, aber 
schwerlich gebraucht die Oldenburgische Kirchenverfassung das 
Wort in diesem Sinne. Zur Zeit der Redaktion der Olden- 
burgischen Kirchenverfassung hatten sich die Begriffe Ver- 
fügung und Verordnung noch nicht materiell abgeklärt. Das 
oft angestimmte Klagelied über „die Zuchtlosigkeit und Will- 
kürlichkeit der staatsrechtlichen Terminologie“ ?*) trifft auch 
auf die Begriffe Verfügung, Erlass, Verordnung zu. Wenn 
wir in einzelnen Staatsverfassungen ??) die Bezeichnung „ge- 
setzliche Verfügung“ finden, so soll hiermit keineswegs ein 
Verwaltungsakt in Gesetzesform, sondern ein Gesetzesakt in 
Form der Verordnung bezeichnet werden. Ebenso verstehen 
wir das Wort Verfügung in der Oldenburgischen Kirchen- 
verfassung im formellen Sinne. Verfügung bedeutet auch hier 
eine in der Verordnungsform erscheinende Kundgebung der 
Kirchengewalt 2). 

Die Materialien zu der Oldenburgischen Kirchenverfassung 
von 1849 stehen uns nicht zu Gebote. Jedoch sind uns einige 
als Anwendungen des Artikels 120 bald nach Emanation der 
Verfassung eingetretene Fälle berichtet, die einen Rückschluss 
auf den Standpunkt der Oldenburgischen Kirchenverfassung zu 
der oben aufgeworfenen Frage gestatten dürften. 


ua band.) online 

23) Haenell.c. S. 116 und Anschütz a. Anm. 5 a. O0. 8.11. 

25) Hannover $ 87, Schwarzburg-Sondershausen $ 158 des Landes- 
grundgesetzes vom 12. Dezember 1849. 

26) Das hier Gesagte gilt auch für die anderen Kirchenverfassungen, 
die die Notstandsverordnung als Verfügung bezeichnen; cf. weiter unten 
Baden, Oesterreich, Württemberg u. a. m. 
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Nach Artikel 6 und 12 des Kirchenverfassungsgesetzes?”) 
sollte „die allgemeine Gemeindeversammlung aus allen voll- 
jährigen und für volljährig erklärten Männern gebildet sein, 
welche .... ihren Wohnsitz innerhalb des Pfarrsprengels 
haben“. Am 25. März 1852 erliess zur Zeit der Abwesenheit 
der Landessynode der Oberkirchenrat eine Verordnung, der- 
zufolge „Personen, welche das Staatsbürgerrecht im Herzog- 
tum Oldenburg nicht besitzen, Personen, welche unter Kuratel 
gestellt sind, und solche, welche ohne eigenen Herd bei anderen 
in Kost und Lohn stehen, als stimmberechtigt in der allge- 
meinen Gemeindeversammlung nicht anzusehen seien“. Zur 
Rechtfertigung dieser Verordnung wurde seitens des Ober- 
kirchenrats angeführt, es seien „so grosse Verschiedenheiten in 
der Auffassung der Artikel 6 und 12 des Kirchenverfassungs- 
gesetzes hervorgetreten, dass einige Bestimmungen zur Wahrung 
der Kirchenordnung dringend notwendig erschienen“. Der 
Synodalausschuss prüfte nun, woraus sich die Befugnis des 
Kirchenregiments zum Erlass der Verordnung vom 25. März 
1852 herleiten liesse. Eine solche Befugnis könne an sich, so 
führte er aus, aus den Artikeln 118 Nr. 1 und 120 des Kirchen- 
verfassungsgesetzes hervorgehen. Artikel 118 Nr. 1, der dem 
Oberkirchenrat die Wahrung und Fortbildung der gesamten 
kirchlichen Ordnung nach Massgabe der Kirchenverfassung 
und der kirchlichen Gesetze übertrage, treffe hier jedoch nicht 
zu, denn es handle sich nicht um einen Verwaltungsakt, son- 
dern um einen Rechtssetzungsakt. Die Verordnung des Ober- 
kirchenrats enthalte eine authentische Auslegung und eine 
solche könne nur von der gesetzgebenden Gewalt 
ausgehen; eine Ermächtigung zu einem solchen 


27) Anlage 15 zu den Verhandlungen der 3. Landessynode der 
evangelischen Kirche des Herzogtums Oldenburg, 8. 56. 58. „Wenn nun 
aber allerdings die mehrgedachte Verordnung die regelmässige Zu- 
ständigkeit des Oberkirchenrats überschritt, so war er darnach zu deren 
Erlassung nach Artikel 120 des Kirchenverfassungsgesetzes ermächtigt“ 


(S. 58). 
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Akt enthalte aber der Artikel 120 des Kirchen- 
verfassungsgesetzes. | 

Demnach war man in Oldenburg der Ansicht, dass als Inhalt 
„der Verfügungen, die die regelmässige Zuständigkeit des Ober- 
kirchenrates überschreiten“, auch Rechtsnormen möglich seien. 

Ein anderes Beispiel wird zeigen, dass man keineswegs 
aus der Fassung des Artikel 120 a. a. O. zu dem Schlusse 
gelangte, dass Notstandsverordnungen da ausgeschlossen seien, 
wo der Erlass eines formellen Gesetzes nötig war. 

Aus einem Bericht des Synodalausschusses ??) entnehmen 
wir folgende Stelle: „Die im Rechenschaftsberichte des Ober- 
kirchenrates erwähnte Verordnung vom 5. Oktober 1849 über 
Urlaubserteilung an Kirchenbeamte behandelt einen Gegenstand, 
welcher durch vom Landesherrn selbst vollzogene förmliche 
Gesetze vom 5. bezw. 17. April 1830 und vom 26. Februar 
bezw. 30. März 1842 geregelt war. Insoweit nun der Erlass des 
Oberkirchenrats anstatt der in jenen älteren Gesetzen benannten 
Behörden die durch die neue Kirchenverfassung an deren Stelle 
tretenden Behörden bezeichnet, ist derselbe eine dem Ober- 
kirchenrate zustehende Ausführung und Anwendung der Be- 
stimmungen des Verfassungsgesetzes. Aber es findet sich darin 
auch eine von den bisher geltenden Gesetzen abweichende 
Bestimmung. Anstatt dass nach dem Gesetz vom 5. bezw. 7. April 
$ 2 unter b, sowie nach dem Gesetz vom 26, Februar 1842 
8 22 Nr.4 den Pfarrern nur eine Abwesenheit von 24 Stunden 
ohne Urlaub verstattet war, hat der Oberkirchenrat dieses auf 
eine Abwesenheit von 3 Tagen ausgedehnt. In dieser Be- 
ziehung liegt also eine das Gesetz abändernde 
Verordnung vor, welche der Oberkirchenrat nach 
Artikel 120 des Verfassungsgesetzes nur unter Vor- 
behalt der Genehmigung der Synode zu erlassen 
befugt war.“ 


?”®) Verhandlungen der 1. Landessynode der evangelischen Kirche 
des Herzogtums Oldenburg 1850, S. 100. 
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Das zuletzt angeführte Beispiel ist um so wichtiger, als 
die ihm zu Grunde liegenden Tatsachen sich unmittelbar nach 
Erlass der Kirchenverfassung ereignet haben. 

Erwägt man, dass die in den Berichten des Synodalaus- 
schusses hervortretenden Anschauungen sich ungefähr mit den 
Ergebnissen decken, zu denen eine Auslegung der Notstands- 
normen der Oldenburgischen Staatsverfassung führt, und dass, 
wie schon oben nachgewiesen, in der äusseren Form der 
Notstandsregelung ??”) die Oldenburgische Kirchenverfassung 
auf der Staatsverfassung beruht ?°?), so würde die Annahme, 
dass hinsichtlich des Inhalts des Notstandsrechts die Kirchen- 
verfassung auf einem der Staatsverfassung entgegengesetzten 
Standpunkt stehe, willkürlich sein. Vielmehr gelangen wir zu 
dem Satze: Die die Quelle der kirchenrechtlichen Notstands- 
verordnungen enthaltende Kirchenverfassung beschränkte die 
Notstandsverordnung nicht auf Verwaltungsakte und schloss 
die Notstandsverordnung nicht da aus, wo im Regelfalle for- 
melle Kirchengesetze erforderlich waren. 

Auch bei der weiteren Entwicklung der Notstandsver- 
ordnung in den Kirchenverfassungen hat sich die Auffassung 
darüber, was Inhalt einer Notstandsverordnung sein kann, nicht 
geändert. Dieses werden wir an einigen vor der Preussischen 
Synodalordnung entstandenen Kirchenverfassungen nachzuweisen 
suchen. 

1. Baden. 


Die Badische Kirchenverfassung bezeichnet das von der 
Notstandsverordnung erfasste Gebiet mit den Worten: „Ver- 
fügungen, welche die Zustimmung der Generalsynode erfor- 
dern.* Ein Zusatz in der badischen Notstandsverordnungsnorm 
zeigt, dass auch hier das staatliche Vorbild zu Grunde liegt. 
Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, die Notstandsverordnung 
„provisorisch“ zu treffen. Dieser Zusatz ist zweifellos darauf 
zurückzuführen, dass in der staatsrechtlichen Doktrin die Not- 


2°) Vgl. Buch I, $ 6 dieser Untersuchung. 
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standsverordnung als provisorisches Gesetz bezeichnet wurde, 
„weil ihr der definitive Charakter erst durch die nachträgliche 
parlamentarische Sanktion aufgedrückt wurde“. So werden in 
den Verhandlungen ?°) der badischen Generalsynode von 1861, 
auf deren Beschlüsse hauptsächlich die Fassung der jetzt gel- 
tenden Badischen Kirchenverfassung beruht, die Notstandsver- 
ordnungen als „provisorische Gesetze“ bezeichnet, und so werden 
sienach Inkrafttreten der Kirchenverfassung von Anfang unter der 
Bezeichnung „provisorische kirchliche Gesetze“ erlassen. Zu- 
weilen wird in der Begründung der Notstandsverordnung ange- 
führt, dass man eine „kirchengesetzliche Regelung in ausserordent- 
licher Form“ habe treffen müssen!). Auch in der Badischen 
Kirchenverfassung ist also der Erlass von Notstandsverord- 
nungen da nicht ausgeschlossen, wo im Normalfalle der Weg 
der Gesetzgebung geboten ist. Danach $ 79 Nr. 2 der Badi- 
schen Kirchenverfassung die Mitwirkung bei der „Gesetz- 
gebungim ganzen Gebiete des Kirchenwesens“ in den Wirkungs- 
kreis der Generalsynode gestellt ist, mithin alle materiellen 
Gesetze „die Zustimmung der Generalsynode erfordern“, so 
liegt kein Grund vor, die Notstandsverordnungen in Baden 
auf Verwaltungsakte zu beschränken. 

Mit den hier entwickelten Sätzen steht auch die in Baden 
in der Anwendung des $ 114 der Kirchenverfassung gepflogene 
Praxis in Einklang. Wenn $ 106 Absatz 3 der Kirchen- 
verfassung sagt, dass für die Diözesen Mannheim und Heidel- 
berg „besondere Bestimmungen vorbehalten bleiben“, so be- 
deutet dieses so viel, als dass zu dieser Regelung ein besonderes 
Gesetz notwendig sei. Dieses besondere Gesetz wurde nicht im 


22) 


Verhandl. d. Generalsynode vom Jahr 1861 über die Verfassung 
der evangelischen Landeskirche Badens, Karlsruhe 1862, S. 65—77, ins- 
besondere S. 71—73. 

°) ef. Verhandlungen der Generalsynode 1900, Beil. X S 2R FIR 
wurde hierauf zur kirchengesetzlichen Regelung des Gegenstandes ge- 
mäss $ 8 der Kirchenverfassung geschritten und zwar wurde die Form 
des provisorischen Kirchengesetzes gemäss $ 114 der K.V. gewählt.“ 
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Wege der Kirchengesetzgebung, sondern in dem provisorischen 
Gesetz vom 22. Juli 1863 gegeben 2). 

Die nach $7 Absatz 2 der Verfassung dem Wege der 
Gesetzgebung unterworfene „Neubildung und Auflösung der 
Kirchengemeinden* wurde hauptsächlich nach 8 114 der 
Kirchenverfassung geschaffen °°). 

Als Beispiel eines materiellen Gesetzes, das in Form 
einer Notstandsverordnung erlassen wurde, sei das provisorische 
Kirchengesetz vom 24. Februar 1863) genannt, das zur Be- 
seitigung von Zweifeln über das Verfahren bei der Wahl der 
weltlichen Mitglieder für die Diözesansynoden erlassen wurde, 
mithin also eine authentische Interpretation der Wahlordnung 
gibt, und authentische Interpretationen sind ja in Wirklichkeit 
„Setzung neuen Rechts mit Hinzufügung der Bestimmung, dass 
das gesetzte neue Recht als bereits in einem früheren Rechts- 
satze enthalten angesehen werden solle“ 3°). 


2. Oesterreich. 


$ 102 Nr. 8 der provisorischen Kirchenverfassung vom 
23. Januar 1866 bestimmt: 

„Dem Oberkirchenrat liegt insbesondere Folgendes ob: 
8. Verfügungen auf dem Gebiete, welches durch $ 116, 
1, 2, 4 der synodalen Gesetzgebung vorbehalten ist, kann 
in dringenden Fällen der Oberkirchenrat nach eingeholtem 
Gutachten der Synodalausschüsse und unter Zustim- 
mung des zuständigen Ministeriums in provisorischer Gel- 
tung erlassen, derart, dass die nächste Generalsynode 


82) Vgl. Zitat bei Friedberg, V.G., S. 498/99 u. Kirchliches 
Verordnungsblatt von 1863, 8. 71. 

33) Vol. Provisorisches kirchliches Gesetz vom 23. Juni 1862 (Kirchl. 
Verordnungsbl. von 1862, 8. 37); vom 22. August 1862 (K.V.Bl. von 
1864, S. 63); vom 25. April 1865 (K.V.Bl. von 1865, S. 35). 

34) of. Zitat bei Friedberg, V.G., 8. 498 u. K.V.Bl. von 1863, 
Sale 

35) Windscheid-Kippl. c. Bd. ]J, S. 82. 
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über die Dringlichkeit, die Zweckmässigkeit und den 
Fortbestand der fraglichen Verfügung zu entscheiden 
hat.“ 


Ein Blick auf die herangezogene Bestimmung zeigt, dass 
in der Heranziehung des $ 116 ein redaktionelles Versehen 
vorliegt, denn $ 116 formuliert die von den Mitgliedern der 
Generalsynode abzugebende feierliche Verpflichtung. Zweifellos 
ist für $ 116 der $ 117°) der Kirchenverfassung zu lesen, 
der die zum Wirkungskreis der Generalsynode gehörigen Ma- 
terien aufführt und zwar unter Nr. 1 „die kirchliche Gesetz- 
gebung auf Grund der Vorschläge des Oberkirchenrates, der 
übrigen kirchenregimentlichen Organe oder einzelner Mitglieder 
der Synode,“ Nr. 3 „Anträge über Angelegenheiten, welche die 
öffentliche Rechtsstellung der evangelischen Glaubensgenossen 
im Staate und ihr Verhältnis zu anderen Konfessionen betreffen,“ 
Nr. 4 „Beschwerden wegen Beeinträchtigungen der gesetzlichen 
Rechte der evangelischen Kirchen in denjenigen Ländern, für 
welche diese Kirchenverfassung gültig ist.“ Aus dieser Fassung 
des 8117 ergibt sich, dass der im $ 102 Nr. 8 erwähnte Be- 
griff der Gesetzgebung hier nicht im materiellen Sinne zu 
verstehen ist. Denn ausser Rechtssetzungsakten (8 117 Nr. 1) 
fallen noch andere Regelungen unter diesen Begriff, der mit- 
hin nur im formellen Sinne zu begreifen ist. Demnach geht 
die Oesterreichische Kirchenverfassung davon aus, dass grund- 
sätzlich die Frage nach dem zulässigen Inhalt einer Notstands- 
verordnung sich danach entscheidet, ob im Normalfalle zur 
Regelung des betreffenden Gegenstandes der Weg der Gesetz- 
gebung, das formelle Gesetz geboten ist. Die uns beschäf- 
tigende Frage erledigt sich also hinsichtlich Oesterreichs durch 
die Fassung der einschlägigen Vorschriften selbst. 

Indem noch weitere Vorschriften als $ 117 Nr. 1 heran- 


®°) Die zweite Generalsynode der evangelischen Kirche Augsburgi- 


schen Bekenntnisses 6. Juni bis 17. Juli 1871, Wien 1872: Motivenbericht 
zum Revisionsentwurf der Kirchenverfassung $. 200. 
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gezogen wurden, sollte zum Ausdruck gebracht werden, dass 
der Inhalt der Notstandsverordnungen nicht auf die Rechts- 
setzung beschränkt werden sollte. Praktisch erwies sich aller- 
dings die durch Heranziehung des $ 117 Nr. 3 und 4 ge- 
schaffene Erweiterung unbrauchbar ?”). „Denn es war praktisch 
nicht erfindbar,*“ wie es in einem Berichte des Oberkirchen- 
rates heisst, „welche Verfügung etwa mit Zustimmung des 
hohen Ministeriums der Oberkirchenrat auf dem Gebiete des 
8 117 Nr. 3 und 4 der Kirchenverfassung überhaupt erlassen 
konnte. In der Tat betrafen auch alle erlassenen provisorischen 
Verfügungen allein das Gebiet des $ 117 Nr. 1 der Kirchen- 
verfassung, die kirchliche Gesetzgebung.“ 

Als Anwendungsfälle des $ 102 Nr. 8 seien hier folgende 
Notstandsverordnungen aufgeführt. 

1. Die provisorische Verfügung vom 12. Dezember 1884 
betreffend einen Zusatz zu $2 der Geschäftsordnung der Ge- 
neralsynode °°). 

2. Die provisorische Verfügung vom 15. Jänner 1885 
betreffend die Aenderung des $ 32 der Kirchenverfassung 3°). 

3. Die provisorische Verfügung vom 25. Februar 1885 
betreffend Interpretation und Abänderung des $ 42 Nr. 12, 
$ 93c, 8 110 Nr. 2, $ 123 der Kirchenverfassung *°). 


37) Bericht an die auf den 20. Oktober 1895 einberufene 6. General- 
synode des A. u. H. Bekenntnisses, erstattet vom k. k. evangel. Ober- 
kirchenrat; hierin „Bericht des Oberkirchenrats an das hohe k. k. Mini- 
sterium für Kultus und Unterricht, in welchem um Erwirkung der Aller- 
höchsten Bestätigung der Beschlüsse der evangel. Generalsynoden A. u. 
H. B. betr. die revidierte K.V. gebeten wurde“, S. 171. 

®8) „Die Wahlen des Vorsitzenden und des Vorsitzendenstellvertreters 
haben mit absoluter Stimmenmehrheit zu erfolgen.“ 

Ministerialerlass vom 27. November 1884, Oberkirchenratserlass vom 
12. Dezember 1884, Verordnungsblatt, Jahrg. 11, Heft 2, Nr. 84, S. 234. 

3%) Vgl. Zit. bei Friedberg, V.G., S. 1036, Anm. 1, Ministerial- 
erlass vom 17. September 1879 und vom 23. Dezember 1884, Oberkirchen- 
ratserlass vom 27. September 1879 und 15. Jänner 1885. Verordnungs- 
blatt Jahrg. 6, Heft 2, Nr. 76, S. 137 u. Jahrg. 12, Heft 1, Nr. 87, S. 310. 

40%) Ministerialerlass vom 27. Jänner 1885, Oberkirchenratserlass 
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4. Die provisorische Verfügung vom 13. September 1887 
Zusatz zu $ 34 der Kirchenverfassung *?). 

Hier haben wir es überall mit Akten der Rechtssetzung 
zu tun. 

Klarheit bringt in die Frage, was ausser der materiellen 
Gesetzgebung Inhalt einer Notstandsverordnung sein kann, die 
Fassung, welche die Notstandsnorm in der Oesterreichischen 
Kirchenverfassung von 1891 $ 119 Nr. 9 aufweist #2). 

In der neuen Fassung lautet die Norm: „Verfügungen 
auf dem (Gebiete, welches durch $ 133 Nr. 1 dem Wirkungs- 
kreise der Generalsynode vorbehalten ist, kann in dringenden 
Fällen der Oberkirchenrat, wenn der betreffende Synodalaus- 
schuss sich einverstanden erklärt, unter Zustimmung des Mi- 
nisteriums in provisorischer Geltung erlassen. Desgleichen 
kann der Oberkirchenrat in Betreff der gemäss 8 133 Nr. 2 dem 
Wirkungskreis der Generalsynode vorbehaltenen Gegenstände 
eine solche Verfügung unter einhelliger Zustimmung des 
Synodalausschusses erlassen. Soll eines der dort genannten 
Bücher zum Unterricht in Schulen verwendet werden, so ist 
hierzu auch die Genehmigung seitens des Ministeriums für 
Kultus und Unterricht notwendig. Die nächste Generalsynode 
hat vorbehaltlich der etwa erforderlichen allerhöchsten Schluss- 


vom 25. Februar 1885, s. Verordnungsblatt J ahrg. 12, Heft 1, Nr. 88, 
SS ER 

#1) Allgemeines Kirchenverordnungsblatt Jahrg. 14, Heft 2, Nr. 32, 
S. 104 u. 105: „Für die Wahlfähigkeit zu einem Vikarsamte, wenn 
dasselbe unter der persönlichen Verantwortung des Pfarrers verwaltet 
wird, genügt die sonstige Qualifikation vorausgesetzt die Vollendung des 
22. Lebensjahres. “ 

Weitere Anwendungsfälle bei Friedberg, V.G., S. 1052, Anm. 1; 
S. 1053, Anm. 1; 8. 1056, Anm. 1u. 2. 

*?) Reichsgesetzblatt für die im Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder. II. Stück ausgegeben und versandt am 5. Jänner 1892 
(enthält Nr. 4), Jahrg. 1892. Kundmachung des Ministeriums für Kultus 
und Unterricht vom 15. Dezember 1891. Diese „Kundmachung“ enthält 
die neue K.V.; auch bei Friedberg, V.G.,3. Erzgänzungsbd., S. 187 ff., 221. 
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fassung über die Zweckmässigkeit und den Fortbestand der 
fraglichen Verfügung zu entscheiden“ 43), 


3. Sachsen- Weimar-Eisenach. 


Hinsichtlich der Kirchenverfassung von Sachsen- Weimar- 
Eisenach können wir uns kurz fassen, da sie selbst in un- 
zweifelhafter Form die uns beschäftigenden Fragen beant- 
wortet. $ 32 der Synodalordnung (Friedberg V.G. S. 642) 
bestimmt hier: 


„Macht sich in eiligen Fällen ein Vorschreiten im 
Wege der kirchlichen Gesetzgebung nötig, zu 
welchem nach vorstehenden Bestimmungen die Zustim- 
mung der zur Zeit nicht versammelten Synode nicht 
erforderlich wäre.... so werden Wir mit Zustimmung 
des ständigen Ausschusses der Synode ein provisori- 
sches Kirchengesetz erlassen. .... 

Ebenso werden Wir verfahren, wenn sich die authen- 
tische Auslegung eines Kirchengesetzes in einer Zeit drin- 
gend nötig macht, wo die Synode selbst nicht versam- 
melt ist.“ 


Indem die Verfassung auf den Weg der Gesetzgebung 
verweist, bejaht sie ausdrücklich, dass eine Notstandsverordnung 
da möglich ist, wo im Normalfalle ein Kirchengesetz erfordert 


#3) 8 183 (Friedberg l.c. S. 223) lautet: Zum Wirkungskreis der 
Generalsynode gehören: 

1. Die Beschlussfassung betreffend die kirchliche Gesetzgebung ins- 
besondere die Kirchenverfassung auf Grund der Vorschläge des Ober- 
kirchenrates, der übrigen kirchlichen Organe oder einzelner Mitglieder 
der Synode. 

2. Die Entscheidung über Fragen der Kirchenlehre als Zulassung 
von Gesangbüchern, Katechismen und Religionsbüchern für Konfirmanden 
(Katechumenen) sowie von Agenden, ferner über Fragen des Ritus und 
der Liturgie; die Feststellung des Pfarr-Reverses, die Festsetzung der 
kirchlichen Aufnahmebestimmungen bei Uebertritten, die Bestimmung 
der kirchlichen Festtage.“ 

Friedmann, Notstandsverordnungen. e 
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wird. Dass auch Gesetze im materiellen Sinne Inhalt einer 
Notstandsverordnung sein können, folgt aus dem Umstande, 
dass $$ 18 ff. der Synodalordnung bestimmte rechtliche Ma- 
terien der gesetzgeberischen Befugnis der Synodalkörperschaft 
zuweisen) und somit dem Weg der Gesetzgebung unter- 
werfen. Ausserdem sind, wie schon erwähnt, die in der 
oben zitierten Norm ausdrücklich zugelassenen authentischen 
Interpretationen selbst als Akte der Rechtssetzung aufzu- 
fassen *®°). 

Den hier entwickelten Sätzen entspricht auch die in 
Sachsen- Weimar-Eisenach in Anwendung des $ 32 a.a.O. 
gepflogene Praxis. Es seien hier einige Anwendungsfälle auf- 
geführt. 

1. Provisorisches Kirchengesetz den Konfirmandenunter- 
richt betrefiend vom 9. September 1875 6). 

2. Provisorisches Kirchengesetz betreffend die kirchlichen 
Eheverkündigungen und Trauungen vom 31. Oktober 18757), 

3. Provisorisches Kirchengesetz betreffend die Aufhebung 
der kirchlichen Gebühren bei kirchlichen Aufgeboten, Trauun- 
gen und Taufen vom 1. Juni 18769). 

4. Provisorisches Kirchengesetz vom 2. Oktober 1886 
betreffend die authentische Interpretation des $ 7 der Synodal- 
ordnung *°). 


4. Preussen. 


Dass die Preussische Generalsynodalordnung hinsichtlich 
der äusseren Fassung der Notstandsnorm von den übrigen 


4) Friedberg, V.R. S. 125, V.G., S. 641. 

#5) Vgl. Text zu Anm. 35 dieses Paragraphen. 

46) Schriftstücke der zweiten ordentlichen Synode der evangelischen 
Landeskirche des Grossherzogtums Sachsen-Weimar-Eisenach, S. 43 ff. 
Weimar 1879. 

47) Ebenda S. 44 ff. 

*°) Ebenda S. 50 ff. 

#9) Schriftst. d. 4. ordentl. Synode d. evangel. Landeskirche etc., 
1886, S. 68 ff. 
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Kirchenverfassungen nicht erheblich abweicht, bedarf keines 
weiteren Beweises. Es bieten aber auch die legislatorischen Vor- 
arbeiten, auf denen die Fassung des $ 34 Nr. 3 beruht, keinen 
Anhalt dafür, dass materiell eine Abweichung des preussischen 
Notstandsrechts von dem der übrigen Verfassungen beabsich- 
tigt war. 

Die uns aus den Vorberatungen zu dem Entwurf der 
Generalsynodalordnung in dem oben bezeichneten Schreiben 
des Kultusministers überlieferte Tatsache, dass ein Antrag, 
hinter den Worten „durch kirchenregimentlichen Erlass“ die 
Worte „des Königs“ einzuschalten, gestellt wurde, legt den 
Gedanken nahe, dass dem Antragsteller ein Vergleich mit 
der staatsrechtlichen Notstandsverordnung vorgeschwebt hat°°), 
So finden wir auch in den Verhandlungen der ausserordent- 
lichen Generalsynode von 1875 Bezeichnungen für das Rechts- 
institut, die zu demselben Schlusse führen. Die Notstands- 
verordnungen werden hier bald „Notgesetze*°"), bald „proviso- 
rische Notgesetze“ 52), bald „interimistische Gesetze“ 5?) genannt, 
und ein Redner zieht geradezu eine Parallele zwischen dem 
Artikel 63 der Preussischen Verfassungsurkunde und dem $ 34 
Nr. 3 der Generalsynodalordnung°?). 

Als nicht unerheblich dürfte auch die Diskussion, die 
sich an den Gierkeschen Antrag anknüpfte, anzusehen sein°®). 
Auch Gierke hatte als Betätigungen des Notstandsrechtes 
dieselben Fälle im Auge, in denen das Notstandsrecht im 
Staatsrechte ausgeübt zu werden pflegt. Gierke°°) soll bei 
der Beratung geäussert haben: 


„Solle der Synodalvorstand oder der Synodalrat schleu- 


B97ct. Anm. 1: 

51) Verhandl. d. ausserordentl. Generalsynode d. evangel. Landes- 
kirche Preussens, Berlin 1876. Gierke 8. 634 ff. 

52) Rbenda Wunderlich S. 644. 

53) Ebenda Altmann S. 648. 

54) cf. Buch I, $ 7 dieser Abhandlung. 

55) Am Anm. 51 a. O. S. 635. 
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nig erforderlich werdende Notgesetze genehmigen? Er 
könne sich keinen Fall denken, in welchem ein Kirchen- 
gesetz in solcher Eile durchaus erlassen werden müsste, 
dass keine Berufung des Synodalrats tunlich sei. Wohl 
aber seien solche Fälle so wichtig, dass es eine Berufung 
durchaus lohne, ja dass, wenn die Teilnahme der Gesamt- 
heit an der Gesetzgebung eine Wahrheit werden solle, 
dieselbe notwendig sei.“ 


Als ein wichtiges Geschäft legislativer Natur dachte 
Gierke das Mitwirkungsrecht bei dem Erlass von Notstandsver- 
ordnungen dem Synodalrate zu geben, während er den Synodal- 
vorstand auf Geschäfte administrativer Natur beschränken 
wollte. Hätte man als Inhalt des Notstandsrechts „wichtige, 
regelmässig an die Zustimmung der Synode geknüpfte Ver- 
waltungsanordnungen“ ins Auge gefasst, so wäre die 
Bekämpfung des Gierkeschen Antrages wahrscheinlich in anderer 
Weise vor sich gegangen, als dies geschah. Mit dem Hinweis 
darauf, dass auch $ 34 Nr. 3 der Generalsynodalordnung keine 
Akte der Gesetzgebung vorsehe, hätte man Gierkes Aus- 
führungen zurückweisen können. Die rechtshistorischen Er- 
örterungen°‘), mit denen der Kommissar des Kultusministers 
Gierkes Ausführungen entgegentrat, hätten sich dann erübrigt. 
Dass das Prinzip, auf das Gierke seinen Antrag stützte, in 
dem $ 34 Nr. 3 der Generalsynodalordnung nicht enthalten sei, 
wurde von keiner Seite behauptet. Nur gegen die Konse- 
quenzen, die Gierke aus dem Umstand zog, dass $ 341. c. 
Akte der Gesetzgebung vorsah, wurde angekämpft. 

Schon auf dieses historische Material, das die gesamte 
Vorgeschichte der preussischen Notstandsverordnungsnorm dar- 
stellt, gestützt würden wir uns getrauen, zu behaupten, dass 
die Verfasser der Generalsynodalordnung mit den Worten des 
$ 34 Nr. 3 denselben Sinn verbunden haben, den wir als In- 
halt der Notstandsnorm in den übrigen Kirchenverfassungen 


56) cf. Ebenda $. 636 u. 637. 


2 ei ee EEE En u 


Notstandsverordnungen. 101 


kennengelernt haben. Wir müssen aber noch weiter fragen: 
Hat der Gesetzgeber diesem Gedanken auch eine5”) Er- 
klärung gegeben? Wir gehen daher nunmehr zur Inter- 
pretation des $ 34 Nr. 3 der Generalsynodalordnung über. Das 
von der Notstandsverordnung erfasste Gebiet ist mit den 
Worten gekennzeichnet: „Anordnungen, welche regelmässig der 
beschliessenden Mitwirkung der Generalsynode bedürfen“. Es 
fragt sich: Was ist unter beschliessender Mitwirkung zu ver- 
stehen ? 

Es sei zunächst darauf hingewiesen, dass die mit der 
Generalsynodalordnung im engsten Zusammenhang stehende 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873 
denselben Ausdruck aufweist. $ 31 der Synodalordnung zählt 
bestimmte Angelegenheiten auf, „in denen der Gemeinde- 
kirchenrat der beschliessenden Mitwirkung der Gemeinde- 
vertretung bedarf“. Noch wichtiger ist es, dass die Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung den Begriff der „beschliessenden 
Mitwirkung“ an einer anderen Stelle bestimmt°®), 

829 a..a. 0. sagt: 


„Die Gemeindevertretung verhandelt und beschliesst 
in Gemeinschaft mit dem Gemeindekirchenrate 
über die von dem letzteren zur Beratung vorgelegten 
Gegenstände.“ 


„Beschliessende Mitwirkung“ liegt also da vor, wo eine 
gemeinschaftliche Beschlussfassung des Greemeindekirchenrats 
und der Gemeindevertretung stattfindet, wo die Beschlüsse 
der beiden Organe zu einem einheitlichen Akt verschmolzen 
werden. 

Wir wollen uns hier einer in der staatsrechtlichen Doktrin 
formulierten Unterscheidung erinnern, die wir im Anschluss 
an Laband°°) wiedergeben. Man unterscheidet im Staatsrecht 


57, Windscheid-Kipp l. c. Bd. I, 8. 86. 
58) Friedberg, V.G., 8. 56 fl. 
59) Laband].c.l, .S. 277 u. 278. 
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zwischen der Form des Gesetzes und der Form der Genehmi- 
gung. Die Form der Genehmigung finden wir bei Regierungs- 
akten, die „ihrem Wesen nach“ auch ohne Zustimmung des 
Repräsentationsorganes vorgenommen werden könnten, „deren 
Vornahme aber den dazu befugten Organen ohne diese Zu- 
stimmung untersagt ist“, wobei die Zustimmung bald im vor- 
aus, bald nachträglich einzuholen ist. „In beiden Fällen aber, 
mag die Zustimmung des Repräsentationsorganes vorausgehen 
oder nachfolgen, steht diese selbständig und unabhängig neben 
der Willenserklärung der Regierung.“ 

Die Form des Gesetzes finden wir da, wo die Zustimmung 
des Repräsentationsorganes „begriffliche Voraussetzung“ einer 
Anordnung ist. Bei dem Gesetze bildet die Willenserklärung 
des Repräsentationsorganes einen „integrierenden Bestandteil 
des staatlichen Willensaktes“. Das Gesetz enthält nicht zwei 
Willenserklärungen von identischem Inhalt, sondern in der 
Form des Gesetzes wird die Willensäusserung der Regierung 
und des Repräsentationsorganes zu einem Akte „verschmol- 
zen“, zu einer Willenserklärung verbunden. In diesem Sinne 
können wir in der Form des Gesetzes eine gemeinschaftliche 
Beschlussfassung der Regierung und des Repräsentationsorganes 
erblicken. 

Und aus diesem Gesichtspunkte heraus begreifen wir, 
wenn die Generalsynodalordnung sagt (8 5): 


„Die Generalsynode hat mit dem Kirchenregimente 
des Königs.... über die gesetzliche Fortbildung 
der landeskirchlichen Einrichtungen zu be- 
schliessen.“ 


Hier finden wir oder findet sich die nämliche Umschreibung 
des Begriffes der beschliessenden Mitwirkung wie in der 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung und zwar gerade an 
der Stelle, wo der Weg der Gesetzgebung, die Form des 
Gesetzes, gezeichnet wird. Hienach tragen wir kein Bedenken, 
den Begriff der beschliessenden Mitwirkung dem Begriffe des 
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formellen Gesetzes gleichzusetzen®°). Somit gelangen wir auch 
aus der Fassung des $ 34 Nr. 3 selbst zu dem Resultate, zu 
dem uns die Prüfüng der Vorgeschichte der preussischen Not- 
standsverordnungsnorm geführt hat. 

Zum Schlusse wollen wir noch einen Blick auf die in 
Anwendung des $ 34 Nr. 3 bisher gepflogene Praxis werfen 
und sehen, ob das von uns gewonnene Resultat der hier herr- 
schenden Auffassung entspricht. 

Bei der unglücklichen systematischen Stellung der Not- 
standsverordnungsnorm kann es nicht wundernehmen, dass 
auch in der Praxis über den Inhalt des $ 34 Nr. 3 nicht immer 
Klarheit herrschte. 

Nach 8 7 Nr. 7 °)) der Generalsynodalordnung vom 20. Ja- 
nuar 1876 unterliegen „die kirchlichen Erfordernisse der 
Anstellungsfähigkeit und die kirchlichen Grundsätze über die 
Besetzung der geistlichen Aemter ausschliesslich der landes- 
kirchlichen Gesetzgebung“. Der Generalsynodalvorstand war 
im Jahre 1883 der Ansicht, dass die Bildung und Zu- 
sammensetzung der kirchlichen Prüfungsbehörden auf Grund 
des 8 7 ebenfalls nur im Wege der landeskirchlichen Gesetz- 
gebung geordnet und verändert werden könnten. Hiergegen 


60%) Vgl. auch Verhandlungen der ausserordentlichen Generalsynode 
der evangelischen Landeskirche Preussens vom 24. November bis 18. De- 
zember 1875, S. 241: 

„Allein nach dem Antrag Hegel soll die ganze Organisation und 
Kompetenz der Kirchenbehörden nur auf dem Wege landes- 
kirchlicher Gesetzgebung, also unter beschliessen- 
der Mitwirkung der Generalsynode zu stande kommen.“ 

Vgl. auch Schoen l.c. S. 440: „Die Vertretung der Synode durch 
den Vorstand ist allgemein da für zulässig erklärt, wo es der beschlies- 
senden Mitwirkung jener bedarf, also nicht nur, wenn es sich um Ver- 
waltungsanordnungen, sondern ebenso, wenn es sich um die Setzung von 
Rechtsnormen durch das Kirchenregiment handelt.“ 

61) Zu dem Folgenden cf. Verhandlungen der 2. ordentlichen General- 
synode der evangelischen Landeskirche Preussens 1885, Anlag. S. 945 
und 953. 
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war von seiten des ÖOberkirchenrates das Bedenken erhoben 
worden, „dass schon die sechsjährige Periode zwischen dem 
Zusammentreten der Generalsynode es nicht gestatte, für die 
hinsichtlich des Prüfungsverfahrens erforderlichen Vorschriften 
die Initiative des Kirchenregiments zu binden“. Der General- 
synodalvorstand wies darauf hin, dass im Falle eines unvorher- 
gesehenen Bedürfnisses „gesetzlicher Anordnungen die 
Generalsynodalordnung in $ 34 Nr. 3 das Auskunftsmittel einer 
provisorischen Abhilfe darbiete*. Hierauf erwiderte jedoch 
der Oberkirchenrat, dass es an sich nicht ganz zweifellos sei, 
inwieweit die Bestimmung des $ 34 Nr. 3 der Generalsynodal- 
ordnung „auch auf die landeskirchliche Gesetzgebung bezogen 
werden könne“. 

Dass diese Zweifel des Oberkirchenrates später behoben 
wurden, zeigen die der Preussischen Notstandsverordnung vom 
7. März 1887 vorangegangenen Verhandlungen °?). 

Durch Allerhöchsten Erlass vom 19. Mai 1886 war ein 
besonderes Konsistorium für die Provinz Westpreussen gebildet 
worden. Deshalb erschien es nötig, auch hinsichtlich der 
Synodalverhältnisse Neuregelungen dahin zu treffen, dass für 
die Provinzen Ost- und Westpreussen je ein besonderer Pro- 
vinzialsynodalverband gebildet würde. Diese Regelung hatte 
nach Ansicht des Oberkirchenrats ?) in Form einer Aller- 
höchsten Order zu ergehen. Da sich aber gleichzeitig durch 
die Neubildung der Provinzialsynodalverbände Aenderungen 
der (seneralsynodalordnung benötigten und hinsichtlich dieser 
Aenderungen der Weg der landeskirchlichen Gesetzgebung vor- 
geschrieben war, so entwarf der Oberkirchenrat „auf Grund des 
$ 34 Nr. 3 der Generalsynodalordnung einen kirchenregiment- 
lichen Erlass, der in eine Form gebracht wurde, welche es 
gestattete, ihn, falls die nächste Generalsynode ihre Ge- 


°?) Verhandlungen der 3. ordentlichen Generalsynode der evange- 


lischen Landeskirche Preussens, Anlagen S8. 1070—1079. 
62) Ebenda S. 1071. 
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nehmigung erteilte, unverändert als Kirchengesetz fort- 
bestehen zu lassen“. Der Oberkirchenrat wies darauf 
hin °*), „dass in ähnlicher Weise auch bei den auf Grund 
des Artikel 63 der Verfassungsurkunde ergehen- 
den sogenannten Notgesetzen verfahren werde. 
Der Generalsynodalvorstand 5) sprach sich in dem Schreiben 
vom 18. Oktober 1886 dagegen aus, dass die geplante Regelung 
teils in einer Allerhöchsten Order, teils in einem nach $ 34 
Nr. 3 zu treffenden Allerhöchsten Erlasse ausgeführt werden 
sollte. Er führte aus, dass die Gründung eines besonderen 
Provinzialsynodalverbandes für die Provinzen Ostpreussen und 
Westpreussen eine wesentliche Veränderung der Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung darstelle, die nach $7 Nr.5 
der Generalsynodalordnung ausschliesslich der landeskirchlichen 
Gesetzgebung unterliege. Weiter rügte er, dass die durch die 
Allerhöchste Order vorgesehene Aufhebung der königlichen 
Verordnung vom 9. April 1877 in Betreff der für die Provinz 
Preussen gebildeten Wahlverbände unzulässig sei. Denn auch 
die Bestimmung der Wahlkreise habe durch ein Kirchengesetz 
zu erfolgen, weil in 8 45 Abs. 2 der Generalsynodalordnung 
ebenso wie in der königlichen Verordnung vom 9. April 1877 
ausdrücklich erklärt wurde, dass die Verordnung nur bis zur 
anderweitigen kirchengesetzlichen Regelung gelten solle. 
Es sei also ein Allerhöchster Erlass nach $ 34 Nr. 3 zu 
extrahieren. 

Noch ein dritter Punkt bedurfte, nach Ansicht des General- 
synodalvorstandes, der Regelung durch ein Kirchengesetz. 
In Nr. 3 des Entwurfs der Allerhöchsten Order wurde hin- 
sichtlich der beiden reformierten Gemeinden zu Danzig und 
Elbing eine besondere vorläufige Bestimmung vorgesehen, der 
zufolge diese beiden westpreussischen Gemeinden der ost- 
preussischen Provinzialsynode unterstellt wurden. 

Hierin lag nach Ansicht des Generalsynodalvorstandes eine 


64) Ebenda S, 1071. 65) Ebenda S. 1074. 
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gesetzliche Ausnahme der Provinzialsynodalverfassung, die durch 
ein Kirchengesetz bezw. nach $ 34 Nr. 3 zu treffen sei. 

Der Oberkirchenrat gab den Bedenken des Generalsynodal- 
vorstandes nach und entwarf‘®) in Form eines Allerhöchsten 
Erlasses eine Notstandsverordnung, die die zunächst geplante 
Allerhöchste Order und den Allerhöchsten Erlass in sich ver- 
einigte. Was den Oberkirchenrat dazu veranlasste, seine ur- 
sprüngliche Ansicht aufzugeben, interessiert hier nicht. Wichtig 
ist für uns nur, dass sowohl nach Ansicht des Oberkirchen- 
rats, als auch nach Auffassung des Generalsynodalvorstandes 
die Frage, welche Anordnungen nach $ 34 Nr. 3 der General- 
synodalordnung zu treffen seien, sich mit der Frage deckte, 
welche Anordnungen der Form eines Kirchengesetzes bedürften; 
denn, wie es in dem Schreiben des Oberkirchenrates vom 
13. November 1886 heisst, war der Oberkirchenrat zunächst 
von der Auffassung ausgegangen, „dass die Einrichtung eines 
besonderen Provinzialsynodalverbandes für Westpreussen der 
Form eines Kirchengesetzes bezw. eines kirchenregi- 
mentlichen Erlasses im Sinne des $ 34 Nr. 3 nicht be- 
dürfe“ 67), 

Auf die materielle Bedeutung des Allerhöchsten Erlasses 
vom 7. März 1887 einzugehen nötigt uns eine Bemerkung, 
die in dem Schreiben des Kultusministers vom 30. März 1900 
sich befindet ®). Es wird hier gesagt, dass dem Allerhöchsten 
Erlasse vom 7. März 1887 „eine entscheidende Bedeutung 
kaum beigemessen werden könne, zumal es sich damals nur 
darum handelte, eine Frage der äusseren Organisation der 
Vertretungskörper unter Hinzutritt eines Staatsgesetzes zu 
regeln“. 

Wir nehmen vielmehr, was auch in dem Schreiben vom 
Greneralsynodalvorstande ausgesprochen wurde, an, dass es 
sich um eine wesentliche Aenderung der Kirchenverfassung 


66) Ebenda $. 1078 ft. 
67) Ebenda 8. 1078. 68) cf. oben Anm. 1, 8. 78. 
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handelte. $ 7 Nr.5 der Generalsynodalordnung bestimmt, „dass 
Aenderungen der Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 
10. September 1873 und dieser (d. h. der G.S.) Ordnung sowie 
Aenderungen der Kirchenverfassung, welche den Grundsatz 
betreffen, wonach das Kirchenregiment des Königs durch 
kollegiale mit geistlichen und weltlichen Mitgliedern besetzte 


. Behörden auszuüben ist, ausschliesslich der landeskirchlichen 


Gesetzgebung unterworfen sei“. Was eine wesentliche Ver- 
fassungsänderung ist, geht aus dieser Bestimmung nicht klar 
hervor. Deutlicher hatte den Gedanken des Gesetzgebers der 
Entwurf der Generalsynodalordnung nach Vorlage des Kirchen- 
regiments erkennen lassen, welche den Anfang der Bestim- 
mung dahin formulierte 6%), dass „Aenderungen der Kirchen- 
verfassung, welche entweder die durch die Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung vom 10. September 1873 und durch die gegen- 
wärtige Ordnung geschaffenen Institute der kirchlichen Selbst- 
verwaltung und Vertretung, oder den Grundsatz betreffen 
etc., ausschliesslich der landeskirchlichen Gesetzgebung unter- 
worfen seien“. Dass die Einrichtung eines neuen Provinzial- 
synodalverbandes eine Aenderung der Kirchenverfassung dar- 
stellt, welche die durch die Generalsynodalordnung geschaffenen 
Institute der kirchlichen Vertretung betrifft, dürfte unbedenklich 
anzunehmen sein. Die jetzige Fassung des $ 7 ]. c. bedeutet 
aber nur eine redaktionelle Aenderung, die materiell die Vor- 
lage unberührt lässt ?%). Demnach dürfte der Inhalt des Aller- 


6%) Am Anm. 60 a. O. 8. 734. 

70%) Die jetzige Fassung des $ 7 Nr. 5 G.S.0. beruht auf einem 
von Hinschius gestellten Antrage. 

Zu diesem Antrage bemerkte Herrmann: 

„Was mich am meisten abhält, mich für den Antrag zu interes- 
sieren — bekämpfen will ich ihn nicht — ist folgendes. Der ganze 
8 6 ist konstruiert nach dem Gedanken, dass man die Gegenstände 
materiell nach ihrem Gehalt bezeichnet, welche lediglich der Landes- 
gesetzgebung unterliegen sollen; man hat vermieden, durch Ver- 
weisung auf ein anderes Gesetz auf formelle Weise die Kom- 
petenz der landesüblichen Gesetzgebung zu bestimmen. Von diesem 
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höchsten Erlasses besser als wesentliche Veränderungen der 
Kirchenverfassung und alsein Verfassungsrecht setzender Rechts- 
akt zu betrachten, als mit den Worten „äussere Organisation 
der Vertretungskörper* zu bezeichnen sein. 

Die bei dem Allerhöchsten Erlasse vom 7. März 1887 
hervorgetretene Rechtsauffassung stiess auch bei dem könig- 
lichen Staatsministerium auf keine Bedenken; denn durch die 
Erklärung des Staatsministeriums wurde festgestellt, dass „gegen 
den Erlass der Notstandsverordnung von Staats wegen nichts zu 
erinnern sei“. 

Ein weiterer Anwendungsfall des $ 34 Nr. 3 ist sogar 
auf eine Anregung des Ministers der geistlichen Angelegen- 
heiten zurückzuführen ’Y). Wir meinen die Notstandsverord- 
nung vom 29. Juli 1889, welche die Aenderung des allge- 
meinen Kirchengebetes bezüglich der Fürbitte für die kaiser- 
liche Marine betrifft. Auf Grund des $7 Nr. 3 der General- 
synodalordnung, der „die zu allgemeinem landeskirchlichen Ge- 
brauche bestimmten agendarischen Normen ausschliesslich der 
landeskirchlichen Gesetzgebung unterwirft“, war in der zweiten 
ordentlichen Generalsynode im Jahre 18857?) die Aufnahme 
einer Fürbitte für die Marine auf Antrag des Kirchenregi- 
ments beschlossen worden. Eine Aenderung dieser Fürbitte 
konnte demnach nur im Wege der Gesetzgebung vorgenommen 


Grundsatz wird abgewichen, wenn die Fassung Hinschius beliebt 

wird, die, von der bezeichneten Unsymmetrie abgesehen, allerdings. 

einige praktische Vorteile bietet. Stimmen Sie daher aus prakti- 
schen Gründen mit dem Antrage Hinschius überein, so habe 
ich nichts dagegen zu erinnern.“ 

Am Anm. 60 a. O. S. 242, 243 auch S. 238. 

”!) Am Anm. 62 a. O. S. 1068 ff. insbesondere cf. das S. 1069 ab- 
gedruckte Schreiben des Ministers der geistlichen etc. Angelegenheiten 
vom 17. Mai 1889: „Ich habe mir erlaubt auszuführen, dass der $ 34 Nr. 3 
der Generalsynodalordnung sehr wohl eine Handhabe zu einer baldigen 
Aenderung des Kirchengebets biete.“ 

”?) cf. am Anm. 61 a. O. S. 351; 8. 462—471 (erste Lesung); S. 495 
(zweite Lesung). Vgl. auch $ 32, Abs. 4. 6.8.0. 
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werden. Erachtete der Minister der geistlichen Angelegenheiten 
den Weg der Notstandsverordnung für diese Regelung für zu- 
lässig, so erkannte er damit gleichzeitg an, dass $ 34 Nr. 3 
auch bei Anordnungen anzuwenden sei, die der Form eines 
Kirchengesetzes bedürfen. 

Demnach dürfte es berechtigt sein, zu behaupten, dass 
die Auffassung der Notstandsverordnungsnorm, zu der wir auf 
Grund der Vorgeschichte und Fassung des $ 34 Nr. 3 gelangt 
sind, der in der Praxis herrschenden Ansicht entspricht "3). 

Für die übrigen Kirchenverfassungen wollen wir den Be- 
weis dafür, dass Notstandsverordnungen grundsätzlich da zu- 
lässig sind, wo im Regelfalle die Form des Gesetzes erfordert 
ist, nicht führen. Es genügt hier festzustellen, dass keine 
dieser Verfassungen uns einen Anhalt dafür bietet, dass in ihr 
eine Abweichung von der gewöhnlichen Regelung des Inhalts 
des Notstandsrechts beabsichtigt sei. 


87: 


2. Die Grenzen der Notstandsverordnung. 


Die kirchenrechtlichen Notstandsverordnungen sind durch 
dieselben Schranken begrenzt wie jede kirchliche Regelung: ein- 
mal durch staatsrechtliche Schranken !), indem sie nur insoweit 
gültig sind, als sie nicht mit einer staatsrechtlichen Regelung 
in Widerspruch stehen, und sodann durch kirchenrechtliche ?), 
indem sie Gegenstände, hinsichtlich derer kirchengesetzliche 
Regelungen ausgeschlossen sind, wie z. B. das Bekenntnis, nicht 
zu ihrem Inhalte machen können. Diese Punkte sollen hier 
jedoch nicht näher erörtert werden. Vielmehr wollen wir uns 


73) cf. am Anm. 1a. 0. S.52. „Indem durch den Generalsynodal- 
vorstand erweiterten Evangelischen Oberkirchenrat herrschte Einmütig- 
keit darüber, dass .. die Bedenken des Staatsministeriums als begründet 
nicht anzusehen seien.“ 

1) cf. Kahll. ce. 8. 54. Vgl. auch weiter unten $. 128. 

2) cf. Friedberg, V.R. S. 128. Bierling, Gesetzgebungsrecht 
evangelischer Landeskirchen im Gebiete der Kirchenlehre, Leipzig 1869. 
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auf die Besprechung der für die Notstandsverordnung als solche 
eigentümlichen Grenzen beschränken. 

Für sämtliche Verfassungen ist zwecks Bestimmung der 
Grenzen des Notstandsrechts die Frage von Wichtigkeit: Können 
kirchliche Notstandsverordnungen die Kirchenverfassung ändern? 

Dieses ist gelegentlich zur Zeit der Geltung der Olden- 
burgischen Kirchenverfassung von 1849 bestritten worden. Es 
heisst hier in einem Bericht des Synodalausschusses: „Kann 
nun aber der Oberkirchenrat zu einer Aenderung der Kirchen- 
verfassung ermächtigt sein, auch unter den dringendsten Um- 
ständen? Allerdings gibt der Artikel 120 dem Oberkirchen- 
rate die Ermächtigung, Verfügungen zu treffen, die seine 
regelmässige Zuständigkeit überschreiten, und eine allgemeine 
Rechtsregel gebietet, da nicht zu unterscheiden, wo das Gesetz 
nicht unterscheidet; aber im Zusammenhalt mit dem Artikel 80 
(zweiter Satz) erscheint es doch sehr zweifelhaft, ob das Ge- 
setz dem Oberkirchenrate eine so exorbitante, höchst bedenk- 
liche Befugnis habe geben wollen?“ °), 

Der herangezogene Artikel 80 Satz 2 bestimmte, dass zu 
Abänderungen des Verfassungsgesetzes eine bestimmte Majori- 
tät in der Synode erforderlich sei. Die Bestimmung, dass 
Verfassungsänderungen an bestimmte Majoritäten gebunden 
sind, findet sich auch in der Mehrzahl der uns hier inter- 
essierenden Kirchenverfassungen*). Und den Satz, dass durch 
Notstandsverordnungen „alles das bestimmt werden kann, was 
sonst durch echte Gesetze bestimmt werden kann, sofern diese 
nicht an bestimmte Mehrheiten gebunden sind, wie dies bei 
Verfassungsgesetzen der Fall ist“, finden wir auch in der 
staatsrechtlichen Doktrin ausgesprochen 5). 


’) Am Anm. 26 des $ 6 dieses Buches a. O. S. 59. 

*) 8 32, Abs. 5 der Preussischen Generalsynodalordnung, $ 76 der 
Badischen Kirchenverfassung, & 75 des Oldenburgischen Verfassungsge- 
setzes vom 11. April 1853 u. a. m. 

°) Wielandt, Staatsrecht des Grossherzogtums Baden bei Mar- 
quardsen III 1,3, S. 166. 
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Wir vermögen jedoch nicht der in ihm niedergelegten 
Ansicht beizupflichten. Verfassungsgesetze werden wie ge- 
wöhnliche Gesetze im Wege der Gesetzgebung erlassen. Zu 
ihrer Normierung bedarf es der Form des Gesetzes. Wesent- 
lich bei der Form des Gesetzes ist aber, wie wir gesehen 
haben, nur die Verschmelzung des Willens des Repräsentations- 
organes und der Regierung zu einem einheitlichen Akte, und 
diese Verschmelzung findet statt, ganz gleichgültig, ob sich der 
Wille des Repräsentationsorganes in einer einfachen oder einer 
qualifizierten Majorität äussert. Dass den Verfassungsgesetzen 
eine „höhere Autorität“) zukommen soll, weil sie an eine 
bestimmte Mehrheit gebunden zu werden pflegen und deshalb 
nur unter erschwerten Bedingungen abgeändert werden können, 
halten wir für unzutreffend. 

Ist nun bei dem Erlass einer Notstandsverordnung von 
dem Erfordernis der Gesetzesform dispensiert, so gilt dieser 
Dispens für alle Fälle, in denen die Form des Gesetzes im 
Regelfall geboten ist. Weshalb er hinsichtlich der Verfassungs- 
gesetze ausgeschlossen werden sollte, ist nicht ersichtlich, 

Auch halten, wir eine andere, häufig in der staatsrecht- 
lichen Literatur auftretende Begründung der Unzulässigkeit 
von Verfassungsänderungen durch Notstandsverordnungen für 
verfehlt. Der in zahlreichen Staatsverfassungen, z. B. im 
Artikel 63 der Preussischen Verfassungsurkunde erscheinende 
Satz, dass Notstandsverordnungen der Verfassung nicht zuwider- 
laufen dürfen, wird als „selbstverständliche* Grenze des Not- 
standsrechts angesehen, und zwar wird dieses zumeist damit 
begründet, „dass die ganze Ermächtigung der Regierung zu 
diesem Schritte auf der Grundlage der Verfassung beruht“ ?). 
Eine Ausübung des Notstandsartikels, der eine Verfassungs- 
änderung enthalte, stelle damit den Notstandsartikel selbst in 
Frage. 

6) Gegen die „höhere Autorität“ Laband I. c. II, S. 35. 

?) Schulze, Preussisches Staatsrecht, S. 35; derselben Ansicht 
Glatzerl. c. S. 30. 
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Auch das Gesetzgebungsrecht und die Kompetenzkompe- 
tenz beruhen auf der Grundlage der Verfassung, und den- 
noch fällt es niemand ein, zu behaupten, dass eine Ausübung 
des Artikels 78 der Reichsverfassung den Artikel 78 selbst 
in Frage stelle. 

In der oben zitierten Einschränkung des Notstandsrechts 
in den Staatsverfassungen erblicken wir keine selbstverständ- 
liche, sondern eine „ausdrückliche“ ®), historisch zu erklärende °) 
Verfassungsbestimmung. Hinsichtlich der Kirchenverfassungen, 
die von dieser Grenze des Notstandsrechts nichts wissen, 
müssen wir die Frage, ob Notstandsverordnungen Verfassungs- 
bestimmungen ändern können, bejahen, und mit der Bejahung 
dieser Frage befinden wir uns in Uebereinstimmung mit der 
im Kirchenverfassungsrecht gepflogenen Praxis, was ein Blick 
auf die oben zitierten Anwendungsfälle der Notstandsver- 
ordnungsnormen dartun kann). 

Von Bedeutung erscheint zwecks Bestimmung der Grenzen 
des Notstandsrechts für eine Reihe von Verfassungen die Unter- 
scheidung zwischen „wichtigen* und „unwichtigen“ Materien. 
So können in Sachsen- Weimar-Eisenach grundsätzlich nur 
Gegenstände durch Notstandsverordnungen geregelt werden, 
welche „nicht gewichtig genug sind, um ihretwegen eine ausser- 
ordentliche Synode zu berufen“. Wirft man nun gegenüber 
den oben !!) zitierten Anwendungsfällen der Notstandsverord- 
nungsnormen in Sachsen-Weimar-Eisenach die Frage auf, ob 
wir es mit wichtigen Materien zu tun haben, so wird schwer- 
lich die Antwort bejahend ausfallen. Der Preussischen General- 
synode von 1875 erschienen „die kirchlichen Bedingungen der 
Trauung“ als eine der wichtigsten Fragen, und es wurde des- 
halb auf Anregung der Generalsynode beschlossen !?), dass 


°) Georg Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes® 1899, 
S. 520. 

®) ef. $ 5 unseres ersten Buches. 

10) Oben $. 95, 98, 106. 1.8, 98. 

'?) Auf einen von Bierling gestellten Antrag hin vgl. Verhand- 
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Anordnungen, welche diese Materien beträfen, ausschliesslich 
im Wege der landeskirchlichen Gesetzgebung erlassen werden 
könnten. Das Sachsen-Weimar-Eisenachsche 1°) Kirchenregi- 
ment hielt den Gegenstand nicht für wichtig genug, um seinet- 
wegen eine ausserordentliche Synode zu berufen, und erliess 
ein provisorisches Kirchengesetz, betreffend die „kirchlichen 
Eheverkündigungen und Trauungen“ !®), 

Hinsichtlich der Verfassungen, die den Erlass von Not- 
standsverordnungen, teils bei dringenden wichtigen, teils bei 
unwichtigen dringenden Materien zulassen !°), ist es der Inter- 
pretation nicht möglich, zwischen Inhalt und Grenzen der Not- 
standsverordnung reinlich zu scheiden, denn die Frage, was 
wichtige und was unwichtige Materien sind, ist nicht durch 
„juristische Reflexion“ zu ergründen. Diese Begriffe haben 


lungen der ausserordentlichen Generalsynode der evangel. Landeskirche 
Preussens 1875, S. 258, 736 i. V. m. 8. 737. 

13) Vgl. hierzu die Schriftstücke der 2. ordentlichen Synode der 
evangelischen Landeskirche d. Grossherzogtums Sachsen-Weimar-Eisenach, 
Weimar 1879, insbes. S. 68. 

„Es ist wohl unzweifelhaft, und dies vom ständigen Synodalausschusse 
ausdrücklich ausgesprochen worden, dass die gegenwärtige Vorlage zu 
den wichtigen kirchlichen Angelegenheiten gehört und ihrem 
Wesen nach wohl kaum zu den im $ 32 der Synodalordnung vorge- 
sehenen Fällen gerechnet werden kann. ..... Wenn nichtsdestoweniger 
der ständige Synodalausschuss seine Zustimmung dazu gegeben hat, diese 
Angelegenheit im Wege der provisorischen Gesetzgebung zu ordnen, so 
hat ihn hierzu nur der Umstand bewegen können, dass der rechtzeitigen 
Einberufung der Landessynode die allerwesentlichsten Schwierigkeiten 
entgegenstehen.“ 

Demnach handelte bei Erlass der Notstandsverordnung vom 31. Ok- 
tober 1875 sowohl das Kirchenregiment wie der Synodalausschuss ver- 
fassungswidrig. Das Kirchenregiment, weil der Synodalausschuss seine 
Zustimmung nicht nach Massgabe des $32 d. h. zu einem unwichtigen 
Gesetze erteilt hatte, der Synodalausschuss, weil ihm nicht das Recht 
zustand, bei wichtigen Materien zuzustimmen. 

14) Vgl. oben S. 98. 

15) cf, $ 4 dieses Buches unserer Untersuchung. 
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„Quelle und Norm“ nicht „in dem subjektiven Bewusstsein 
des Einzelnen, sondern in dem Gemeinbewusstsein“ 1°). 

Die Grenzen, welche dem Notstandsrecht im Bereich der 
preussischen Generalsynode gesteckt sind, wollen wir aus- 
führlicher betrachten. Alle Regelungen, die nicht unter die 
Definition fallen, „Anordnungen, welche regelmässig der be- 
schliessenden Mitwirkung der Generalsynode bedürfen“, können 
nicht Inhalt einer Notstandsverordnung sein. Nach den Be- 
standteilen der Definition ergibt sich im einzelnen folgendes: 


1. Anordnungen. 


Ausgeschlossen sind alle Notstandsverordnungen ohne nor- 
mativen Inhalt; insbesondere kann die der Generalsynode an- 
heim gegebene Entscheidung darüber, ob „ein Beschluss der 
Provinzialsynode mit der Einheit der evangelischen Landes- 
kirchen in Bekenntnis und Union, in Kultus und Verfassung 
nicht vereinbar ist“ ($ 18 G@.8.O.), niemals durch Notstands- 
verordnung getroffen werden. 


2. Mitwirkung. 


Die eben angeführte Bestimmung ($ 18 G.S.O.) im 
Wege der Notstandsverordnung zu treffen, würde sich weiter 
deshalb verbieten, weil die Generalsynode hier selbständig zu 
entscheiden hat, ohne an eine Mitwirkung des Kirchenregiments 
gebunden zu sein. Ebenso ist überall, wo sich die Befugnis, 
Anordnungen zu treffen, aus Kollegialrechten ??) der General- 
synode ergibt (vgl. 88 27 ff. G.S.O.) und das Erfordernis der 
„Mitwirkung“ nicht vorliegt, der Weg der Notstandsverordnung 
für diese Anordnung nicht zu benutzen. 


3. Beschliessende Mitwirkung. 


Nicht bei jeder Art der Mitwirkung, sondern nur da, wo 
die Mitwirkung der Generalsynode sich in der Form des Ge- 


16) Diese Worte wendet Goldschmidt in der Berliner Festgabe 


für Gneist 1888, S. 65 auf den Gewaltbegriff an. 
17) cf. Friedberg, V.R., S, 418. 
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setzes äussert, ist eine Notstandsverordnung zulässig. Mithin 
scheiden die Fälle, in denen die Mitwirkung in der Form der 
Kenntnisnahme (z. B. 8 19 G.S.O.) oder in der Form der 
Genehmigung erscheint, aus. Als Beispiel von Kirchen- 
regierungsakten, die ihrem Wesen nach ohne Zustimmung der 
(eneralsynode vorgenommen werden könnten, deren Vornahme 
aber dem Kirchenregimente ohne diese Zustimmung untersagt 
ist, seien folgende genannt: 

87 Nr. 3 Abs. 5 G.S.O.: „Die Zulassung von Katechis- 
muserklärungen, Religionsbüchern und Gesangbüchern erfolgt 
für den allgemeinen landeskirchlichen Gebrauch nach erteilter 
Billigung der Generalsynode .......... durch Verfügung 
des Kirchenregimentes.“ 

8 13 G.8.0.: „Anordnungen der Kirchenregierung wegen 
Einführung neuer regelmässig wiederkehrender, sowie wegen 
Abschaffung bestehender landeskirchlicher Kollekten bedürfen 
der Zustimmung der Generalsynode.“ 

819 Abs. 2 G.S.O.: „Zur Teilnahme der Landeskirche an. 
anderen kirchlichen Versammlungen, insbesondere denen von 
internationaler oder interkonfessioneller Art, bedarf es der Zu- 
stimmung der Generalsynode“. 


4. Bedürfen. 


Sowohl bei Verwaltungsanordnungen als auch bei Rechts- 
normen ist eine Regelung durch Notstandsverordnungen nur 
dann möglich, wenn im Regelfalle die Notwendigkeit besteht, 
sie in Form der Gesetzgebung zu erlassen. Es ist daher 
unzulässig !®), wenn die Kirchenregierung, im Wege der Not- 


15) Bei dem Erlass der Preussischen Notstandsverordnung vom 
7. März 1887 (cf. oben S. 104 f.) ging der Oberkirchenrat von der Auf- 
fassung aus, dass die Neubildung der Provinzialsynodalverbände ein Ver- 
waltungsakt sei, der der Form des Kirchengesetzes nicht bedürfe. 

Im Schreiben des Oberkirchenrats an den Generalsynodalvorstand 
vom 13. November 1886 heisst es: „Diese Auffassung finden wir durch 
die Ausführungen des Generalsynodalvorstandes keineswegs widerlegt, 
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standsverordnungen, Verwaltungsanordnungen erlässt, welche 
dem selbständigen Verordnungsrecht der Kirchenregierung 
unterliegen. 

Wirft man die Frage auf, welche Rechtsnormen nach der 
Generalsynodalordnung der Form des Gesetzes bedürfen, so 
stösst man auf einen eigentümlichen Widerspruch in der 
Kirchenverfassung. 

$ 6 der Generalsynodalordnung bestimmt: 


„Landeskirchliche Gesetze bedürfen der Zustimmung 
der Generalsynode und werden von dem König, kraft 
seines Rechts als Träger des Kirchenregiments, erlassen.“ 


Aus diesem Satze folgt, wie weiter oben erörtert ist, dass 
alle Rechtsnormen dem Weg der Gesetzgebung unterworfen 
sind, mitbin also der beschliessenden Mitwirkung der General- 
synode bedürfen. 

Diese Folgerung war jedoch von dem Gesetzgeber nicht 
beabsichtigt. Der Gesetzgeber wollte vielmehr nicht alle 
Rechtsnormen, sondern nur bestimmte Gebiete dem Weg der 
Gesetzgebung unterwerfen. Um dieses Prinzip zum Ausdruck 
zu bringen, erschien es genügend, die einzelnen Gegenstände 
aufzuzählen, für welche die Form des Kirchengesetzes erfordert 
werden sollte. 

In Anwendung des Prinzips, dass dem König alle Rechte 
verblieben, deren er sich in der Kirchenverfassung nicht ent- 


erachten vielmehr auch jetzt noch dafür, dass jene Einrichtung an sich 
als notwendige Konsequenz der durch den Allerhöchsten Erlass vom 
19. Mai d. J. erfolgten Einrichtung des Konsistoriums für Westpreussen 
erscheint und deshalb von Seiner Majestät dem Könige in seiner Eigen- 
schaft als Träger des landesherrlichen Kirchenregiments zu treffen ist.“ 

Erblickte der Öberkirchenrat in der Neuregelung der Synodal- 
verhältnisse der Provinz keine Anordnungen, welche regelmässig der be- 
schliessenden Mitwirkung der Generalsynode bedürfen, so handelte er 
inkorrekt, wenn er sich damit einverstanden erklärte, die Regelung in 
Form eines Notstandserlasses herbeizuführen. (Verhandlungen der dritten 
ordentlichen Generalsynode der evangelischen Landeskirche Preussens 
S. 1078 cf. oben 8. 104 £.) 
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äusserte, sollte sich die Folgerung ergeben, dass in allen Rechts- 
gebieten, die nicht ausdrücklich als der Form des Gesetzes 
bedürfend aufgeführt wurden, ein selbständiges Verordnungs- 
recht des Königs bestehen bliebe. 

Die Enumeration der dem selbständigen Verordnungsrecht 
entzogenen Materien sollte $ 7 der Generalsynodalordnung ent- 
halten, der bestimmte Gegenstände aufführt, die ausschliesslich 
dem Wege der Gesetzgebung unterworfen sind. 

Des selbständigen Verordnungsrechts sollte 88 der General- 
synodalordnung gedenken, welcher bestimmt: 


„Der Kirchenregierung wie der Generalsynode bleibt 
unbenommen, auch über andere Gegenstände der kirch- 
lichen Ordnung, deren allgemeine kirchengesetzliche 
Regelung heilsam erachtet wird, Gesetzesvorschläge zu 
machen. 

Ist diese Regelung erfolgt, so kann weder eine Ver- 
änderung derselben, noch deren Ueberlassung an die 
provinzialkirchliche Gesetzgebung oder an das kirchen- 
regimentliche Verordnungsrecht anders als im Wege der 
landeskirchlichen Gesetzgebung geschehen.“ 


Eigentümlich ist, dass $ 7 der Generalsynodalordnung 
zunächst seiner Fassung nach als mit $ 6 vereinbar erscheint. 
Von der aus $ 6 der Generalsynodalordnung folgenden Regel, 
dass alle Rechtsnormen, die in der Landeskirche gelten sollen, 
der Gesetzesform bedürfen, kann man zu einer wohlannehm- 
baren Auslegung der Worte des $ 7 „der landeskirchlichen 
Gesetzgebung unterliegen ausschliesslich“ gelangen. 

Indem wir uns zunächst eines im Staatsrecht von Laband !?) 
entwickelten Gedankenganges bedienen, schicken wir folgende 
Sätze voraus: Das Wort Gesetzgebung ?°), im subjektiven Sinne 


12) Laband l. c, II, S. 58-61. 

20) Im objektiven Sinne bedeutet Gesetzgebung „die Summe der 
auf Grund der Gesetzgebungsbefugnis in giltiger Weise erlassenen Vor- 
schriften“. Labandl. ce. II, S. 58. 
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verstanden, kann bald dem materiellen, bald dem formellen 
Gesetzesbegriffe entsprechen. Im ersten Falle bedeutet es die 
Kompetenz zur Aufstellung von Rechtsregeln, im zweiten Falle 
die Befugnis, in der Form des Gesetzes Willensakte von irgend- 
welchem Inhalte vorzunehmen. 

Die Vorschrift, dass eine gewisse kirchliche Tätigkeit 
auschliesslich der landeskirchlichen Gesetzgebung unterliegt, 
kann einen dreifachen Sinn haben. Entweder bildet den be- 
grifflichen Gegensatz das provinzialkirchliche Gesetz ; alsdann 
erkennt die Verfassung die Kompetenz der Landeskirche an 
und schliesst die der Provinzialkirchen aus, oder die Ver- 
ordnung des Kirchenregiments bildet den Gegensatz, dann 
schreibt die Verfassung die Form des Kirchengesetzes vor 
und schliesst die Form der Verordnung aus. Oder drittens 
will sie beides zugleich ausdrücken, sowohl die Befugnis 
der Landeskirche, als auch die Form ihrer Ausübung. 

Tritt man vom $ 6 @.8.O. ausgehend an den $ 7 der 
Generalsynodalordnung heran, so wird man sagen: Die Form, 
in welcher das Gesetzgebungsrecht sich in der Landeskirche 
äussert, ist bereits im $ 6 bestimmt. Unterwirft $ 7 bestimmte 
Gegenstände ausschliesslich der landeskirchlichen Gesetzgebung, 
so heisst dieses — es sei denn, dass man den Paragraphen als eine 
überflüssige Spezialisierung des im $ 6 6.8.0. ausgesprochenen 
Prinzips ansehen will — nicht, dass diese Gegenstände der 
Form des Gesetzes bedürfen. Es soll hier nicht die Form 
vorgeschrieben, in welcher Normen zu erlassen sind, sondern 
die Befugnis der Landeskirche zur Aufstellung rechtsverbind- 
licher Regeln begründet werden. 

Man wäre daher geneigt, den $7 der Generalsynodal- 
ordnung auf gleiche Stufe mit dem Artikel 4 der Reichs- 
verfassung zu stellen und zu sagen, dass der materielle Ge- 
setzesbegriff als zu Grunde liegend anzusehen sei und demnach 
der $ 7 den Zweck verfolge, die ausschliessliche Kompe- 
tenz der Landeskirche gegenüber der Provinzialkirche zu be- 
stimmen. 
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Tritt man jedoch an den $ 8 der Generalsynodalordnung 
heran, so wird man stutzig und fragt: Welche Gegenstände 
der „allgemeinen kirchlichen Ordnung“ bedürfen denn nicht der 
Regelung durch Kirchengesetz, wo $ 6 diese Form für alle 
materiellen Gesetze vorschreibt? Und eine Prüfung der Vor- 
arbeiten, auf denen die Generalsynodalordnung beruht, führt zu 
dem Ergebnis, dass zunächst nur die in $ 7 aufgezählten 
Gegenstände der Gesetzgebung im formellen Sinne unter- 
worfen werden sollten. 

In der Generalsynode von 1875 führte der Synodale 
Hegel aus?)): 

„Der $ 6 des Entwurfes soll die einzelnen Gegen- 
stände bezeichnen, welche der landeskirchlichen Gesetz- 
gebung anheimfallen. Es ist aber äusserst schwierig 
und eigentlich unlösbar, diese Gebiete gehörig zu be- 
stimmen und zu begrenzen, und es erscheint solche 
Spezialisierung nicht allein bedenklich, sondern auch ganz 
überflüssig. Im $ 5 wird der grosse, wichtige und durch- 
greifende Grundsatz ausgesprochen, dass künftig alle 
landeskirchlichen Gesetze der Zustimmung der General- 
synode bedürfen. Mehr braucht nicht gesagt zu werden. 
In der Preussischen Verfassungsurkunde ist auch nichts 
weiter als der allgemeine Grundsatz ausgesprochen, dass 
zu jedem Laandesgesetz die Uebereinstimmung des Königs 
und des Landtags erforderlich ist.“ 


Diese Bemerkungen Hegels sind als folgerichtige Durch- 
führungen des im $ 5 des Entwurfes ($ 6 der Generalsynodal- 
ordnung) ausgesprochenen Prinzipes anzusehen, da Hegel den 
Ausdruck „Gesetzgebung“ im 8 6 des Entwurfes im formellen 
Sinne verstand. Hegel übersah dabei, dass die Fassung des 
Begriffes im Sinne von Kompetenzbestimmung der Landes- 
kirche zu einem annehmbareren Resultate führt. 


?1) Verhandlungen der ausserordentlichen Generalsynode 1875, 
S. 232. 
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Den Ausführungen Hegels trat der Präsident ??) des evan- 
gelischen Oberkirchenrates in der Generalsynode mit folgenden 
Worten entgegen: 

„Wir haben also eine bestimmte abgegrenzte Sphäre 
der kirchlichen Gesetzgebung nicht; aber wir wollen und 
müssen eine solche erlangen, schon weil wir ein be- 
sonderes Organ der kirchlichen Legislation in dem syno- 
dalen Institute begründen. Da bleibt nichts anderes übrig, 
wenn nicht die Konfusion zur Regel werden soll, als 
einzelne Gegenstände zu bezeichnen, auf welche 
sich die kirchliche Gesetzgebung bezieht.“ 


Hier wird das Wort Gesetzgebung im $ 7 überall im 
formellen Sinne verstanden. 

In teilweiser Uebereinstimmung hiermit bemerken auch die 
Motive zum Entwurf der Generalsynodalordnung hinsichtlich 
des 86 folgendes?®): „Die getroffene Anordnung begründet 
die Notwendigkeit, dass über die hier aufgeführten Materien 
nicht anders als im Wege der landeskirchlichen Gesetzgebung 
disponiert werde. Sie hat dabei das Doppelte im Auge, 
diese Gegenstände einerseits der Regelung durch An- 
ordnungen der kirchlichen Verwaltung, anderseits der 
Behandlung durch die im $65 der Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung vom 10. September 1873 und in 
der Kirchenordnung vom 5. März 1835 begründete 
provinzielle Gesetzgebung zu entziehen. . 

Dass die unter 1—7 aufgeführten Gegenstände an sich 
durchaus allgemeiner Natur sind und daher unter dem Gesichts- 
punkt der Verhältnisse und Bedürfnisse der ganzen Landes- 
kirche behandelt werden müssen, bedarf keiner näheren Be- 
gründung. Ebensowenig wird in Zweifel zu ziehen sein, dass 
dieselben, nachdem für die kirchliche Gesetzgebung, unter Mit- 
wirkung der synodalen Vertretung der Gesamtkirche, eine neue 


22) Ebenda S. 235. 
23) Ebenda S. 771. 
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gesicherte Bahn eröffnet worden ist, ihrer wesentlichen Be- 
deutung halber nur auf diesem Wege, nicht durch An- 
ordnungen der Verwaltung, diejenige Fortbildung 
finden können, welche das jedesmalige Bedürfnis 
erfordert.“ 

Demnach soll der $ 6 des Entwurfes bezw. 87 der General- 
synodalordnung mit dem Worte „der landeskirchlichen Gesetz- 
gebung unterliegen ausschliesslich“ zugleich die Befugnis der 
Landeskirche gegenüber den Provinzialkirchen und die Form 
ihrer Ausübung bezeichnen. Uns interessiert hier hauptsächlich, 
dass die Worte als dem formellen Gesetzesbegriff entsprechend 
gedacht sind. Denn dieses zeigt, dass die Verfasser der 
Generalsynodalordnung die sich aus dem $ 6 der Generalsynodal- 
ordnung ergebende Folgerung nicht haben ziehen wollen und 
dass die Preussische Generalsynodalordnung die Enumerations- 
methode befolgt, woraus weiter der von Gierke ?*) in die Worte 
gefasste Schluss zu ziehen ist, „dass das gesamte kirchliche 
Rechtsgebiet, sofern dasselbe nicht speziell in $ 6 der landes- 
kirchlichen Gesetzgebung vindiziert sei und nicht etwa später 
nach $ 7 in die letztere hineingezogen werde, freie Domäne 
einseitiger Verordnungen sei.“ 

Auch in der Wissenschaft wird die Ansicht vertreten, dass 
die Preussische Generalsynodalordnung nicht hinsichtlich aller 
Materien die Normierung durch formelles Gesetz erfordert. 

Nach Friedberg ?’) zerfallen die Kirchenverfassungen in 
zwei Kategorien. „Die eine stellt die Forderung auf, dass zu 
allen Kirchengesetzen synodale Genehmigung erforderlich sei, 
wobei der allgemeine Satz entweder noch spezialisiert werde 
oder nicht. Die andere Kategorie von Kirchenverfassungen engt 
die gesetzgeberische Befugnis der synodalen Körperschaft auf 
bestimmte rechtliche Materien ein.“ Nach Friedberg fällt die 


24) Ebenda S. 641. 

25) Friedberg, V.R., S. 124 u. 125. Vgl. auch Arndt, „Das 
selbständige Verordnungsrecht“, 1902, S. 269, der dem $ 6 6.8.0. keinerlei 
Bedeutung zuzumessen scheint. 
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altpreussische Kirchenverfassung unter die zweite Kategorie, 
da hier dem Kirchenregiment „die Freiheit gegeben sei, Ver- 
waltungsverordnungen für das ganze kirchliche Gebiet, für das 
von der Gesetzgebung aber freigelassene Gebiet Rechtsver- 
ordnungen erlassen zu dürfen.“ 

Auf die Frage, warum die preussische Kirchenverfassung 
in die zweite Kategorie fallen soll, obwohl auch sie die Forde- 
rung aufstellt, dass zu allen Kirchengesetzen synodale Ge- 
nehmigung erforderlich sei, bleibt Friedberg jedoch die Ant- 
wort schuldig. 

Auch wir sind der Ansicht, dass der Wille des Gesetz- 
gebers in &7 der Generalsynodalordnung und nicht in $ 6, 
Absatz 1 den richtigen Ausdruck gefunden hat; aber wir glauben 
weiter die Frage beantworten zu müssen, welche Stellung die 
Interpretation dem $ 6 gegenüber einzunehmen hat. 

Eine Eliminierung des 86 der Generalsynodalordnung 
(Entwurf $5) wäre unstatthaft; denn hier sind die wichtigen 
Prinzipien aufgestellt, dass es eine besondere kirchliche Gesetz- 
gebung gibt, dass das Gesetzgebungsrecht quoad jus dem König 
zustehe, dass er aber quoad exereitium?*) hierin durch das 
Repräsentationsorgan beschränkt ist. Nur inwieweit der König 
bei Ausübung des Gesetzgebungsrechts beschränkt sein soll, 
bringt $ 6 nicht richtig zum Ausdruck. Nicht im ganzen 
Rechtsgebiet soll die Beschränkung eintreten, sondern es soll 
der Umfang der Beschränkung quoad exercitium durch die 
88 7 und 8 der Generalsynodalordnung bestimmt werden. 

Wir interpretieren daher den $ 6 der Generalsynodalord- 
nung einschränkend folgendermassen: 

Landeskirchliche Gesetze bedürfen nach Massgabe der 88 7 
und 8 der Generalsynodalordnung der Zustimmung der General- 
synode und werden vom König kraft seines Rechts als Träger 
des Kirchenregiments erlassen. 

In denjenigen Gebieten, wo landeskirchliche Gesetze der 


20)°C6-K a h171.70.:8.170: 
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Zustimmung der Generalsynode nicht bedürfen, können keine 
Notstandsverordnungen ergehen. 

Als Grenze der Notstandsverordnungen ergibt sich hier- 
nach: Rechtsverordnungen auf dem der landeskirchlichen Gesetz- 
gebung nicht unterworfenen Gebiete können im Wege der 
Notstandsverordnung nicht getroffen werden. 

Es ist also ausgeschlossen, dass in Materien, die der pro- 
vinzialkirchlichen Gesetzgebung oder dem kirchenregimentlichen 
Verordnungsrecht unterliegen, im Wege der Notstandsverord- 
nung Regelungen getroffen werden. 


b) Formelle Erfordernisse der Notstandsverordnung. 


88. 
1. Feststellung des Inhaltes. 


Wir haben im Vorhergehenden erörtert, was Inhalt einer 
Notstandsverordnung sein kann und darf. Wir fragen, indem 
wir auf die formellen Erfordernisse der Notstandsverordnung 
übergehen, weiter: Wie wird der Inhalt einer kirchenrecht- 
lichen Notstandsverordnung festgestellt? 

Vom Kirchenregimente allein wird der Inhalt im Herzog- 
tum Oldenburg, in Birkenfeld und in Württemberg festgestellt. 

In Württemberg besteht eine Besonderheit. Das Kirchen- 
regiment hat hier zunächst eine Aeusserung des Synodalaus- 
schusses in der Weise herbeizuführen, dass der Ausschuss 
über die Dringlichkeit und Zweckmässigkeit der geplanten An- 
ordnung vernommen wird. Beim Vorliegen einer Meinungs- 
verschiedenheit zwischen Kirchenregiment und Ausschuss ist 
das Kirchenregiment zwar nicht daran gehindert, die Verord- 
nung zu erlassen, jedoch muss, so bestimmt die Landessynodal- 
ordnung!) in diesem Falle, wenn der Synodalausschuss es 
verlangt, die Landessynode binnen Jahresfrist berufen werden?). 


!) cf. Anm. 1 zu $ 3 dieses Buches. 
2) Hier kann also der für das kirchliche Verfassungsrecht exzeptio- 
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Die übrigen Kirchenverfassungen räumen dem ständigen 
Ausschusse der Synode bei der Feststellung des Inhalts einer 
Notstandsverordnung ein Votum decisivum ein. Es wird hier 
ähnlich wie bei dem Wege der Gesetzgebung der Inhalt durch 
Zusammenwirken zwischen der obersten Kirchenbehörde und 
dem ständigen Ausschuss festgestellt. 

In Baden) und Hessen *) findet dieses Zusammenwirken 
in der Weise statt, dass die Mitglieder der Ausschüsse als 
ausserordentliche Mitglieder an den „Beratungen und Ent- 
schliessungen“* des Oberkirchenrats bezw. des Oberkonsistoriums 
teilnehmen. 

In Lippe, Sachsen-Weimar-Eisenach, Oesterreich und 
Preussen findet dagegen eine abgesonderte °) Beschlussfassung 
der Ausschüsse statt. Es tritt hier, wie es in Preussen heisst, 
der Synodalvorstand „als selbständiges Kollegium“ auf, das 
nach der Majorität beschliesst. 

Eine Besonderheit ist in Oesterreich bemerkenswert: Wenn 
hier eine Notstandsverordnung in dem durch $ 133, Nr. 2) 
dem Wirkungskreis der Generalsynode vorbehaltenen Gebiete 
getroffen werden soll, so bedarf es der „einhelligen Zustim- 
mung“ des Synodalausschusses. Diese Bestimmung entspricht 
der Wichtigkeit der in $ 133, Nr. 2 bezeichneten Fragen, der 
in der Kirchenverfassung ($ 134) auch weiter dadurch Rech- 
nung getragen ist, dass zur Fassung eines die in $ 135, Nr. 2 
aufgeführten Materien betreffenden Beschlusses in der General- 
synode eine Majorität von zwei Dritteln der anwesenden Mit- 
glieder erforderlich ist. 


nelle Fall eintreten, dass das Kirchenregiment zur Einberufung einer 
ausserordentlichen Landessynode verpflichtet ist. Einen ähnlichen Fall 
vergleiche bei Friedberg, V.R., 8.407 ($ 44 der Verfassung der evan- 
gelisch-lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate). 

°») 8 89, Abs. 4, 1. ec. (Friedberg, V.G., S. 488). 

*)$ 114, Abs. 5 in Verb. mit $ 134, Nr. 1u.$ 136.a.a. O. (Fried- 
berg, V.G., S. 526. 531. 532.) 

5) Friedberg, V.R., S. 161. 

°) Vgl. oben S. 96. 
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In Preussen gelten im einzelnen folgende Bestimmungen: 
Der Synodalvorstand wird von seinem Vorsitzenden nach Ver- 
einbarung mit dem evangelischen Oberkirchenrat nach Berlin 
berufen ($ 35, Abs. 1, G.S.O.). Gegenstand der Beratung des 
Synodalvorstandes ist zweierlei: einmal die Dringlichkeit und 
sodann die Zweckmässigkeit der Anordnung. Der Synodal- 
vorstand muss die Unaufschieblichkeit anerkennen und auch 
dem Inhalte des Erlasses zustimmen. 

Bevor sich der Synodalvorstand schlüssig macht, kann er 
eine gemeinschaftliche Beratung mit dem evangelischen Ober- 
kirchenrate verlangen, die der Oberkirchenrat sodann zu ver- 
anstalten hat ($ 34, Abs. 2 G.S.O.). 

Zu einem gültigen Beschlusse des Synodalvorstandes be- 
darf es der Anwesenheit von 5 Mitgliedern. Bei Stimmen- 
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag 
($ 35, Abs. 2 G.S.O.). 

An dieser Stelle dürfte es angebracht sein, die rechtliche 
Natur der Stellung des ständigen Ausschusses der Synode zu 
prüfen. Die Preussische Generalsynodalordnung qualifiziert 
dieselbe juristisch, indem sie sagt: der Synodalvorstand „ver- 
tritt“ die nicht versammelte Generalsynode. 

Nun kann „eine Vertretung in doppelter Weise stattfinden: 
entweder so, dass der Vertretende seinen Willen anstatt des 
Vertretenen mit Wirksamkeit für den letzteren erklärt, oder 
so, dass der Vertretende den Willen des Vertretenen erklärt. 
Im einen Falle ist der Vertreter Erzeuger eines eigenen Willens- 
aktes, im anderen Verkünder eines fremden Willensaktes“ ?). 
Der erste Typus der Vertretung könnte hinsichtlich des Synodal- 
vorstandes zutreffen, denn er ist Erzeuger eines eigenen Willens- 
aktes. Jedoch hat die Erklärung des Synodalvorstandes keine 
Wirksamkeit für die Generalsynode und deshalb kann die 
Stellung des Synodalvorstandes nicht als Vertretung qualifiziert 
werden. 


?) Seydel, Bayerisches Staatsrecht, Bd. I, S. 511. 
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Die Erfassung des Wortes „vertreten“ im Sinne von „an 
die Stelle treten“ führt zu einer annehmbareren Auslegung. 
Der Synodalvorstand tritt an die Stelle der Generalsynode, 
d.h. er übt ihre Rechte aus. Diesen Gedanken bringt die 
Lippesche Kirchenverfassung zum Ausdruck, wenn sie sagt, 
dass der Synodalausschuss in unaufschieblichen Angelegen- 
heiten, welche sonst der Mitwirkung der Generalsynode be- 
dürfen, zuzuziehen ist und „deren Rechte auszuüben“ hat°). 
Dieser Ausdruck trifft zu, da das im Normalfalle der General- 
synode zustehende Recht der Mitwirkung bei Feststellung des 
Gesetzesinhalts von dem Synodalvorstand ausgeübt wird. Dies 
Recht der Generalsynode, bei Feststellung des Gesetzesinhalts 
mitzuwirken, stellt sich aber gleichzeitig als Ausübung eines 
der Gesamtgemeinde, der Kirche zustehenden Rechtes durch 
ein Organ dar. Zur Vervollständigung der Charakterisierung 
der Stellung des ständischen Ausschusses der Synode können 
wir daher den von der österreichischen Kirchenverfassung ?) 
($ 3) gebrauchten Ausdruck adoptieren, welche den Synodal- 
ausschuss als „ein gesetzmässiges Organ für die Gesamt- 
gemeinde, durch welches die Kirche ihre Pflichten und Rechte 
ausübt“ bezeichnet. 


89. 
32. Die Sanktion. 


Wer hat den Inhalt der Notstandsverordnung mit dem 
Gesetzesbefehl auszustatten? Ein Teil der Kirchenverfassungen 
benennt den Träger des Notstandsrechtes ausdrücklich. 

In Sachsen- Weimar-Eisenach !) erlässt der Grossherzog die 
Notstandsverordnungen; in Oesterreich?) der Oberkirchenrat. 


®) Vgl. oben 8. 65. 

°) Vgl. oben 8. 73. Friedberg, V.G., 3. Ergänzungsbd., S. 187. 

!) „Ebenso werden Wir verfahren“. 

2) Es macht sich hier geltend, dass in Oesterreich der Kaiser nicht 
summus episcopus der evangelischen Landeskirche ist. cf. Friedberg, 
VRASE121 HE, 
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In Oldenburg, Baden, Hessen und Birkenfeld finden wir 
die eigentümliche Bestimmung, dass die oberste Kirchenbehörde 
(Oberkirchenrat bezw. Oberkonsistorium) mit Genehmigung des 
Landesherrn die Verordnung erlässt. Gewöhnlich finden wir 
eine Teilung in der Tätigkeit des Kirchenregimentes in der 
Weise °), dass der obersten Kirchenbehörde die Mitwirkung bei 
Festsetzung des materiellen Inhalts einer Anordnung über- 
tragen ist, die Sanktion jedoch, d. h. die Setzung des Befehls, 
dem Träger des Kirchenregiments, dem Landesherrn zusteht. 
Sonderbar ist es daher, dass bei Erlass von Notstandsverord- 
nungen dem summus episcopus nur ein liberum veto zustehen 
und der Befehl vom Oberkirchenrat ausgehen soll. Es macht 
sich hier eben geltend, dass die Worte „mit Genehmigung des 
Grossherzogs“ in eine Verfassung hineingeflickt *) sind, die ein 
landesherrliches Kirchenregiment zuerst nicht kannte. Der 
Versuch, durch dieses Einschiebsel den „kirchenregimentlichen 
Befugnissen“ des Landesherrn gerecht zu werden, ist als nicht 
besonders geglückt anzusehen. 

Trotz dieser Fassung der Vorschrift finden wir in Baden 
folgende Eigentümlichkeit: Bei allen Anwendungsfällen des 
8 114 ist hier der Befehl nicht vom Oberkirchenrat, sondern vom 
(Grossherzog ausgegangen. Wir finden in Baden regelmässig 
folgende den Gesetzesbefehl enthaltende Formulierung. „Auf 
den mit Zustimmung des Generalsynodalausschusses gestellten 
Antrag Unseres evangelischen Oberkirchenrates verordnen Wir 
auf Grund des $ 114 der Kirchenverfassung provisorisch wie 
folgt ete.?).“ 

Es liegt hier keineswegs eine irrtümliche Auffassung der 
Verfassungsbestimmung vor, vielmehr dürfte diese in Baden 
seit Inkrafttreten der Verfassung geübte Anwendung aus der 
hier als opinio necessitatis erscheinenden Rechtsregel zu erklären 


3) cf. Verhandlungen der 2. ordentlichen Generalsynode der evan- 
gelischen Landeskirche Preussens 1886, S. 246 ff. 

4). cf. oben Buch J, $ 6. 

5) ef. die S. 93 Anm. 33 angeführten Belege. 
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sein, dass die Sanktion gesetzvertretender Anordnungen ebenso 
wie die Sanktion der Gesetze dem Träger des Kirchenregiments 
zustehe. Hiernach hat sich in Baden ein dem Verfassungs- 
recht derogierendes Gewohnheitsrecht gebildet. 

Hinsichtlich derjenigen Verfassungen, die den Träger des 
Notstandsrechts nicht benennen, wie Preussen, Württemberg 
und Lippe, ergibt sich aus den Sätzen, dass Notstandsverord- 
nungen da zulässig sind, wo im Normalfalle der Weg der 
Gesetzgebung geboten ist, und dass bei dem Weg der Gesetz- 
gebung die Sanktion von den Trägern des Kirchenregiments 
ausgeht, die Folgerung, dass auch die Notstandsverordnungen 
von dem Landesherrn zu erlassen sind. So sind auch in Preussen 
die beiden oben erwähnten Anwendungsfälle des $ 34, Nr. 3 
in Form eines Allerhöchsten Erlasses aufgetreten. Der Weg 
der Gesetzgebung ist bei den Notstandsrerordnungen eben nur 
hinsichtlich der Mitwirkung der Generalsynode geändert. 

Nachdem wir für Preussen zu dem Resultat gelangt sind, 
dass der Träger des Notstandsrechts der König ist, müssen 
wir zu der in dem Schreiben des Kultusministers ©) angeregten 
Frage Stellung nehmen, inwieweit der $ 2 des Staatsgesetzes 
vom 28. Mai 1894 bei Notstandsverordnungen Anwendung finde. 
8 2 des Gesetzes vom 28. Mai 1894 entspricht hinsichtlich der 
Normierung des Unschädlichkeitsattestes bis auf eine redak- 
tionelle Aenderung ?) dem Artikel 13, Abs. 2 des Gesetzes vom 
3. Juni 1876. Unsere Ausführungen beziehen sich zunächst 
auf die Bestimmung des Gesetzes vom 3. Juni 1876. 

Es erschien notwendig, Kautelen zu normieren, durch die 
verhindert werden sollte, dass ein Kirchengesetz im Wider- 
spruch mit einem Staatsgesetz stände. Deshalb bestimmt 
Artikel 13 des Staatsgesetzes vom 3. Juni 1876: 


„Kirchliche Gesetze und Verordnungen, sie mögen für 
die Landeskirche oder für einzelne Provinzen oder Be- 


6) ef. oben 8. 80. 
?) Vgl. oben S. 80. 
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zirke erlassen werden, sind nur so weit rechtsgültig, als 
sie mit einem Staatsgesetz nicht im Widerspruch stehen. 

Bevor ein von einer Provinzialsynode oder von der 
Generalsynode beschlossenes Gesetz dem Könige zur 
Sanktion vorgelegt wird, ist durch eine Erklärung des 
Staatsministeriums festzustellen, dass gegen das Gesetz 
von Staats wegen nichts zu erinnern ist“. 


Mit dem Erfordernis der Unschädlichkeitserklärung be- 
zweckte man Konflikte in der Person des Landesherrn zu 
verhüten. Man wollte verhindern, „dass der Träger der Kirchen- 
gewalt durch Sanktionierung eines kirchlichen Gesetzes sich 
selbst in Widerspruch bringe mit seinen Anordnungen als In- 
haber der Staatsgewalt“ ®). 

Auch die Generalsynodalordnung hatte eine der im Abs. 2 
des Artikel 13 ähnliche Kautel normiert, indem sie im $ 6 
Abs. 3 bestimmte, dass, bevor ein von der Generalsynode an- 
genommenes Gesetz dem König zur kirchenregimentlichen 
Genehmigung vorgelegt würde, eine Erklärung des Ministers 
der geistlichen Angelegenheiten darüber herbeizuführen 
sei, ob gegen den Erlass des Gesetzes von Staats wegen etwas 
zu erinnern sei. 

Hinsichtlich der Bestimmung der Unschädlichkeitserklärung 
weicht die staatliche Regelung von der kirchlichen Ordnung 
in der Festsetzung des zur Ausstellung befugten Organs ab 
und in der Ausdehnung des Erfordernisses auf die provinzial- 
kirchliche Gesetzgebung. 

Da der Artikel 13, Abs. 2 als Ergänzung des $ 6, Abs. 3 
gedacht ist, so dürfte anzunehmen sein, dass, abgesehen von den 
hervorgehobenen Unterschieden, im übrigen eine materielle 
Uebereinstimmung der beiden Normen vorliegt. 

Wir haben bereits im Abs. 1 des $ 6 der Generalsynodal- 
ordnung den Ausdruck Gesetz im materiellen Sinne verstanden, 
und es würde daher den Regeln der Auslegung widersprechen, 


®, Kahll. c. S. 282. 
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im Abs. 3 desselben Paragraphen dem Worte eine andere 
Bedeutung beimessen zu wollen. Ueberdies geht aus der Vor- 
geschichte des $ 6 Abs. 3 G.S.O. hervor, dass man diese Kautel 
gerade bei Akten der Gesetzgebung im materiellen Sinne im 
Gegensatz zu Akten der Verwaltung für notwendig hielt. 

So führte bei den Verhandlungen der ausserordentlichen 
Generalsynode von 1875 der Kommissar des Kultusministers 
bei Widerlegung des Vorwurfs, dass die Fassung des $ 6, Abs. 3 
zu unbestimmt sei, Folgendes aus: °) 

„Diejenigen, welche bei der Generaldiskussion diesen Vor- 
wurf gemacht haben, werden sich erinnern, dass wir in der 
letzten Session des Landtages ein Gesetz für die katholischen 
Kirchengemeinden durchberaten haben, welches die Aufsichts- 
rechte des Staates auf dem Gebiete der Vermögensverwaltung 
im Gegensatz zu der älteren landesrechtlichen Gesetzgebung 
ganz genau auf einzelne Fälle terminiert, wo sie eintritt; also 
mit der Wirkung, dass sie da nicht eintritt, wo ein solcher 
Fall nicht vorliegt. 

Aber das ist auf dem Gebiete der Verwaltung. Man 
kann einzelne Verwaltungsakte hervorheben und sagen, hier 
soll der Staat Aufsichtsrechte ausüben, im anderen nicht. 

Der kirchlichen Gesetzgebung gegenüber lässt sich 
eine solche Spezialisierung nicht denken, und ich versichere, 
wir würden den Herren, die dies behauptet haben, sehr dank- 
bar sein, wenn sie sich der Mühe unterzögen, uns eine solche 
Spezialisierung vorzulegen. Der Inhalt der Gesetzgebung ist 
überhaupt nicht zu bemessen.“ 

Da nur die von der Generalsynode angenommenen Kirchen- 
gesetze der Unschädlichkeitserklärung bedürfen und nur die 
von der Generalsynode angenommenen Gesetze Gesetze im 
formellen Sinne sind, so ergibt sich als Folgerung, dass die 
Vorschrift des Artikel 13 des Gesetzes vom 3. Juni 1878, 
bezw. des $ 6, Nr. 3 der Generalsynodalordnung nur auf 


®) Verhandlungen der ausserordentlichen Generalsynode 1875, S. 161. 
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solche Aeusserungen des kirchlichen Imperiums Anwendung 
findet, die zugleich Gesetze im materiellen und formellen Sinne 
sind. Das Erfordernis der Unschädlichkeitserklärung ist eine 
„in den Weg der Gesetzgebung eingeschobene Ver- 
anstaltung“ 19), 

Bei der Beantwortung der Frage, ob auch die Notstands- 
verordnungen der Unschädlichkeitserklärung bedürfen, wäre 
man daher zunächst geneigt, folgendermassen zu argumentieren: 
Notstandsverordnungen können zwar Gesetze im materiellen 
Sinne sein, sie sind jedoch niemals von der „Generalsynode 
angenommene“ oder formelle Gesetze. Folglich können sie 
nicht unter die Bestimmung des Artikel 12, Abs. 2 fallen. 

Mit dem argumentum a contrario hier zu operieren, ver- 
bietet sich jedoch aus folgendem Grunde: 

In dem oben wiedergegebenen Schreiben des Kultus- 
ministers vom 30. März 1900 wird hervorgehoben, dass in dem 
Staatsgesetz vom 3. Juni 1876 der Notstandsverordnung nicht 
gedacht wird. Einer Prüfung der Vorarbeiten zu dem Gesetze 
vom 3. Juni 1876, der Beratungen desselben im Parlamente 
und der Fassung des Gesetzes selbst führt in der Tat zu dem 
Ergebnis, dass an keiner Stelle die kirchenrechtlichen Not- 
standsverordnungen erwähnt werden. Man wird sogar noch 
weiter gehen können und zu dem Schlusse gelangen, dass 
die Verfasser des Staatsgesetzes vom 3. Juni 1876 an die 
kirchenrechtlichen Notstandsverordnungen gar nicht gedacht 
haben. 

Dies geht insbesondere aus der Fassung des Artikel 13, 
Abs. 1 des Gesetzes vom 3. Juni 1876 hervor. Die im $ 6, 
Abs. 3 der Generalsynodalordnung fixierte Kautel erschien 
einer Erweiterung und Verallgemeinerung bedürftig. So heisst 
es in den Motiven zum Entwurf des Gesetzes betreffend die 
evangelische Kirchenverfassung in den acht älteren Provinzen 
der Monarchie: 


10) Kahlıl. ce. 8.282. 
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„Diese Kautel (scl. $ 6, Abs. 3, G.8.0.) ist aber nicht 
genügend, zumal sich $ 6 der Generalsynodalordnung 
nur auf landeskirchliche Gesetze, nicht auf provinziell- 
kirchliche ... bezieht und auch neben den kirch- 
lichen Gesetzen der kirchlichen Verordnungen 
gedacht werden muss, welche $8 der General- 
synodalordnung hervorhebt“ !}). 


Unter den Begriff „Verordnung“ im Sinne des $8 G.S.0. 
fällt die Notstandsverordnung nicht; denn $ 3 gedenkt des 
selbständigen Verordnungsrechts der Kirchenregierung; ein 
solches enthält $ 34, Nr. 3 der Generalsynodalordnung nicht, 
da nach ihm der König bei Erlass der Notstandsverordnung 
an die Zustimmung des Generalsynodalvorstandes gebunden ist. 
Noch weniger würde jedoch die Bezeichnung „Gesetz“ im 
formellen Sinne auf die Notstandsverordnung zutreffen. Wohin 
würde man nun gelangen, wenn man an den Artikel 13, Abs. 1 
mit dem argumentum a contrario heranträte? Zu der Folge- 
rung: Notstandsverordnungen nach $ 34, Nr.3 G.S.O. sind 
weder „kirchliche Gesetze“ noch „Verordnungen“ im Sinne des 
Artikel 13, Abs. 1 vom 3. Juni 1876. Daher sind sie gültig, 
selbst wenn sie mit einem Staatsgesetz im Widerspruch stehen! 

Schwerlich dürfte dieser Schluss der Absicht des Gesetz- 
gebers entsprechen. Vielmehr dürfte anzunehmen sein, dass 
es dem Gesetzgeber entgangen ist, dass es auch Aeusserungen 
des kirchlichen Imperiums gibt, die weder unter den Begriff 
des Gresetzes noch unter den Begriff der selbständigen Ver- 
ordnung fallen, und dass er beabsichtigte, im Artikel 13, Abs. 1 
jede mit einem Staatsgesetz im Widerspruch stehende Aeusse- 
rung für ungültig zu erklären. 

Dass der staatliche Gesetzgeber das im $ 34, Nr. 3 der 
Generalsynodalordnung versteckte Notstandsrecht nicht bemerkt 


'!) cf. „Anlagen zu den stenographischen Berichten über die Ver- 
handlungen des Hauses der Abgeordneten während der 3. Session der 
12. Legislaturperiode, Berlin 1876, Bd, I, Nr. 31 S. 387. 
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hat, ist um so verzeihlicher, als auch der kirchliche Gesetz- 
geber mit dem $ 34, Nr. 3 sich nur sehr wenig beschäftigt 
hat, und es insbesondere unterlassen hat, Stellung zu der Frage 
zu nehmen, ob sich aus den Sätzen, dass Notstandsverordnungen 
auch materielle Gesetze sein können, und dass bei Erlass einer 
Verordnung nach $ 34, Nr. 3 der Generalsynodalvorstand „die 
nicht versammelte Generalsynode vertritt“, die Folgerung er- 
gebe, die Bestimmung des 8 6, Abs. 3 G.S.O. auch auf Not- 
standsverordnungen anzuwenden. 

Gelangt man aber zu der Ansicht, dass weder der staat- 
liche Gesetzgeber bei Normierung des Artikel 13 des Gesetzes 
vom 3. Juni 1876, noch der kirchliche bei Abfassung des $ 6, 
Abs. 3 der Generalsynodalordnung das Vorhandensein der Not- 
standsverordnungen berücksichtigt hat, obwohl er Veranlassung 
hatte, auch diese Erscheinungsform zu erwägen '!?), so würde 
die Anwendung des argumentum a contrario die Auslegung 
schwerlich dazu führen, den Sinn des Gesetzgebers zu er- 
mitteln. 

Wir müssen vielmehr untersuchen, ob die im Artikel 13, 
Abs. 2 des Gesetzes vom 3. Juni 1876, bezw. im $ 6, Abs. 3 
der Generalsynodalordnung aufgestellte Regel auch auf Not- 
standsverordnungen Anwendung zu finden hat. Denn es ist 
Aufgabe der Rechtswissenschaft, Prinzipien, die der Gesetz- 
geber zum Ausdruck hat bringen wollen, auch auf die Fälle 
anzuwenden !3), die dem Gesetzgeber entgangen sind. Durch 
die „Fassung“ der staatsrechtlichen oder der kirchenrechtlichen 
Norm brauchen wir uns von der Lösung dieser Aufgabe nicht 
abschrecken zu lassen. 

Der Kommissar des Kultusministers führte in der General- 
synode von 1875 zu der Kautel des $ 6, Abs. 3 der General- 
synodalordnung aus !?): 


12) cf. Windscheid-Kippl. c., Bd. I, S. 89. 
18) ef. Entsch. d. R.G. in Zivilsachen, Bd. 24, 8. 50. 


1) Am Anm. 9 a. O. 8. 161. 
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„Die Staatsregierung muss um- so mehr auf diesem 
Standpunkt stehen bleiben, weil sie in der Person de: 
obersten Trägers des Kirchenregiments zugleich der 
Landesherrn zu verehren hat, und diese Vereinigung ir 
derselben Person nicht in einen Konflikt bringen darf. Es: 
muss also der etwaige Streit, der entsteht zwischer 
der Staatsregierung, dem Kirchenregiment unc 
den Synoden, in einem Stadium erledigt werden 
ehe die Sanktion einzuholen ist.“ 

Nach Feststellung des Gesetzesinhalts und vor Einholung 
der Sanktion greift die Vorschrift des $6, Nr. 3 G.8.0. ein 
Es wird hier der Umstand benutzt, dass der Weg der Gesetz: 
gebung in einzelne Stadien zerfällt und dass dadurch die Mög- 
lichkeit gegeben ist, schon bei Entstehung der Gesetze den 
Eintritt von Kollisionsfällen in der Person des Königs vorzu. 
beugen. 

Diese Möglichkeit besteht nicht bei Akten, die dem selb- 
ständigen Verordnungsrecht der Kirchenregierung unterliegen 
Die Verordnung entspringt einem Willensentschluss, und einer 
Weg der Verordnung, der in einzelne Stadien zerfiele, gib 
es nicht. 

Deshalb normierte Artikel 13 des Gesetzes vom 3. Jun 
1876 in Abs. 1 die allgemeine auch die Aeusserungen des selb; 
ständigen Verordnungsrechts umfassende Kautel. Weiter er 
wog das Gesetz vom 3. Juni 1876, dass bei Akten der pro 
vinzialkirchlichen Gesetzgebung die nämlichen Kollisionsfäll: 
eintreten können und dass auch hier durch den Umstand, das: 
der Weg der provinzialkirchlichen Gesetzgebung in einzeln 
Stadien zerfällt, die Möglichkeit gegeben ist, bei der Ent 
stehung des provinzialkirchlichen Gesetzes diesen Kollisions 
fällen vorzubeugen. Deshalb erstreckte das Staatsgesetz da 
Erfordernis der Unschädlichkeitserklärung auch auf Rechts 
normen, die im Wege der provinzialkirchlichen Gesetzgebun; 
geschaffen werden. 

Die nach $ 34 Nr. 3 G.S.O. gegebenen Notstandsverord 
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nungen können Rechtsnormen enthalten. Sie werden vom 
König erlassen. Mithin können die oben erwähnten Kollisions- 
fälle auch bei ihnen eintreten. Sie sind nicht Ausfluss eines 
selbständigen Verordnungsrechts. Ihr Inhalt wird zunächst 
zwischen dem Oberkirchenrat und dem Generalsynodalvorstand 
festgestellt, und sie werden sodann dem König zur Sanktion 
vorgelegt. In ihrer Entstehung weisen sie somit dem Weg 
der landeskirchlichen und provinzialkirchlichen Gesetzgebung 
analoge Stadien auf. 

Die Möglichkeit, die der Gesetzgeber ausnutzen wollte, 
nämlich schon bei der Entstehung der Norm den Kollisionsfällen 
vorzubeugen, ist auch hier gegeben. Ein Grund, der zur An- 
nahme führen würde, dass der Gesetzgeber bei Berücksichti- 
gung der Notstandsverordnung diese Möglichkeit nicht hätte 
ausnutzen wollen, ist nicht erkennbar, 

Daher gelangen wir zu dem Schlusse, dass das im 
Artikel 13, Abs. 2 des Staatsgesetzes vom 3. Juni 1876 aus- 
gesprochene, im $ 2 des Staatsgesetzes vom 28. Mai 1894 
wiederkehrende Prinzip auf die Notstandsverordnungen analog 
anzuwenden ist und dass demnach Notstandsverordnungen, die 
Rechtsnormen zum Inhalt haben, bevor sie nach erfolgter 
Feststellung ihres Inhalts durch Oberkirchenrat und General- 
synodalvorstand dem Könige zur Sanktion vorgelegt werden, 
durch den Minister der geistlichen Angelegenheiten an das 
Staatsministerium zu leiten sind, um eine Erklärung darüber 
herbeizuführen, ob gegen ihren Erlass von Staats wegen etwas 
zu erinnern sel. 

In Uebereinstimmung mit den hier entwickelten Sätzen 
ist auch bei dem Notstandserlasse vom 7. März 1887 eine 
Unschädlichkeitserklärung des Staatsministeriums vor Erwir- 
kung der Sanktion herbeigeführt worden. 

Es erscheint dies auch aus einem weiteren Grunde gerecht- 
fertigt: Die Notstandsverordnung wird, wie wir noch später 
zeigen werden, durch die Genehmigung des Repräsentations- 
organs einem formellen Gesetze gleichwertig. Deshalb muss 
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der allgemeine Satz aufgestellt werden !5), dass bei der Ent- 
stehung der Notstandsverordnungen alle diejenigen Regeln 
Anwendung finden, die bei dem Weg der Gesetzgebung vor- 
geschrieben sind, es sei denn, dass sich Abweichungen dadurch 
benötigen, dass das Repräsentationsorgan bei der Entstehung 
nicht mitgewirkt hat. 

Von der eben formulierten Regel macht Oesterreich eine 
Ausnahme. Während im Regelfall alle Akte der materiellen 
Kirchengesetzgebung der Sanktion des Kaisers bedürfen, wird 
es bei Notstandsverordnungen für genügend erachtet, wenn der 
Minister der geistlichen Angelegenheiten seine Zustimmung zu 
dem Notstandserlasse erteilt. 


8 10. 
3. Ausfertigung und Verkündigung. 


Hinsichtlich der Ausfertigung der Notstandsverordnungen 
schreibt $ 34, Nr. 3der Generalsynodalordnung eine besondere 
Form vor. Es muss die Mitwirkung des Synodalvorstandes 
ausdrücklich erwähnt werden. Unter Mitwirkung ist hier nicht 
nur die Zustimmung!) zu verstehen, sondern es muss ausge- 
sprochen werden, dass der Generalsynodalvorstand die Unauf- 
schieblichkeit des Erlasses anerkannt und dem Inhalt desselben 
zugestimmt hat. 

Die in der Praxis beliebte Formulierung lautet: 

„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen 
u. Ss. w. verordnen auf Grund des $ 34 Nr. 3 der General- 
synodalordnung, nachdem der Generalsynodalvorstand sowohl 
die Unaufschieblichkeit anerkannt, als auch dem Inhalte dieses 
Erlasses zugestimmt hat, für die evangelische Landeskirche 
der älteren Provinzen, was folgt“ ?). 


2) Gl. Eriedberg,.vV.R, 8.188. 

') A. M. Schoen 1. c. 8. 440, der unter „Mitwirkung“ nur die „Zu- 
stimmung“ zu verstehen scheint. 

?) Die durch Art. 13 Abs. 2 a. E. d. Staatsgesetzes vom 3. Juni 1876 
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Auch in Baden und Sachsen- Weimar-Eisenach haben sich 
in der Praxis ähnliche Formen der Ausfertigung ausgebildet; 
es pflegt auch hier in der Ausfertigung der Notstandsverord- 
nungen die Mitwirkung des ständigen Ausschusses erwähnt zu 
werden. 

Für Preussen greift weiter die Vorschrift des $ 6 der 
Generalsynodalordnung ein, welcher bestimmt, dass die Er- 
lasse des Landesherrn von dem Präsidenten des evangelischen 
Oberkirchenrats „behufs der Beglaubigung gezeichnet“ werden 
müssen. Die Publikation hat hier in dem unter Verantwort- 
lichkeit des evangelischen Oberkirchenrats erscheinenden kirch- 
lichen Gesetz- und Verordnungsblatt zu erfolgen. 

Für die übrigen Kirchenverfassungen wollen wir uns in 
Anwendung der weiter oben aufgestellten Regel auf die 
Sätze beschränken: Die Notstandsverordnungen sind in der- 
selben Weise zu kontrasignieren wie formelle Kirchengesetze. 
Ihre Verkündigung hat teils in kirchlichen Gesetz- oder Ver- 
ordnungsblättern, teils in staatlichen Organen zu erfolgen. 


Ss 11 
S; . 
c) Die Wirkungen der Notstandsverordnung. 


Mit der Verkündigung der Notstandsverordnungen beginnt 
ihre Wirkungsfähigkeit. In Preussen gilt der Satz, dass, falls 
in der Notstandsverordnung nicht ausdrücklich bestimmt ist, 
wann sie in Kraft zu treten hat, ihre Wirkung mit dem 
14. Tage nach demjenigen Tage beginnt, an welchem das 
betreffende Stück des kirchlichen Gesetz- und Verordnungs- 
blattes in Berlin ausgegeben worden ist ($ 6 G.S.0.). 

Die materielle Wirkung der Notstandsverordnungen be- 
steht in der Rechtsverbindlichkeit ihres Inhalts. 

Eine formelle Wirkung äussert die Notstandsverordnung 


aufgestellte Forderung, die Unschädlichkeitserklärung des Staatsministe- 
riums in der Verkündigungsform zu erwähnen, ist durch $ 2 des Staats- 
gesetzes vom 28. Mai 1894 aufgehoben worden. 
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in denjenigen Verfassungen, wo das Kirchenregiment bei ihrem 
Erlass an die Zustimmung des ständigen Ausschusses gebunden 
ist. Hier kann sie nicht durch einseitige Verordnung des 
Kirchenregimentes, sondern nur durch eine Notstandsverordnung 
suspendiert werden. 

Weitere formelle Wirkungen sind dadurch bedingt, dass 
die Notstandsverordnungen ohne Gesetzesform erlassen werden. 
Diesen Punkt können wir hinsichtlich der Mehrzahl der uns 
interessierenden Kirchenverfassungen hier noch nicht erörtern, 
weil die auf dem Formmangel der Notstandsverordnung be- 
ruhenden Wirkungen erst durch die Betrachtung der nach- 
folgenden Tätigkeit des Repräsentationsorgans in das richtige 
Licht gesetzt werden können. Wo jedoch eine nachträgliche 
Mitwirkung des Repräsentationsorgans nicht vorgesehen ist, 
wie in Lippe‘), da ist die Wirkung der Notstandsverordnung 
die nämliche wie die eines formellen Gesetzes, d. h. die contra 
legem erlassene Notstandsverordnung derogiert dem früheren 
Gesetze und kann nur durch ein formelles Gesetz oder durch 
eine Notstandsverordnung wieder aufgehoben werden. 


B. Garantien des Verfassungsrechts gegen das Notstandsrecht. 


8 12. 
I. Die Rechtfertigungspflicht des Kirchenregiments. 


Da es dem subjektiven Ermessen des Trägers des Not- 
standsrechts anheim gegeben ist, zu bestimmen, ob ein Not- 
stand vorliegt und wie derselbe zu beheben ist, so sucht man 
gegen die subjektivistische Auffassung des Notstandsrechts ein 
(Gegengewicht zu schaffen. Diese die Sicherung der Anwendung 
der Notstandsverordnungsnorm bezweckende Garantie ist durch 
den in den meisten Verfassungen im Anschluss an die Olden- 


1) cf. Zit. oben 8. 65. 
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burgische Verfassung formulierten Satz gegeben, der Ober- 
kirchenrat habe vor der nächsten ordentlichen oder ausser- 
ordentlichen Synode die Dringlichkeit und Zweckmässigkeit 
der Massregel zu rechtfertigen. Die sich in der Preussischen 
Generalsynodalordnung vom 20. Januar 1876 findende Wen- 
dung, die Notstandsverordnung sei der nächsten Generalsynode 
zur Prüfung vorzulegen, dürfte als Ausdruck des nämlichen 
(edankens anzusehen sein. 

Als zur Rechtfertigung verpflichtet bezeichnen die meisten 
Verfassungen den Oberkirchenrat; auch für Preussen ist!), 
da es sich um kirchenregimentliche Erlasse handelt, die gleiche 
Forderung aufzustellen. 

Es muss die Dringlichkeit und Notwendigkeit gerechtfertigt 
werden, d. h. es muss dargelegt werden, inwiefern ein Not- 
stand vorgelegen habe und der Notstandserlass dem Zwecke 
der Behebung des Notstandes diente. Die Rechtfertigung der 
Zweckmässigkeit ist deshalb notwendig, weil die Notstands- 
verordnung auf das materiell Notwendigste beschränkt werden 
soll?) und zu verhüten ist, dass bei Vorliegen eines Notstandes 
über diesen Zweck hinaus Regelungen normiert werden. 

Dieser Verpflichtung des Kirchenregiments entspricht 
nicht ein Recht des Regiments auf Entlastung durch die Sy- 
node; anderseits ist es ohne rechtliche Bedeutung, ob die Sy- 
node nach erfolgter Prüfung der Notstandsverordnung zu 
einem für das Kirchenregiment günstigen Resultate gelangt 
oder nicht. Diesen Gedanken bringt die Preussische General- 


!) In Uebereinstimmung hiermit wurden die Notstandsverordnungen 
vom 7. März 1837 und vom 29. Juni 1889 als Vorlagen des evangelischen 
Oberkirchenrats an die Generalsynode aufgeführt; cf. S. 7 in den Ver- 
handlungen der dritten ordentlichen Generalsynode. 

2) „Bei der Feststellung des Entwurfs wurde davon ausgegangen, 
dass die Neuordnung durch kirchenregimentlichen Erlass sich materiell 
auf das unbedingt Notwendige zu beschränken ... habe“. Verhandlun- 
gen d. ausserordentl. Generalsynode d. evangel. Landeskirche Preussens 
1900, S. 51. 
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synodalordnung scharf zum Ausdruck, wenn sie sagt, „sie (die 
Notstandsverordnungen) sind der nächsten Generalsynode zur 
Prüfung und Genehmigung vorzulegen und, wenn die letztere 
versagt wird, ausser Wirksamkeit zu setzen.“ Die Verneinung 
des Vorhandenseins einer Voraussetzung des Notstandsrechtes 
bedeutet gleichzeitig den Vorwurf der Verfassungswidrigkeit 
des Notstandserlasses. Ein solcher Beschluss der Synode ist 
jedoch auf den Rechtsbestand der Verordnung ohne Einfluss. 
Er hat nur die Bedeutung eines Misstrauensvotums, dessen 
praktische Folgen sich vermutlich regelmässig in der dem- 
nächstigen Wahl der ständigen Synodalausschüsse zeigen 
werden. 

Eine Rechtfertigungspflicht besteht in Oesterreich nur 
hinsichtlich der Zweckmässigkeit der Verordnung. Die Oester- 
reichische Kirchenverfassung von 1891 weicht hierin von der 
Verfassung von 1866°) ab, nach der die Dringlichkeit eben- 
falls darzulegen war. Diese Abweichung wird damit begrün- 
det‘), dass die Rechtfertigung der Dringlichkeit als überflüssig 
anzusehen ) sei, „weil sie eventuell nach mehreren Jahren“ 
erfolgen würde. 


°) ef. die oben $. 93 u. 96 angeführten Zitate. 

*) Bericht an die auf den 20. Oktober 1895 einberufene 6. General- 
synode des Augsburgischen und Helvetischen Bekenntnisses, erstattet vom 
k. k. evangelischen Oberkirchenrat S. 171 ff. 

5) In Baden finden sich nicht selten als „Rechtfertigung“ der Not- 
standsverordnung Wendungen wie: 

„Da alle Massnahmen, welche getroffen worden sind, sich an die von 
der Generalsynode von .... gestellten Anträge anschlossen, em- 
pfehlen wir der hochwürdigen Synode das vorgelegte provisorische 
Gesetz zur nachträglichen Zustimmung“ oder: 

„Es wurde die Form des provisorischen Gesetzes gemäss $ 114 
der Kirchenverfassung gewählt. Es konnte letzteres umsoweniger 
Bedenken unterliegen, als das Vorgehen den Wünschen der General- 
synode von .... entspricht.“ 


Die Generalsynode kann das Kirchenregiment von der Verpflichtung bei 
Erlass der Notstandsverordnung, die Notstandsvoraussetzung zu respek- 
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In Sachsen- Weimar-Eisenach ist die Rechtfertigungspflicht 
nicht erwähnt). 


II. Das synodale Verfügungsrecht über die Notstandsverordnung. 


& 18. 
a) Formen des Rechts. 


Als weitere Kautel ist das synodale Verfügungsrecht über 
die Notstandsverordnung zu bezeichnen. Sie soll das dem 
Repräsentationsorgane zustehende, durch den Erlass der Not- 
standsverordnung verletzte Mitwirkungsrecht garantieren. Die 
demnächst zusammentretende Generalsynode hat das Recht, über 
den Fortbestand der Notstandsverordnung zu verfügen. Ein 
Synodalbeschluss kann die Aufhebung der Notstandsverordnung 
herbeiführen. Deshalb ist diese Garantie auch als „Sanktion 
der Nichtigkeit“ !) im Staatsrecht bezeichnet worden. 

Zumeist ist diese Garantie in die Form gekleidet, dass 
im Falle der Nichtgenehmigung der Notstandsverordnung 
durch die Synode die Aufhebung der Notstandsverordnung 
zu erfolgen hat. Eine andere Form besteht darin, dass die 
Notstandsverordnung bei Zusammentritt des Repräsentations- 
organes wie ein Gesetzentwurf dem Wege der Gesetzgebung 
zugewiesen wird. Die letztere Form nennen wir die Form des 
Gesetzes. Sie findet sich in Oesterreich und Sachsen- W eimar- 
Eisenach, während die übrigen Kirchenverfassungen die erste 
Form aufweisen, die wir die Form der Genehmigung nennen. 


tieren, nicht entbinden. Die Rechtfertigung hat das Vorhandensein der 
verfassungsmässigen Voraussetzungen der Notstandsverordnung darzutun, 
und die oben zitierten Wendungen sind daher nicht als „Rechtferti- 
gung“ anzusehen. cf. Verhandlungen der Generalsynode Badens 1900, 
Beilage VIII, IX, X, XI. 

6%) Die Berichterstattung des Synodalausschusses an die Landes- 
synode führt hier tatsächlich zu demselben Ergebnis wie in den anderen 
Ländern .die Rechtfertigungspflicht des Kirchenregiments. 

!) E. A. Chr. (v. Stockmar) in Aegidis Zeitschrift für deutsches 
Staatsrecht Bd. I „Die Verordnung mit Gesetzeskraft“, S. 223. 
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b) Die einzelnen Formen. 


l. Die Form der Genehmigung. 


8 14. 
aa) Der Fallder Genehmigung. 


Aus dem Prinzip, dass der die Genehmigung der Not- 
standsverordnung aussprechende Beschluss der Synode die bei 
dem Erlass der Verordnung verletzte Mitwirkung des Re- 
präsentationsorganes ersetzen soll, folgt, dass der Genehmigungs- 
beschluss in derselben Form zu ergehen hat, deren im Weg 
der Gesetzgebung der Synodalbeschluss bedurft hätte. Für 
Preussen greifen hier die Normen des $ 32 der Generalsynodal- 
ordnung ein. Insbesondere gilt hiernach, dass eine Notstands- 
verordnung, die eine Aenderung der Kirchenverfassung im 
Sinne der Generalsynodalordnung ($ 7, Nr. 5) enthält, der 
zweimaligen Beratung und Beschlussfassung und einer Zwei- 
drittelmajorität in der Generalsynode bedarf!). 

Im Wege der Gesetzgebung äussert sich die Mitwirkung 
des Repräsentationsorganes in der Mitwirkung bei der Fest- 
stellung des Inhalts der Anordnung. Der Inhalt der Not- 
standsverordnung ist nun aber bereits fixiert und seine Um- 
arbeitung durch das Repräsentationsorgan verbietet sich aus 
folgendem Grunde: das Kirchenregiment ist an die Fassung, 
die die Notstandsverordnung zur Zeit ihres Erlasses aufwies, 
gebunden ?). Jede Abänderung durch die Generalsynode würde 
es daher unmöglich machen, dass hinsichtlich der Notstands- 
verordnung die Uebereinstimmung des Willens des Kirchen- 
regiments mit dem des Repräsentationsorgans erzielt werde. 


') Verhandlungen der 3. ordentlichen Generalsynode der evange- 
lischen Landeskirche Preussens, S. 115 bei Genehmigung des Allerhöchsten 
Erlasses vom 7. März 1887: „Die Vorlage wird in zweiter Beratung un- 
verändert mit Zweidrittel Mehrheit angenommen.“ 

2) Glatzer1.o. 8x8]. 


EEE WEGE ZELLEN EEE ELLE GEEEREETEEE WEETERDTTWEEDE 
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Die Genehmigung der Notstandsverordnung „muss daher pure 
erteilt werden. Grenehmigung einer solchen Verordnung °) 
unter Abänderung derselben gilt als Verwerfung, verbunden 
mit der Aufstellung eines neuen Gesetzentwurfes.* Die Ge- 
nehmigung der Notstandsverordnung ist formaler Natur und 
bedeutet nur eine Bestätigung des Gesetzesbefehls der Not- 
standsverordnung. Das Votum des Repräsentationsorganes, das 
sich über die Rechtsbeständigkeit der Notstandsverordnung 
schlüssig zu machen hat, besagt dasselbe wie die Sanktions- 
formel: „Ita jus esto.* Dies darf uns jedoch nicht dazu führen, 
von einer „Sanktion“ der Notstandsverordnung durch das Re- 
präsentationsorgan zu sprechen. Die rechtsverbindliche Kraft 
der Notstandsverordnung folgt aus ihrer Anordnung durch das 
Kirchenregiment. Dieses sanktioniert die Notstandsverordnung 
und eine Wiederholung des Befehls wäre zum mindesten über- 
flüssig. Es folgt zugleich hieraus, dass der Genehmigungs- 
beschluss nicht der Verkündigung bedarf. 

Jedoch hat sich die Bekanntmachung‘) in der Praxis 
eingebürgert, und dieses wird im Staatsrechte sowohl wie im 
Kirchenrechte damit begründet, dass sich die Notstandsver- 
ordnung durch die Genehmigung in ein formelles Gesetz ver- 
wandelt. So wurde im preussischen Abgeordnetenhause im 
Jahre 1864 Folgendes bemerkt’): „Da eine provisorische Ver- 
ordnung durch die Publikation verbindliche Kraft gewinnt, 


®) Laband. c., Bd. I, S. 280. Vgl. auch Graf Posadowsky- 
Wehner in den Verhandlungen der 3. ordentlichen Generalsynode der 
evangelischen Landeskirche Preussens, Berlin 1892, S. 33: „Meines Er- 
achtens muss die Generalsynode diesen kirchenregimentlichen Erlass pure 
genehmigen oder pure ablehnen. Jede Genehmigung mit einem Amende- 
ment würde einer Ablehnung gleich sein.“ . 

4) 7. B. Preussen Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt 1892, 
S. 13. „Bekanntmachung des Evangelischen Oberkirchenrats, betreffend 
die von der Generalsynode erteilte Genehmigung zu der durch Aller- 
höchsten Erlass vom 7. März 1887 angeordneten Teilung des Provinzial- 
synodalverbandes für Ost- und Westpreussen.“ 

5) Graf Eulenburg am 19. Januar 1864, St.B., S. 790. 
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so ist, wenn in ihrem inneren Wesen durch den Uebergang 
aus Verordnung in Gesetz etwas geändert wird, gewissermassen 
nur eine historische Erwähnung dieser innigen Veränderung, 
durch welche die verbindliche Kraft in keiner Weise alteriert 
wird, erforderlich.“ 

Einem ähnlichen Gedankengange scheint es zu entsprechen, 
wenn in Baden die Bekanntmachung der synodalen Genehmigung 
in die Form gekleidet zu werden pflegt: „Die provisorischen 
Gesetze..... haben die nachträgliche Zustimmung der General- 
synode erhalten und sind damit endgültige Kirchengesetze 
geworden, was hiemit bekannt gemacht wird ®).“ 

Der Ansicht, dass sich die Notstandsverordnung durch 
die Genehmigung in ein formelles Gesetz verwandle’), ver- 
mögen wir nicht beizupflichten®). Formelle Gesetze sind „in 
einer bestimmten feierlichen Weise zu stande gekommene 
und erklärte Willensakte* °). An der Erklärung des Willens- 
aktes wird nach dem oben über die Verkündigung Gesagten 
nichts verändert. Dass das Zustandekommen des Willensaktes 
in keiner Weise alteriert wird, bedarf keiner weiteren Be- 
gründung. 

Die Resolution der Synode steht getrennt von dem Ver- 
ordnungsakte des Kirchenregimentes da!®), während die Ge- 
setzesform sich durch die Verschmelzung der Willensakte des 
Regiments und des Repräsentationsorgans charakterisiert. 


°) Vgl. Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt 1881, S. 73. 

”) So auch Graf Posadowsky-Wehner l.c. 8. 33: „Es liegt auch 
hier eine lex vor, wenn auch eine imperfecta, die durch die Genehmigung 
der Generalsynode eine lex perfecta werden könnte.“ 

®) Laband 1. c. II, S. 257 wendet sich gegen diese Auffassung 
mit den Worten: „Es ist nicht korrekt, zu sagen, dass sich die Verord- 
nung durch die Erteilung der Genehmigung in ein Gesetz umwandele. 
Ein Gesetz im materiellen Sinne ist sie von Anbeginn an, ein Gesetz im 
formellen Sinne wird sie auch durch die erteilte Genehmigung nicht, 
sondern sie behält die Form der Verordnung.“ 

®) Labandl.c.IL S. 58. 

109) Labandl.c. Bd. I, S. 280. 
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Formelle Gesetze ohne Gesetzesform !!) existieren nicht; 
sie wären ein Widerspruch in sich selbst. Die genehmigte 
Notstandsverordnung als formelles Gesetz zu bezeichnen, ist 
nicht weniger falsch, als — sit venia comparationi! — das per 
subsequens matrimonium legitimierte Kind ein ehelich erzeugtes 
zu nennen. 

Besteht auch keine Gleichheit in der Struktur der geneh- 
migten Notstandsverordnungen und des formellen Gesetzes, so 
ist doch anderseits die politische Gleichwertigkeit !?) dieser 
Formen nicht zu leugnen. Hinsichtlich der Mitwirkung des 
Repräsentationsorganes bei dem Weg der Gesetzgebung, wo 
sie sich in der Festsetzung des Inhalts äussert, können wir 
mit Otto Mayer !?) sagen: „Wer über den Inhalt des Gesetzes 
aus freiem Entschlusse mit bestimmt, ob er sein soll oder 
nicht, der verfügt tatsächlich auch über die Kraft des Ge- 
setzes selbst und macht in ihr seinen Willen mit geltend.“ So 
äussert auch bei dem Weg der Gesetzgebung das Zustimmungs- 
recht des Repräsentationsorganes Wirkungen auf den Gresetzes- 
befehl. 

Umgekehrt kann man hinsichtlich der Tätigkeit der Sy- 
node bei Genehmigung der Notstandsverordnung sagen: Die 
Tätigkeit zielt zwar auf eine Bestätigung des Kesetzesbefehls 
hin, aber schwerlich wird das Repräsentationsorgan zu einer 
solchen gelangen, ohne auch den Inhalt der Verordnung zu 
billigen. 

Angesichts dieser politischen Gleichwertigkeit des for- 
mellen Gesetzes und der genehmigten Notstandsverordnung 
gelangt man zu dem Satze: die genehmigte Notstandsver- 
ordnung gilt als formelles Gesetz, d. h. sie steht einem 
solchen gleich. Die genehmigte Notstandsverordnung hat for- 
melle Gesetzeskraft; sie derogiert der lex prior, und ihr 


11) Daband im Arch. f. öffentl. Recht, Bd. XIII, S.422ff. A.M. 
Glatzerl. c. 8. 102. 

12) cf. Laband, Staatsrecht, Bd. 1, S. 277. 

20:0. Maver120.1,8.70; 
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selbst kann wiederum nur durch ein formelles Gesetz derogiert 
werden. 


8 15. 
bb) Der Fall der Nichtgenehmigung. 


Die Notwendigkeit, der Notstandsverordnung erst nach 
ihrer Genehmigung und nicht schon bei ihrem Erlasse formelle 
Gesetzeskraft zuzuschreiben, folgern wir aus den Erscheinungen, 
die sich als Wirkungen der Nichtgenehmigung der Notstands- 
verordnung darstellen. 

Die Versagung der Genehmigung der Notstandsverordnung 
seitens des Repräsentationsorganes erzeugt für das Kirchen- 
regiment die Verpflichtung, die Notstandsverordnung ausser 
Kraft zu setzen. In der Ausserkraftsetzung liegt zunächst 
die Aufhebung!) der Notstandsverordnung, die wir weiter 
unten erörtern werden. Aus dem Zwecke des synodalen Ver- 
fügungsrechtes über die Notstandsverordnung ergibt sich ein 
weiterer Inhalt der Ausserkraftsetzung. „Sie enthält“, so sagen 
wir mit Rosin, „nachdem die betreffende Körperschaft ihre Zu- 
stimmung nicht erteilt hat, zugleich die Erklärung, dass mate- 
riell die Verordnung überhaupt nicht hätte Recht werden 
sollen. Aus dieser Idee einer Reprobierung der Inkraftsetzung 
einer oktroyierten Verordnung durch ihre Ausserkraftsetzung 
folgt im Sinne des Gesetzes, dass mit der letzteren die Ver- 
ordnung nicht bloss von selbst aufhört, Recht zu sein, sondern 
dass alle diejenigen Vorschriften von demselben Augenblick 
wieder anfangen, Recht zu sein, welche durch die Inkraft- 
setzung jener es zu sein aufgehört haben. Der Wieder- 
eintritt des früheren Rechtszustandes ist demnach für die 
‚Ausserkraftsetzung‘ gegenüber der blossen ‚Aufhebung‘ cha- 
rakteristisch.* 

Bornhak?) bemerkt, dass das Wiederaufleben der lex 


) Rosin, Das Polizeiverordnungsrecht in Preussen, Berlin 1895, 
S. 258. 
»).Bornhak-l 0.1], 8. 317. 
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prior im Falle der Nichtgenehmigung der Notstandsverordnung 
dem „allgemein anerkannten Rechtsgrundsatze entspreche, dass 
die blosse Aufhebung einer Rechtsnorm, ohne dass etwas Neues 
an deren Stelle gesetzt würde, keinen leeren Raum schaffe, 
sondern das vor der aufgehobenen Rechtsnorm geltende Recht 
wieder in Kraft setzt“. Dieser Satz ist aber durchaus nicht 
„allgemein anerkannt“, vielmehr wird in der Literatur von 
Windscheid ?) und Regelsberger *), in der Rechtssprechung vom 
Reichsgericht?) die entgegengesetzte Ansicht vertreten, der 
auch wir uns anschliessen. Soweit ein Rechtssatz derogierend 
wirkt, vernichtet er den früher geltenden Rechtssatz, und es 
kann die lex prior nur wieder durch ein neues Gesetz ange- 
ordnet werden. 

Angesichts des Umstandes, dass bei einer Ausserkraftsetzung 
der Notstandsverordnung das früher geltende Recht von selbst 
wieder in Kraft tritt, bestreiten wir, dass die Notstandsver- 
ordnung schon bei ihrem Erlasse der lex prior derogiert, d.h. 
sie aufhebt. 

Auch der Rosinschen Formulierung, die „Aufhebung der 
bestehenden Rechtsvorschriften durch die Notstandsverordnung 
sei nur resolutiv bedingt gewesen“ ), vermögen wir nicht bei- 


») Windscheid-Kippl.c.], S. 109. 

*) Regelsberger, Pandekten, I, $ 26B., S. 110. 

5) Entsch. d. Reichsgerichts in Zivilsachen Bd. 19, S. 181, wo es 
treffend heisst: „Es ist grundsätzlich davon auszugehen, dass ein auf- 
gehobener Rechtssatz nicht schon dadurch ipso jure wiederauflebt, dass 
das denselben aufhebende Gesetz demnächst aus irgend einem Grunde 
wegfällt. Die Wiederaufhebung dieses Gesetzes an sich kann nur eine 
negative Wirkung haben, nicht aber einen neuen Rechtssatz schaffen.“ 

6) Rosinl. c. S. 254 schreibt: „Die Aufhebung der bestehenden 
Rechtsvorschriften durch die oktroyierte Verordnung war eine resolutiv 
bedingte; bedingt aber nicht durch die Zustimmung der vertretenden 
Körperschaft zur oktroyierten Verordnung, sondern durch den Nicht- 
eintritt der Ausserkraftsetzung der oktroyierten Verordnung durch die 
Behörde.“ Meines Erachtens müsste es heissen „durch den Eintritt der 
Ausserkraftsetzung“. Denn mit der Ausserkraftsetzung der Notstands- 
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zupflichten. Aufhebung oder Derogation bedeutet Vernichtung 
der Wirkungen des Gesetzes; Vernichtung ist aber stets ein 
Definitivum, und, wo ein Definitivum besteht, ist der die Be- 
dingung charakterisierende, durch die objektive Ungewissheit 
erzeugte Schwebezustand begrifflich ausgeschlossen. Bei Er- 
lass derogiert die Notstandsverordnung nicht, sondern hemmt 
die materiellen Wirkungen des früheren Rechtssatzes. Sie 
suspendiert denselben. Diese Wirkung erlischt im Falle der 
Ausserkraftsetzung der Notstandsverordnung. Mithin ist der 
Wiedereintritt der Wirkungen der lex prior suspensiv bedingt 
durch die Ausserkraftsetzung der Notstandsverordnung. 

Dieser Schwebezustand hört auf, wenn die Notstandsver- 
ordnung genehmigt wird. Denn von diesem Moment an hat 
sie formelle Gesetzeskraft. Hinsichtlich der genehmigten Not- 
standsverordnung gelangen wir in Anwendung der oben ent- 
wickelten Sätze zu der Folgerung: Wird eine genehmigte 
Notstandsverordnung durch ein Gesetz wieder aufgehoben, so 
entsteht die lex prior der Notstandsverordnung nicht von selbst 
wieder. 

Die Beziehung der lex prior zu dem Notstandserlasse ist 
auch in einer anderen Hinsicht zu prüfen. Dadurch, dass der 
frühere Rechtszustand nach Geltung des Notstandserlasses 
wieder eintritt, wird das, was für die Notstandsverordnung lex 
prior war, für die nicht genehmigte Notstandsverordnung lex 
posterior, und es fragt sich: welche Beziehung besteht zwischen 
dieser lex posterior und der Notstandsverordnung? Anders 
formuliert lautet diese Frage: Hat die Aufhebung der Not- 
standsverordnung rückwirkende Kraft? 

Verneint man diese Frage, so muss man in Anwendung 
allgemeiner Grundsätze ©) sagen: Die unter der Herrschaft 
der Notstandsverordnung begründeten Rechtsverhältnisse bleiben 


verordnung lebt die lex prior wieder auf, d.h. es endigt die „Auf- 
hebung der bestehenden Rechtsvorschriften durch die oktroyierte Ver- 
ordnung“. 

6a) cf. Dernburg, Pandekten, 1902, I, S. 94 ff. 
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unberührt. Sie sind, wie man mit Spiegel?) sagen kann, als 
„definitive Wirkungen“ der Notstandsverordnung anzusehen. 
Hinsichtlich der erst in Entstehung begriffenen Rechte gilt die 
lex prior der Notstandsverordnung. Blosse Erwartungen und 
Hoffnungen, die unter der Geltung der Notstandsverordnung 
erwachsen sind, erhalten keinen Schutz. 

Bejaht man die Frage und nimmt man an, dass die 
Ausserkraftsetzung der Notstandsverordnung die Aufhebung 
der Notstandsverordnung ex tunc zur Folge hat, so muss 
man die unter der Herrschaft der Notstandsverordnung ent- 
standenen Rechtsverhältnisse als nicht rechtsbeständig an- 
sehen. 

Für das letztere Resultat kann Folgendes angeführt wer- 
den: Mit der Nichtgenehmigung der Notstandsverordnung ist 
festgestellt, dass das Repräsentationsorgan den Erlass nicht ge- 
billigt hat. Soll aber hinsichtlich der Notstandsverordnung 
das Resultat erzielt werden, dass sie eine übereinstimmende 
Willenserklärung des Regiments und des Repräsentations- 
organes darstellt, so muss in dem Falle, wo durch die Er- 
klärung des Repräsentationsorganes feststeht, dass es das von 
der Regierung Gewollte nicht will, die Willensäusserung der 
Regierung eliminiert werden. 

Diese Argumentation verkennt die formale Natur des 
Genehmigungsaktes, bei dem lediglich zum Ausdruck kommt, 
dass die Notstandsverordnung nicht mehr Rechtens sein soll, 
ohne dass erkennbar wird, ob die Versagung der Genehmigung 
auf einer Missbilligung des Inhalts beruht. Man kann zwar 
sagen, dass das Repräsentationsorgan schwerlich den Gesetzes- 
befehl einer Notstandsverordnung bestätigen wird, ohne ihren 
Inhalt zu billigen; es wäre jedoch unzutreffend, die Missbilli- 
gung als präsumptiven Grund der Nichtgenehmigung hin- 
stellen zu wollen. Da die Notstandsverordnung häufig vorüber- 
gehenden Verhältnissen abzuhelfen sucht, so wird die Ver- 


?) Spiegell. c. S. 126. 
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sagung der Genehmigung nicht selten darauf zurückzuführen 
sein, dass zur Zeit der Session des Repräsentationsorgans das 
Bedürfnis, das zu dem Erlass der Notstandsverordnung geführt 
hat, nicht mehr vorliegt. Auch können nach dem oben Ge- 
sagten schon Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Kirchen- 
regiment und dem Repräsentationsorgan hinsichtlich der äusseren 
Fassung der Notstandsverordnung zu einer Aufhebung derselben 
führen. 

Auf einer ähnlichen Verkennung des Charakters der Ge- 
nehmigung beruht auch die von Roenne®) vertretene Ansicht, 
dass „die Notstandsverordnung sich auf die präsumierte Zu- 
stimmung des Repräsentationsorgans gründe und, dass sie dem- 
nach die Basis ihrer Geltung verliere, wenn die bei der nach- 
träglichen Kammervorlage erfolgende ausdrückliche Aussprache 
das Gegenteil erweise“. Roennes Gedankengang weiter ver- 
folgend könnte man sagen: Die Notstandsverordnung hat keine 
Geltungsbasis gehabt und konnte somit auch keine Rechts- 
wirkungen erzeugen. Aber auch hierbei würde man übersehen, 
dass die nachträgliche Genehmigung des Repräsentations- 
organs anderer Natur ist als die Mitwirkung bei dem Wege 
der Gesetzgebung. 

Ueberdies kann man gegen die Roennesche Auffassung 
ebenso wie gegen die von Ulbrich?) gewählte Formulierung „der 
Gesetzgeber hat das Notgesetz nur mit Resolutivcharakter 
gewollt und erlassen“, Folgendes ausführen: Aus der historischen 
Entwicklung !°) der Notstandsverordnung geht nicht hervor, 
dass man durch die Einführung der nachträglichen Genehmigung 
der Notstandsverordnung motivierend auf den Willen des Ge- 
setzgebers habe einwirken wollen. Vielmehr soll die nach- 
trägliche Mitwirkung des Repräsentationsorgans die in der 
Gestalt der Notstandsverordnung liegende formelle Irregularität 


®) v. Roenne.a.a. O,, S. 376. 

°) Ulbrich, Lehrbuch des österreichischen Staatsrechts, S. 397. 
Vgl. hierüber auch Glatzerl. c. 8. 63. 

10%) cf. oben Buch I, $ 5. 
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heilen. Die scharfe Trennung zwischen dem Verordnungs- 
akte und der Resolution des Repräsentationsorgans entspricht 
der geschichtlichen Tatsache, dass das Notstandsrecht das 
historische Prius darstellt, und die Genehmigung des Parla- 
mentes erst nachträglich in das Verfassungsrecht eingeführt 
worden ist. 

Das allgemeine Prinzip, nach dem die Rückwirkung der 
Gesetze bestimmt zu werden pflegt, lautet!!): Gesetze haben 
rückwirkende Kraft, wenn es sich aus dem Inhalt, aus der 
Natur des neuen Rechtssatzes ergibt, oder wenn dem neuen 
Rechtssatz die rückwirkende Kraft ausdrücklich beigelegt ist. 

Mit den eben angeführten Argumenten haben wir versucht, 
die Ansicht zu bekämpfen, dass aus der Natur der Aufhebung 
der Notstandsverordnung eine rückwirkende Kraft zu folgern 
sei. Auch der zweite Gesichtspunkt, dass von einer rück- 
wirkenden Kraft „mangels einer diesbestimmenden gesetzlichen 
Vorschrift nicht gesprochen werden kann“, wird in der Literatur 
häufig herangezogen!?). 


1) cf. Dernburgl. c. S. 96. 

12) Rosin 1. c. S. 253. „Die oktroyierte Verordnung bestimmt 
rechtsgültig alle der Zeit ihrer Geltung angehörigen Rechtsverhältnisse. 
Soweit nicht besondere Gesetze anderes bestimmen, ist dies auch anzu- 
erkennen, nachdem die Verordnung bereits wieder ausser Kraft gesetzt 
ist. Eine Rückwirkung im entgegengesetzten Sinne kommt mangels einer 
diesbestimmenden gesetzlichen Vorschrift der Ausserkraftsetzung nicht zu.“ 

Schwarz, Verfassungsurkunde für den Preussischen Staat, S. 212: 
„Die Notverordnung hat, bis sie ausser Kraft gesetzt wird, Gesetzeskraft 
und verliert diese durch die Setzung ausser Kraft für die Zukunft, wird 
aber nicht rückwärts annulliert. Eine solche Annullierung ist nicht vor- 
geschrieben und wie mit einem ordentlichen Gesetz, so auch mit dem 
- Wesen der Notverordnung nicht vereinbar. Denn wenn die Verfassung 
den Monarchen zum Erlass der Notverordnung ermächtigt hat, kann sie 
dies, ohne die Rechtssicherheit des ganzen Staatslebens in Frage zu 
stellen, nur in dem Sinne gewollt haben, dass die Verordnung inso- 
lange, als sie besteht, wirklich gelten soll, so dass die darauf gegrün- 
deten Rechtsverhältnisse durch ihre Aufhebung nicht hinfällig werden.“ 
ef. auch Schoen[l. e. 8. 441. 
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Die Behauptung, dass auf Grund einer ausdrücklichen ge- 
setzlichen Bestimmung die Unzulässigkeit von Definitivwir- 
kungen der Notstandsverordnung anzunehmen sei, entnehmen 
wir dem bereits oben erwähnten !?) Schreiben des Ministers 
der geistlichen Angelegenheiten. Es wird hier ausgeführt: 


„Die Notverordnung soll hier die Ansprüche der unter 
der Herrschaft der Notverordnung zu emeritierenden Geist- 
lichen gegenüber dem Emeritierungsfonds erhöhen. Für 
die Emeriten würde die provisorische Verordnung auch 
dann, wenn ihr die Zustimmung seitens der Generalsynode 
versagt wird, den Charakter eines Definitivums ge- 
winnen, da die Aufhebung der Verordnung nicht ex 
tunc sondern ex nunc zu erfolgen hätte. Die durch 
die Notverordnung begründete erhöhte Belastung der 
Landeskirche bliebe daher in Ansehung dieser Emeriten 
auch im Gegensatz zu Beschlüssen der Generalsynode 
bestehen, obwohl die Greneralsynodalordnung im & 34 
Ziffer 3 nur für provisorische Anordnungen eine 
Regelung durch kirchenregimentliche Erlasse vorgesehen 
hat. Es kommt hinzu, dass die Erhöhung der Pfarr- 
beiträge allen im Amte befindlichen Geistlichen auf- 
erlegt und ihnen damit die Aussicht auf das ent- 
sprechend erhöhte Ruhegehalt eröffnet wird. 
Ob die Generalsynode diese Hoffnung den unter der Herr- 
schaft der Notverordnung noch nicht emeritierten Geist- 
lichen entziehen kann, mag rechtlich zu bejahen sein; tat- 
sächlich wird die Synode aber hierzu nicht in der Lage sein 
und auch hier einem Definitivum gegenüberstehen, weil 
die Erwartungen der Geistlichen, die Jahre hindurch 
sich von ihrem Gehalte die erhöhten Pfarrbeiträge zum 
Emeritierungsfonds ersparen müssen, nicht wohl vereitelt 
werden können. Selbst eine Rückzahlung der zu viel 
erhobenen Pfarrbeiträge würde kaum ausreichen, um 


1%) cf. oben 8. 79 £. 
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die Aufhebung der Notverordnung tatsächlich zu ermög- 
lichen.“ 


Als Definitivwirkung der Notstandsverordnung wird hier 
die Rechtsbeständigkeit der unter der Herrschaft der Not- 
standsverordnung begründeten Rechtsverhältnisse angesehen. 
Aus dem Ausdruck „provisorisch“ !*) scheint geschlossen zu 
werden, dass im Sinne des $ 34 Nr. 3 1. c. diese Wirkungen 
einer Notstandsverordnung unzulässig seien. 

Hinsichtlich der Argumentation aus dem Worte „pro- 
visorisch“ ist zunächst anzuführen, dass das Wort „provisorisch“ 
nicht als eigentlicher Inhalt der Notstandsverordnungsnorm 
anzusehen ist, sondern dass sich in dem Worte die zur Zeit 
der Abfassung der Generalsynodalordnung herrschende wissen- 
schaftliche Konstruktion der Notstandsverordnung wider- 
spiegelt. Man pflegte damals wie auch jetzt noch die Not- 
standsverordnung als „provisorisches Gesetz“ 15) oder als „Ver- 
ordnung mit provisorischer Gesetzeskraft“ zu bezeichnen. Diese 
Bezeichnung wählte man aus dem Bestreben heraus, die sich 
in der Notstandsverordnung darbietende Erscheinung eines 
Aktes ohne Gesetzesform mit Gesetzeskraft!°) zu charakteri- 
sieren. Mit dem Worte „Gesetz“ wollte man der der Not- 
standsverordnung inne wohnenden Rechtsverbindlichkeit Rech- 
nung tragen, mit dem Worte „provisorisch“ den Mangel der 
Form bei der Entstehung und das Erfordernis der Heilung 
des Formmangels zum Ausdruck bringen. Schon in den zu- 
letzt erlassenen Staatsverfassungen von Holstein (11. Juni 1854), 


14) Fasst man das Wort „provisorisch“ in der im Schreiben des 
Kultusministers vertretenen Weise auf, so muss man zu dem Resultat 
gelangen, dass die Aufhebung der Notstandsverordnung ex tunc und 
nicht ex nunc wirkt. Es erscheint daher inkonsequent, wenn trotz der 
in dem Schreiben vom 30. März 1900 vertretenen Ansicht im Eingang 
der oben zitierten Stelle behauptet wird „Die Aufhebung der Verord- 
nung müsse nicht ex tunc, sondern ex nunc erfolgen“, 

15) cf. Glatzer 1. c. und Spiegell.c. 

16) ef. Laband im Archiv für öffentliches Recht, Bd. 9, S. 277. 
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Sachsen-Weimar-Eisenach (15. Oktober 1850), und Oesterreich 
(16. Juli 1867, 21. Dezember 1867)!7) macht sich dieses wissen- 
schaftliche Resultat geltend und es taucht hier das Wort „pro- 
visorisch“ auf, aber immer in einer Formulierung, der gegen- 
über es nicht zu bezweifeln ist, dass nicht hinsichtlich der 
Wirkungen, sondern hinsichtlich der Form die Notstandsver- 
ordnung durch die Genehmigung „Definitivgesetz“!?) werden 
soll. So heisst es in Holstein ($ 13 der Verordnung be- 
treffend die Verfassung Holsteins vom 11. Juni 1854)1°): 


„Wir behalten es uns vor ... die erforderlichen Ver- 
fügungen... provisorisch zu erlassen, welche jeden- 
falls solange G@esetzeskraft behalten, bis 
rücksichtlich ihrer ein verfassungsmässiger Beschluss ge- 
fasst ist.“ 


Besteht aber in Ansehung der Rechtsverbindlichkeit der 
formellen Gesetze und der Notstandsverordnungen kein Unter- 
schied, „so müssen auch die aus der Aufhebung der Rechts- 
verbindlichkeit sich ergebenden Folgen für beide Arten die 
gleichen sein“?°). Und deshalb stellt auch die Bezeichnung der 
Notstandsverordnung mit dem Ausdruck „provisorisches Ge- 
setz“ es in keiner Weise in Frage, dass hinsichtlich der unter 


17) cf. Spiegell. ec. 8. 11—14. 

18) Vgl. auch Friedberg, V.R., S. 138. 

19) Die Bestimmung der Sachsen-Weimar-Eisenachschen Verfassung 
lautet: „Derartige provisorische Gesetze müssen ... ausdrücklich als pro- 
visorisch bezeichnet werden, mit dem Hinzufügen, dass, wenn sie von 
dem nächsten Landtage nicht ausdrücklich angenommen werden sollten, 
sie mit dem Ende des letzteren selbst und ohne Weiteres ausser Kraft 
treten“ ($ 61). Wozu die Galgenfrist bis zum Ende des Landtages, 
wenn die Wirkungen der Notstandsverordnung ex tunc beseitigt werden 
sollen? Hinsichtlich Oesterreichs cf. Spiegell. c. S. 12. 

20), Bischof ll. c. 8.116. cf. Schoen|. c. S. 441, wo es heisst: 

„Die Rücknahmeverfügung kann mangels ausdrücklicher anderweiter 
gesetzlicher Anordnung nur vom Zeitpunkt ihres Erlasses an wirken, so 
dass die auf Grund der provisorischen Anordnung bis dahin entstandenen 
Rechtsverhältnisse durch sie nicht mehr hinfällig gemacht werden.“ 
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der Herrschaft des Notstandserlasses begründeten Rechtsver- 
hältnisse ein Definitivum stets vorliegt. 

Gegen die Argumentation aus dem Worte „provisorisch“ 
ist des weiteren anzuführen, dass die Bezeichnung „provisori- 
sches Gesetz“ für die Notstandsverordnung nicht zutreffend 
erscheint und dass mit Recht Bedenken gegen diesen Ausdruck 
geltend gemacht worden sind. 

In dem Begriff „provisorisch* liegt die Idee einer ge- 
wollten zeitlichen Begrenzung. Weder das subjektive noch 
das objektive Kriterium trifft hier zu. Die Notstandsverord- 
nung ist nicht zeitlich begrenzt gewollt. Sie tritt mit der 
Prätention auf, immer rechtsbeständig zu sein. So führt 
v. Oppermann?!) mit Recht aus: „Die Regierung wird bei 
Erlass einer Notverordnung nicht von dem Gedanken aus- 
gehen, sie schaffe etwas von bloss provisorischer Gültig- 
keit ... Sie will nicht etwas bloss Provisorisches, sondern 
‚etwas Dauerhaftes schaffen.“ 

Das Vorhandensein des objektiven Kriteriums wird von 
Dernburg und Laband verneint. „Eine solche Verordnung 
ist,“ sagt Dernmburg??), „aber auch nicht, wie man sagen 
möchte, in ihrer zeitlichen Geltung begrenzt. Vielmehr er- 
streckt sich die Wirkung, ohne Rücksicht darauf, dass ihre 
Veranlassung in einem augenblicklichen Notstande lag, in die 
Zukunft, falls die Genehmigung durch den Landtag erfolgt, 
es sei denn, dass die Verordnung sich von vornherein nur 
vorübergehende Kraft gab.“ Einen ähnlichen Gedanken bringt 
Laband 23) zum Ausdruck, wenn er sagt, dass aus dem Um- 
stande, dass nur die Versagung der Genehmigung, wozu es 
eines Beschlusses eines Repräsentationsorganes bedarf, der Not- 
standsverordnung die Kraft entziehe, sich ergebe, dass die 


2!) y, Oppermann. c. 8. 47 fl. 

22) Dernburg, Preussisches Privatrecht, 1894, Bd. I, S. 31 insbes. 
8. 31, Anm. 11. 

23) ,aband, Staatsrecht, II, S. 256, Anm. 2. 
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Verordnung nicht eine „provisorische, sondern eine resolutiv 
bedingte Gesetzeskraft“ habe. 

Ist aber das Wort „provisorisch“ nur eine wissenschaft- 
liche Konstruktion und überdies eine nicht zu billigende theo- 
retische Formulierung, so liegt in jeder auf dem Worte „pro- 
visorisch“ fussenden Interpretation des $34 Nr. 3 der General- 
synodalordnung ein Verstoss gegen den Satz „non ex regula 
ius sumatur, sed ex iure quod est regula fiat“2*), und man tut 
vielleicht am besten, wenn man das Wort „provisorisch“ als 
nicht geschrieben ansieht. 

Demnach enthält auch $ 34 Nr. 3 der Generalsynodal- 
ordnung keine ausdrückliche Erklärung, laut welcher die Auf- 
hebung der Notstandsverordnung rückwirkende Kraft hat, und 
daher gelangen wir zu dem Schlusse, dass die Aufhebung der 
Notstandsverordnung ex nunc und nicht ex tunc wirkt. 

Auf welche Weise die Ausserkraftsetzung der Notstands- 
verordnung zu erfolgen hat, ist nirgends ausdrücklich bestimmt, 
Wir nehmen an, dass hierzu eine vom Träger des Notstands- 
rechts zu erlassende Verordnung erforderlich ist. Somit dürfte 
für Preussen eine königliche Verordnung geboten sein. 

Zum Schlusse der Erörterung der aus der Nichtge- 
nehmigung einer Notstandsverordnung sich ergebenden Wir- 
kungen dürfte noch eine Frage zu prüfen sein. Nach $ 1 des 
Preussischen Staatsgesetzes vom 28. Mai 1894 (G.S. S. 87) be- 
dürfen gewisse Kirchengesetze der Bestätigung durch ein Staats- 
gesetz?°). Dieses Erfordernis greift auch Platz, wenn Rege- 


**) L. 1 D. de diversis regulis iuris antiqui 50, 17. 

°>) Staatsgesetz zur Abänderung und Ergänzung des Gesetzes vom 
25. Mai 1874, betreffend die evangel. Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung vom 10. September 1873 für die Provinzen Preussen, Branden- 
burg, Pommern, Posen, Schlesien und Sachsen, und vom 3. Juni 1876 
betreffend, die evangel. Kirchenverfassung in den acht älteren Provinzen 
der Monarchie. Vom 28. Mai 1894: 

$ 1. Kirchengesetze, durch welche Bestimmungen der Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873 und der General- 
synodalordnung vom 20. Januar 1876, sowie der zur Abänderung dieser 
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lungen im Wege der Notstandsverordnung getroffen werden, 
und ist auch bei dem Notstandserlass vom 7. März 1887 — 
damals noch in Anwendung des Gesetzes vom 3, Juni 1876 — 
durch das Staatsgesetz vom 21. Mai 1887 (G.S. 8. 194) er- 
füllt worden?®). 

In der Begründung des am 7. April 1887 von der könig- 
lichen Staatsregierung dem Abgeordnetenhause vorgelegten 
Entwurfes heisst es?”): 


„Diese Ordnung der Verhältnisse entspricht so sehr 
der Natur der Sache, dass die Zustimmung der General- 
synode mit Sicherheit erwartet werden darf.“ 


Die Zustimmung der Generalsynode erfolgte zwar, aber 
wir fragen, was wäre mit dem Staatsgesetz geschehen, wenn 


die Genehmigung seitens der Generalsynode verweigert wor- 
den wäre? 


Die Notstandsverordnung hätte nach 8 34 Nr. 3 der 
Generalsynodalordnung ausser Kraft gesetzt werden müssen; 
die Aufhebung eines durch ein Staatsgesetz bestätigten Kirchen- 
gesetzes erfordert nun aber wiederum ein die Aufhebung be- 
stätigendes Staatsgesetz. Ohne den Hinzutritt eines Staats- 
gesetzes wäre daher die Notstandsverordnung nicht ausser Kraft 


beiden Ordnungen später erlassenen Gesetze abgeändert werden sollen, 
bedürfen der Bestätigung durch ein Staatsgesetz nur, wenn sie betreffen 
die 88 1. 3. 5. 6. 11, Abs. 5, 22, Abs. 1 u. 2, 23, 25, Abs. 2 in Bezug 
auf Parochialveränderungen, 27, Abs. 1 u. 2, 28, 31, 34, Abs. 1—4; 49, 
53, Nr. 7 in Bezug auf die Repartition der Beiträge für die Kreissynodal- 
kasse, 57, 58, 65, Nr. 3, Abs. 1 und Nr. 7, 71—73 der Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung oder die $$ 1, 2, Abs. 1; 3, Abs. 1u.2; 6, Abs. 1, 
14, 15, 36, Abs. 1; 38, 43, 44, Abs. 1; 46, Abs. 1 der Generalsynodal- 
ordnung. 

26) Staatsgesetz, betreffend Abänderungen der Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung für die Provinzen Preussen (Ost- und Westpreussen), 
Brandenburg, Pommern, Posen, Schlesien und Sachsen vom 10. September 
1873 und der Generalsynodalordnung für die evangel. Landeskirche der 
acht (neun) älteren Provinzen der Monarchie vom 20. Januar 1876. 

2?) Kirchl. Ges.- u. Verord.-Bl. 1837, S. 89. 
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zu setzen gewesen, und eine königliche Verordnung, die ohne 
Vorangehen eines Staatsgesetzes erlassen worden wäre, hätte 
nach dem Prinzipe, dass kirchliche Verordnungen, die einem 
Staatsgesetz widersprechen, nichtig sind, als unwirksam an- 
gesehen werden müssen. Durch die Versagung des Staats- 
gesetzes seitens der Regierung oder seitens der Kammern 
wäre mithin das nach $ 34 Nr. 3 der Synode vindizierte Ver- 
fügungsrecht über die Notstandsverordnungen vereitelt wor- 
den?®). 

Diesen Konsequenzen müsste dadurch vorgebeugt werden, 
dass in das Staatsgesetz selbst ein Satz aufgenommen wird, 
laut dessen das Staatsgesetz, falls die Generalsynode die Not- 
standsverordnung nicht genehmigt, ausser Kraft zu setzen ist. 


8 16. 


2. Die Form des Gesetzes. 


Die Eigentümlichkeit der sich in Oesterreich und 
Sachsen- Weimar-Eisenach findenden Gestaltung des synodalen 
Verfügungsrechts über die Notstandsverordnung liegt in fol- 
gendem: 

Die Notstandsverordnung wird hier nicht wie bei der Form 
der Genehmigung durch die Zustimmung der Synode einem 
(sesetze gleichgestellt, sondern sie wird dem Repräsentations- 


’®) Aus dem Umstande, dass das Staatsgesetz nur in der Voraus- 
setzung der Zustimmung der Generalsynode zur Notstandsverordnung 
erlassen wurde, kann nicht gefolgert werden, dass, falls die Voraussetzung‘ 
sich nicht erfüllt, das Staatsgesetz dann hinfällig wird. Auch der Satz 
„cessante ratione legis cessat lex ipsa“ kann hinsichtlich des Staats- 
gesetzes nicht Anwendung finden. Nimmt man selbst — was äusserst. 
bedenklich erscheint — an, dass „das Verhältnis, welchem das Staats- 
gesetz bestimmt war“ (cf. Dernburg, Pandekten, I, S. 64.) der kirch- 
liche Notstandserlass sei, so wird man nicht sagen können, dass das. 
Verhältnis, welchem das Staatsgesetz bestimmt war, durch die Ausser- 
kraftsetzung der Notstandsverordnung zu beseitigen sei. Denn gerade 
diese Ausserkraftsetzung ist ohne Staatsgesetz nicht möglich. 
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organ wie ein Gesetzesentwurf vorgelegt und soll durch ein 
formelles Gesetz ersetzt werden !). 

Die Mitwirkung der Synode zielt hier nicht auf die Be- 
stätigung des Gesetzesbefehls hin, sondern auf die Feststellung 
des Gesetzesinhalts. 

Demnach ist hier auch eine Abänderung?) des Inhalts 
durch die Synode möglich. Ferner ergibt sich hier das Er- 
fordernis der Sanktion durch den Träger der Kirchengewalt?) 
und der Verkündigung als Kirchengesetz. 


!) $ 32 der Sachsen-Weimar-Eisenachschen Synodalordnung bringt 
dieses Prinzip in folgenden Worten zum Ausdruck: „Wir werden .... 
ein provisorisches Kirchengesetz erlassen, welches jedoch nur bis zum 
Schlusse der nächsten Versammlung gilt und dieser zur Beschlussfassung 
über seine definitive Geltung vorgelegt werden muss.“ Auf diese Er- 
scheinung trifft der Ausdruck provisorisches Gesetz zu; denn hier liegt 
in der Tat eine gewollte zeitliche Begrenzung vor. 

2) Schriftstücke für die 4. ordentliche Synode der evangel. Landes- 
kirche des Grossherzogtums Sachsen-Weimar-Eisenach, Weimar 1886, 
S. 84: „Antrag des Ausschusses für kirchliche Gesetzgebung zu dem 
Dekret Nr. 6, S. 45 der Schriftstücke (authentische Auslegung des $ 7 
der Synodalordnung durch ein provisorisches Gesetz): 


„Synode wolle beschliessen, dass sie zu der authentischen Aus- 
legung des $ 7 der Synodalordnung vom 22. September 1886 ihre 
Zustimmung erklärt, jedoch mit den Zusätzen etc.“ 


und Verhandlungen der 4. ordentlichen Synode der evangel. Landes- 
kirchen des Grossherzogtums Sachsen-Weimar-Eisenach, Weimar 1886, 
S. 48: „das Dekret der Kirchenregierung (S. 45 der Schriftstücke) ge- 
kanalı 2.30. mit folgenden Abänderungen zur Annahme.“ 

3) Schriftstücke der 2. ordentlichen Synode der evangel. Landes- 
kirche des Grossherzogtums Sachsen-Weimar-Eisenach 1879, S. 141, Lan- 
desfürstlicher Synodalbescheid an die 2. ordentl. Synode der evangel. 
Landeskirche des Grossherzogtums: 

„Wir haben zu verkünden, dass. .... die nachstehend genannten 
Kirchengesetze in der von der Synode beschlossenen Fassung Unsere 
landesfürstliche Sanktion erhalten haben. 

1. Das Kirchengesetz den Konfirmandenunterricht betreffend. 

4. Das Kirchengesetz die Aufhebung der kirchlichen Gebühren 
bei kirchlichen Aufgeboten, Trauungen und Taufen betreffend. 
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In Oesterreich gestaltet sich die Sachlage je nach dem 
Inhalt der Notstandsnormen verschieden. - 

Betrifft die Notstandsverordnung das Gebiet der mate- 
riellen Gesetzgebung, so bedarf der Beschluss der General- 
synode zur Erlangung der Gesetzeskraft der Allerhöchsten 
Sanktion*) und ist deshalb, „vom Oberkirchenrat begutachtet, 
an das Ministerium zu leiten“ °). Auf dieses Erfordernis wird 
in der das Notstandsrecht normierenden Bestimmung ausdrück- 
lich hingewiesen, wenn es heisst: „Die nächste Generalsynode 
hat vorbehaltlich der etwa erforderlichen allerhöchsten Schluss- 
fassung .... zu entscheiden.“ 

Betrifft die Notstandsverordnung das Gebiet des $ 133 


5. Das Kirchengesetz über kirchliche Eheverkündigung und 
Trauung mit zugehörigem Formulare. 

Die Publikation dieser Kirchengesetze wird, insoweit 
nicht bereits geschehen, baldigst erfolgen.“ 


Die hier aufgeführten Kirchengesetze enthalten die durch die syno- 
dale Beschlussfassung umgeänderten, oben zitierten provisorischen Kirchen- 
gesetze. 

*) 8 9 des Kaiserlichen Patents vom 8. April 1861 Friedberg, 
V.G., 8. 1027. 

5) Bericht an die auf den 21. Oktober 1901 einberufene 7. General- 
synode des A. u. H.B. erstattet von K. K. Oberkirchenrat A. u. H.B., 
Wien 1901, S. 5: Die 6. evangel. Generalsynoden A. u.H.B. haben am 
26. bezw. 25. Oktober 1895 einhellig beschlossen: 


„Die mit dem Erlasse des K. K. Oberkirchenrats vom 13. Mai 
1886 publizierten und von den evangel. Generalsynoden A.u.H.B. 
des Jahres 1889 neuerdings in provisorischer Geltung belassenen 
„Bestimmungen für die Einrichtung und die Leitung evangel. Lese- 
gottesdienste‘ sollen hinfort in definitive Geltung treten und wird 
der K. K. Oberkirchenrat ersucht, die allerhöchste Sanktion für 
dieselben zu erwirken.“ 

Der in diesbezüglicher Ausführung erstattete Bericht des Ober- 
kirchenrates wurde erledigt mit Erlass des K. K. Ministeriums 
für Kultus und Unterricht vom 10. Mai 1893, laut welches 
„Seine K.K. apostolische Majestät die allerhöchste Sanktion erteilt 
haben“. 
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Nr. 2 der Kirchenverfassung®), so bedürfen die von der Gene- 
ralsynode gefassten Beschlüsse „zu ihrer Vollzugskraft der 
Zustimmung des Öberkirchenrats“?). 

Lehnt die Synode die Notstandsverordnung ab, d.h. ver- 
wirft sie den Gesetzesentwurf, so tritt in Sachsen- Weimar-Eise- 
nach die Notstandsverordnung mit dem Ende der Generalsynode 
von selbst ausser Kraft, während in Oesterreich mangels einer 
das Gegenteil bestimmenden gesetzlichen Vorschrift eine Ausser- 
kraftsetzung erforderlich ist. 

Die Wirkungen der Ausserkraftsetzung sind die gleichen, 
die wir im $ 15 unserer Untersuchung als Wirkungen der 
Nichtgenehmigung geschildert haben. Gelangt die Synode nicht 
zu einer Beschlussfassung, so gestaltet sich die Rechtslage in 
Sachsen-Weimar-Eisenach anders als in Oesterreich. 

In Sachsen-Weimar-Eisenach tritt die Notstandsverord- 
nung auch in diesem Falle mit dem Ende der Session ®) des 
Repräsentationsorgans ausser Kraft. In Oesterreich dagegen be- 
steht sie als Notstandsverordnung fort, bis sie durch ein for- 
melles Gesetz ersetzt oder als Gesetzesentwurf abgelehnt wird. 


°%) Ebenda S.6 „Die von dem K.K. evangel. Oberkirchenrat A. u. 
H.B., mit Erlass vom 21. November 1893 verlautbar gewesenen Bestim- 
mungen für die kirchliche Aufnahme und Personen, welche zur evangel. 
Kirche A. B. bezw. H. B., übertreten, haben hinfort in definitive Geltung 
zu treten und wird der Oberkirchenrat ersucht, hiernach das Weitere zu 
veranlassen. 

Der Oberkirchenrat erteilt diesen gleichlautenden Beschlüssen der 
evangel. Generalsynode A. u. H. B. seine Zustimmung gemäss & 136, 2 
der Kirchenverfassung vom 9. Dezember 1891.“ 

Vgl. zu Anm. 5 und 6: Die 6. Generalsynode für die evangel. 
Kirche H. B. vom 20. Oktober bis 1. November 1895, Wien 1899. 

‘) $ 136 Nr. 2 der K.V. Friedberg, V.G., 3. Ergänzungsband, 
S. 224. 

®) cf. oben S. 157, Anm. 1. 
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Kapitel II. 


Verschiedenheiten in der Struktur der staatsrechtlichen 
und der kirchenrechtlichen Notstandsverordnungen. 


SE 
A. Das Notstandsrecht. 


Bei der nun folgenden Vergleichung zwischen den staats- 
rechtlichen und kirchenrechtlichen Notstandsverordnungen wer- 
den wir uns hauptsächlich auf eine Parallele zwischen dem 
Artikel 63 der Preussischen Verfassungsurkunde und dem $ 34 
Nr. 3 der Generalsynodalordnung beschränken. 

Die Voraussetzungen, die das Notstandsrecht begründen, 


sind in der Staatsverfassung die gleichen wie in der Kirchen- 


verfassung: Vorhandensein eines Notstandes und Abwesenheit 
des Repräsentationsorgans. 

Nur in der Formulierung der Notstandsvoraussetzung 
macht sich ein Unterschied bemerkbar. In der Staatsverfassung 
ist hier eine Häufung von Ausdrücken beliebt, wodurch be- 
zweckt wird, dem Träger des Notstandsrechts das Erfordernis 
des Notstandes besonders deutlich einzuschärfen. So heisst es 
im Artikel 63 der Preussischen Verfassung !): 


„Nur in dem Falle, wenn die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit oder die Beseitigung eines unge- 
wöhnlichen Notstandes es dringend erfordert.“ 


!) Weitere Fälle bei Glatzer |]. c. 8. 28. 


ut, 
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Mit dieser Formulierung?) ist ein objektives Kriterium 
ebensowenig gewonnen wie mit der knappen in der Kirchen- 
verfassung beliebten Fassung. Hier wie da steht vielmehr 
die Beantwortung der Frage, ob ein Notstand vorliegt, ledig- 
lich in dem subjektiven Ermessen des Trägers des Notstands- 
rechts. 

Die zeitliche Voraussetzung ?), die Abwesenheit des Re- 
präsentationsorgans, dürfte in der Staatsverfassung anders zu 
formulieren sein als in der Kirchenverfassung. In der Staats- 
verfassung ist auch die Vertagung des Parlaments als Ab- 
wesenheitsfall anzusehen, während, wie schon oben erwähnt, 
die Fassung des $ 34 Nr. 3 8.0. diese Auslegung aus- 
schliesst. 

Die Frage, was Inhalt einer staatsrechtlichen Notstands- 
verordnung sein kann, ist bestritten. Fast vereinzelt steht 
Seligmann *) mit der These da, dass Inhalt einer nach Artikel 63 
der Preussischen Verfassung erlassenen Verordnung nur Rechts- 
normen sein können, während Jellinek®), Bornhak 6) und 
Glatzer) behaupten, dass Inhalt einer Notstandsverordnung 
alles das sein kann, was den Inhalt eines formellen Gesetzes 
ausmachen kann. Die Preussische Verfassungsurkunde be- 
zeichnet die Notstandsverordnung als „Verordnungen mit Ge- 
setzeskraft“. Dass, wie Seligmann meint, die Unterscheidung 
zwischen formeller und materieller Gesetzeskraft der staats- 
rechtlichen Doktrin zur Zeit der Abfassung der Preussischen 
Verfassungsurkunde fremd war, wird auch auf seiten der 
Gegner anerkannt. Bornhak führt hierzu aus a): 


°) Art. 105 der Preussischen Verf.-Urkunde vom 5. Dezember 1848 
sagte auch nur „in dringenden Fällen“, 

®) cf. v. Oppermann]. c. 8. 24. 

4) Seligmann |. ce. S. 119. 

°) Jellinek, Gesetz und Verordnung, 8. 378. 

6) Bornhakl. e. 8. 514. 

”) Glatzerl. c. I, S. 101 u. 102. 

®) Bornhak l. ce. I, S. 514, Anm. 9. 
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„Allerdings kann hier von einer formellen Gesetzeskraft 
nicht die Rede sein. Versteht man aber unter Gesetzeskraft 
nur die gleiche Gültigkeit mit den sonst in Gesetzesform zu 
treffenden staatlichen Willensäusserungen, und etwas anderes 
kann darunter nicht verstanden werden, so ist nicht abzusehen, 
wie aus dem blossen Wort „Gesetzeskraft“ irgend etwas für 
den Inhalt der Notverordnung folgen sollte.“ 

Wir gelangen zu der von Seligmann vertretenen Ansicht 
weniger auf Grund der Interpretation des Wortes „Gesetzes- 
kraft“ als vielmehr in Erwägung der systematischen Stellung, 
die die Notstandsverordnung in den deutschen Staatsverfassungen 
einzunehmen pflegt. Das Notstandsrecht pflegt unmittelbar 
nach der die gesetzgebende Gewalt regelnden®) Bestimmung 
angeführt zu werden. Ein Blick auf eine Reihe von Staats- 
verfassungen ergibt folgendes Bild: 


Gesetzgebende Notstands- 
Gewalt: verordnung: 
Oldenburg. „2 22. 2ATrt136 Art. 137 
Anhalter, Kal Als 019 Ss 20 
Schwarzburg-Rudolstadt „ 24 735 
Waldeck ü.ies 2: Glpsamsgi 6 dt 


Auch in Preussen wurde, wie schon erwähnt, dem Not- 
standsrecht die nämliche systematische Stellung angewiesen, 
indem die Revisionskammern den Artikel 105 Abs. 2 der 
oktroyierten Verfassung als Artikel 63 hinter die von der ge- 
setzgebenden Gewalt handelnde Bestimmung setzten. 

Mit Recht bemerkt hierzu v. Stockmar 1°): 

„Die Revision hat unleugbar die Bestimmung der oktroy- 
ierten Verfassung insofern verbessert, als sie dem Gegenstand 
die richtige systematische Stellung, nämlich, da es sich um 
eine Ausnahme vom regelmässigen Modus handelt, unmittelbar 


®) Stoerk, Handbuch der deutschen Verfassungen S. 315, 467, 
478, 495. 
10) v. Stockmar l. c. 8. 224. 
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hinter demjenigen Artikel angewiesen hat, der die regelmässige 
Form der Ausübung der gesetzgebenden Gewalt (mit ständischer 
Zustimmung) ausspricht. Die Verordnung mit Gesetzes- 
kraft ist unleugbar ein Ausfluss der gesetzgeben- 
den Gewalt.“ 

Der letzte Satz des v. Stockmarschen Zitates enthält den 
Gedanken, von dem zwecks Bestimmung des Inhalts der staats- 
rechtlichen Notstandsverordnungen auszugehen ist. 

Die gesetzgebende Gewalt äussert sich im Regelfalle in 
(esetzesform. Im Falle des Notstandes kann sie sich auch in 
Form einer Verordnung kundgeben. Um diese Verordnung 
dem Namen nach als Betätigung der gesetzgebenden Gewalt 
zu kennzeichnen, wählen die Redaktoren der Staatsverfassung 
Ausdrücke wie „Verordnungen mit Gesetzeskraft“, „gesetzliche 
Verfügungen“, „Verordnungen von gesetzlicher Bedeutung“. 

„Gesetzgebende Gewalt“ 1!) bedeutet nun stets rechts- 
setzende Gewalt; es ist unter diesem Ausdruck die sich in 
der rechtsverbindlichen Anordnung von Rechtssätzen mani- 
festierende Gewalt zu verstehen. 

Als Ausfluss der gesetzgebenden (ewalt!?) muss daher 


11) Vgl. hierüber Anschütz, Die gegenwärtigen Theorien über 
den Begriff der gesetzgebenden Gewalt, 1901. 

12) Das Grundgesetz für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt 
vom 21. März 1854 bestimmt im $ 24: 

„Das Mitwirkungsrecht des Landtages bei der Gesetzgebung be- 
steht darin, dass demselben alle zu erlassenden allgemeinen Ge- 
setze, welche die grundgesetzlichen Bestimmungen des Fürsten- 
tums, oder die persönliche Freiheit, die Sicherheit und das Eigen- 
tum der Staatsuntertanen, sei es im ganzen Lande oder in 
einzelnen Landesteilen zum Gegenstande haben, zur Beratung und 
Zustimmung vorgelegt werden müssen.“ 

8 25 desselben Gesetzes bestimmt: 

„Nur in dem Falle dringenden Bedürfnisses können solche Ge- 
setze, wenn der Landtag nicht versammelt ist, ...... erlassen 
werden.“ 

Hier kann „Gesetz“ nur Gesetz im materiellen Sinne oder Rechts- 
norm bedeuten! Das Gleiche gilt für $ 39 des Landesgrundgesetzes für 
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die Notstandsverordnung ebenfalls die rechtsverbindliche An- 
ordnung von Rechtssätzen enthalten, dem Inhalte nach also 
(Gesetz im materiellen Sinne sein 3). 

Mithin macht es sich bei der inhaltlichen Bestimmung 
der staatsrechtlichen Notstandsverordnungen geltend, dass die 
moderne konstitutionelle Staatsverfassung von dem Prinzip der 
Teilung der Gewalten beherrscht ist !?). 

Dieses Prinzip ist den Kirchenverfassungen fremd. In 
dem die Einführung der Generalsynodalordnung betreffenden 
Allerhöchsten Erlass vom 20. Januar 1876 heist es: „Das 
wichtige Werk einer selbständigen Verfassung für die evange- 
lische Landeskirche ist hiermit in allen ihren Entwickelungs- 
stufen begründet; überall sind den Gemeindegliedern wesent- 
liche Befugnisse der Teilnahme an der kirchlichen Gesetz- 
gebung und Verwaltung übertragen“ !®), 

Als Aufgabe der Generalsynode bezeichnet 8 5 G.8.O,., 
„sowohl aus eigener Bewegung als auf Anregung der Kirchen- 
regierung .. alles zu tun, wodurch die Landeskirche gebaut 
und gebessert und die Gesamtkirche in der Erfüllung ihrer 
religiösen und sittlichen Aufgaben gefördert werden mag“ 1%), 
Und mit Recht bemerkt Schulze-Gaevernitz !”): „Im Staate 


das Fürstentum Schwarzburg-Sondershausen vom 8. Julius 1875 und für 
S 61 des revidierten Grundgesetzes über die Verfassung des Grossherzog- 
tums Sachsen-Weimar-Eisenach vom 15. Oktober 1850. 

13) cf. hierüber Anschütz |. ce. S. 10. 

14) cf. Friedberg, V.G., S. 88. 

’) Friedberg, V.G., S. 90 und Gesetzessamml. f.d. Kgl. Preuss. 
Staaten 1876, 8. 7. 

22) Bchulze 1,0. 117S.512. 

7) Aus dem Umstande, dass die Kirchenverfassungen nicht das 
Prinzip der Gewaltenteilung rezipiert haben, und der Erwägung, dass 
die grundsätzliche Unterscheidung zwischen Gesetz und Verordnung im 
letzten Grunde auf das Prinzip der Separation des pouvoirs zurückgeht, 
gelangt man zu dem von Kahl (l. c. S. 172) hervorgehobenen Resultate: 
„Der engere Gegensatz von Gesetzen und Verordnungen gehört zunächst 
dem konstitutionellen Staatsrecht an, und es würde keineswegs an- 
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beruht die organische Stellung von König und Volksvertretung 
auf der Verschiedenheit ihrer Funktion, in der Kirche 
ist eine Scheidung der Funktionen zwischen Regiment und 
Synode nach der Schablone der konstitutionellen Monarchie 
auf keiner Stufe der Kirchenregierung zulässig. Nirgends darf 
die Synode auf die Teilnahme an der Gesetzgebung beschränkt 
und von der Mitverwaltung ausgeschlossen werden, sondern 
sie ist vielmehr möglichst an ihr zu beteiligen“. 

Wären die Kirchenverfassungen von dem Begriff der ge- 
setzgebenden Gewalt zwecks Fixierung des Inhalts der Not- 
standsverordnungen ausgegangen, so hätten sie das ihnen fremde 
Prinzip der Gewaltenteilung befolgt. So entsprach es dem 
Geiste der Kirchenverfassung, wenn als Ausgangspunkt der 
formelle Gesetzesbegriff genommen wurde, der für Akte der 
Gesetzgebung wie für Akte der Verwaltung Raum lässt. Nicht 
als Akte der gesetzgebenden Gewalt wie im Staatsrecht, son- 
dern als Akte, die im Normalfalle der Form des Gesetzes 
bedürfen, werden die Notstandsverordnungen im Kirchenrechte 
bezeichnet. Somit trifft für die Kirchenverfassungen die für 
die Staatsverfassungen von uns verworfene Formulierung zu: 
Inhalt einer kirchenrechtlichen Notstandsverordnung kann alles 
sein, was den Inhalt eines formellen Gesetzes bilden kann. 

Für die Staatsverfassungen !°) ergibt sich aus den eben 


gängig sein, die in der Theorie des letzteren hierüber entwickelten Gegen- 
sätze ohne weiteres auf das kirchenrechtliche Gebiet übertragen zu wollen.“ 

Von einer materiellen Verordnung kann man in den Kirchenver- 
fassungen nicht sprechen; ebensowenig ist der Begriff der Verwaltung 
im subjektiven Sinne übertragbar. Für Preussen, wo die Kirchenverfassung 
die Enumerationsmethode befolgt, bemerkte Gierke mit Recht (Verhand- 
lungen der ausserord. Generalsynode der evangel. Landeskirche Preussens 
1875, S. 647): „Der Begriff der Verordnung umfasst ausser den Ausführungs- 
verordnungen, die man als „Instruktion“ gefasst hat, die von der Spitze 
des Kirchenregiments ausgehenden Erlasse, welche ihrem materiellen In- 
halte nach als Gesetze bezeichnet werden müssten, wenn nicht der Name 
Gesetz von nun an nur für die an die Zustimmung der Synode gebun- 
denen Materien eintreten sollte.“ 
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entwickelten Sätzen eine Begrenzung des Notstandsrechts, die 
den Kirchenverfassungen fremd ist. Anordnungen, die keine 
Rechtsnormen sind, wie z. B. das Etatsgesetz, können niemals 
Inhalt einer staatsrechtlichen Notstandsverordnung sein. Auch 
ist die Anwendung des Notstandsrechts in den Staatsver- 
fassungen überall da ausgeschlossen, wo der Sinn der Vor- 
schrift, dass eine Anordnung in Form des Gesetzes ergehen 
müsse, der ist, dass jede andere Betätigungsform der gesetz- 
gebenden Gewalt ausgeschlossen werden soll !?). 

Eine Begrenzung des Notstandsrechts, die die Staatsver- 
fassungen im Gegensatz zu den Kirchenverfassungen aufweisen, 
liegt in der historisch zu erklärenden Bestimmung, nach 
der Notstandsverordnungen nicht der Verfassung zuwiderlaufen 
dürfen. Dieser Punkt ist bereits oben erörtert worden 2°). 

Eine Vergleichung der Entstehungsformen staatsrecht- 
licher und kirchenrechtlicher Notstandsverordnungen zeigt, 
dass die in den Kirchenverfassungen sich regelmässig findende 
Mitwirkung der ständigen Ausschüsse des Repräsentations- 
organs bei Erlass der Notstandsverordnung im Staatsrecht nur 
vereinzelt auftaucht ?!). 


1°) Selbst wenn man mit der herrschenden Meinung sagt, die staats- 
rechtliche Notstandsverordnung könne jedes formelle Gesetz ersetzen, so 
müsste das Etatsgesetz dennoch ausscheiden. „Denn das Etatsgesetz hat 
die spezifische Rechtswirkung, die Regierung im voraus von ihrer Ver- 
antwortung gegen die Volksvertretung zu entlasten, soweit sie sich inner- 
halb der Ansätze des Etats hält, und eine vom Könige einseitig erlassene 
Festsetzung des Etats kann diese Wirkung nicht haben“ (Laband 
Archiv für öffentl. Recht, Bd. 13, S. 422). 

%) Ueber diese Frage vgl. Arndt im Archiv für öffentl. Recht, 
4. Bd., 8.438 ff.: „Wann verstösst der Inhalt einer Notverordnung gegen 
die preussische Verfassungsurkunde?“ ferner die bei von Oppermann 
l. c. 8. 21 Zitierten und Glatzerl. c. 8. 34 ff. 

20) Vgl. oben 8. 49 f. u. 109 £. 

”1) Z. B. $ 120 der Neuen Landschaftsordnung für das Herzogtum 
Braunschweig vom 12. Oktober 1832 und Art. 137, 2 des Revidierten 
Staatsgrundgesetzes für das Grossherzogtum Oldenburg vom 22. Novem- 
ber 1852. 
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Aus dem Satze, dass Kirchenregiment und Synode „die 
zu ihren gemeinsamen Funktionen gehörenden Tätigkeiten ver- 
bunden ausüben müssen“ ??), erwächst das Postulat, eine „fort- 
währende Vereinigung dieser Faktoren zu einem einheitlichen 
Gesamtkörper“ herzustellen, und diese „fortwährende Ver- 
einigung“ wird durch die Synodalausschüsse hergestellt. Daher 
ist es nur als folgerichtige Durchführung des Prinzips anzu- 
sehen, wenn Synodalausschüssen bei Erlass von Notstands- 
verordnungen ein Mitwirkungsrecht in irgend einer Form zu- 
gebilligt wird. 

Dagegen ist den Staatsverfassungen die Idee einer per- 
manenten Repräsentation fremd, und permanente Ausschüsse 
haben sich aus der Zeit der landständischen Verfassungen ein 
so schlechtes Andenken in der Geschichte des Staatsrechts 
erworben, dass die modernen konstitutionellen Staatsverfassungen 
die Aufnahme dieser Institute abgelehnt haben, um den Ge- 
fahren einer Ausschusswirtschaft vorzubeugen ?). 

In der Erscheinungsform weisen die staatsrechtlichen Not- 
standsverordnungen den Unterschied auf, dass hier als formelles 
Erfordernis eine besondere Art der Kontrasignatur erscheint. 
Es wird regelmässig die Gegenzeichnung des Gesamtmini- 
steriums verlangt. Wir werden hierauf weiter unten zurück- 
kommen. 

Sowohl hinsichtlich der materiellen als auch hinsichtlich der 
aus dem Mangel der Gesetzesform folgenden Wirkungen unter- 
scheiden sich die Notstandsverordnungen als solche im Staats- 
recht nicht von denen des Kirchenrechts. Nur weil wir es 
im einen Falle mit einer Betätigung der Staatsgewalt, im anderen 
Falle mit einem Ausfluss der Kirchengewalt zu tun haben, 
macht sich ein Unterschied bemerkbar. 

Während bei Auslegung und Anwendung der staatsrecht- 
lichen ?*) Notstandsverordnungen der Richter an die Beschränkung 

22) Schulze:l. 0.8. 523 


22) ef. Bischof 1.20.18..100. 8. 
an chattlatzer.12c.EB. 67. 
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des Artikels 106 Abs. 2 der Verfassungsurkunde gebunden ist 
und demnach nur zu prüfen hat, ob die- Verordnung in ge- 
höriger Form verkündet ist, hat der Richter die Pflicht ?°), 
bei Anwendung von kirchenrechtlichen Notstandsverordnungen 
dieselben vom Standpunkt ihrer staatlichen Zulässigkeit aus 
zu prüfen. Gleichgültig ist hiebei?‘), ob ein Unschädlichkeits- 
attest des Staatsministeriums vorliegt oder nicht. Mit Recht 
hebt Friedberg hervor, dass es „für den Richter keinen Unter- 
schied ausmachen kann, ob andere Staatsorgane die be- 
treffende kirchliche Vorschrift als mit dem staatlichen Rechte 
vereinbarlich anerkannt haben oder nicht. Denn der Richter 
ist zu selbständiger Prüfung verpflichtet, und hat nicht ge- 
mäss der Ueberzeugung vorgesetzter Staatsbehörden, sondern 
gemäss der eigenen, Recht zu sprechen.“ 


8 ı8. 


B. Garantien des Verfassungsrechts gegen das Notstandsrecht. 


Das Verfügungsrecht des Repräsentationsorgans über die 
Notstandsverordnung finden wir in den Staatsverfassungen 
regelmässig in der Form der Genehmigung. Die in den 
88 14, 15 unserer Untersuchung entwickelten Sätze finden auf 
die Staatsverfassungen entsprechende Anwendung. Bemerkens- 
wert ist nur, dass die Wirkungen der Nichtgenehmigung nicht 
ausdrücklich aufgeführt werden. Artikel 63 der Preussischen 
Verfassungsurkunde sagt: 


„Dieselben (die Verordnungen mit Gesetzeskraft) sind 
aber den Kammern bei ihrem nächsten Zusammentritt zu 
ihrer Genehmigung sofort vorzulegen.“ 


Die sich an diese Fassung der staatsrechtlichen Vorschrift 


25) Anlagen zu den stenographischen Berichten über die Verhand- 
lungen des Hauses der Abgeordneten während der 3. Session der 12. Legis- 
laturperiode 1876, Berlin 1876, 1. Bd., Nr. 31, S. 387. 

26) Friedberg, V.R., S. 79. 
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knüpfende Streitfrage, ob die Notstandsverordnung mit der 
Ablehnung seitens des Parlaments von selbst ausser Kraft 
tritt!) oder ob die Nichtgenehmigung die Verpflichtung der 
Staatsregierung zur Ausserkraftsetzung der Notstandsverord- 
nung erzeugt, ist von der herrschenden Meinung mit Recht 
im letzteren Sinne beantwortet worden. Glatzer?) führt hierzu 
treffend aus: „Artikel 106 Abs. 1 der preussischen Verfassungs- 
urkunde setzt für die Rechtsverbindlichkeit eines Gesetzes 
oder einer Verordnung die Bedingung der Verkündung in der 
vom Gesetze vorgeschriebenen Weise: Sie sind verbindlich, 
‚wenn sie... bekannt gemacht sind‘, d. h. nur, wenn, aber 
auch stets wenn dies geschehen, also auch ‚solange‘ dieser Zu- 
stand währt, bis der actus der Verbindlichkeitserklärung durch 
einen contrarius actus entkräftet ist. Da die Verbindlichkeit, 
die materielle Gesetzeskraft, stets die Folge einer regierungs- 
seitigen Tätigkeit ist (Artikel 106 Abs. 1), so legt das in 
Frage stehende Kammervotum der Regierung die Rechtspflicht 
auf, dem provisorischen Gesetze die Verbindlichkeit zu ent- 
ziehen.“ 

Als weitere Garantie gegen die willkürliche Anwendung 
der Notstandsnorm erscheint in den Staatsverfassungen die 
Ministerverantwortlichkeit. Es gilt hier das Prinzip, dass der 
König kein Unrecht tun kann, und dass für alle Handlungen, 
durch die er „regiert, d. h. als Staatshaupt Staatsgewalt aus- 
übt“3), die Minister durch Kontrasignatur die Verantwortlich- 
keit übernehmen. Da nun auch bei der Ausübung des Not- 
standsrechts Verfassungswidrigkeiten zu befürchten sind, so 
soll hier das gesamte Staatsministerium die Verantwortlichkeit 
übernehmen, und dieses soll nach aussen hin dadurch hervor- 
treten, dass alle Minister die Notstandsverordnung kontrasig- 
nieren. Unter Verantwortlichkeit ist hier die juristische oder 


ı) Vgl. Arndt, Die Verfassungsurkunde für den Preussischen Staat, 
S. 195, Anm. 5, und die daselbst Zitierten. 

2) Glatzer L ce, 8. 87. 

®) Hübler, |. c. 8.48. 
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strafrechtliche Verantwortlichkeit zu verstehen®). Daher ist 
diese Kautel auch als „Garantie der Strafsanktion“ bezeichnet 
worden’). 

Für Preussen ist die Strafgarantie ohne praktischen Wert, 
da hier ein Staatsgerichtshof nicht existiert, und demnach die 
Möglichkeit, die strafrechtliche Ahndung der Minister herbei- 
zuführen, nicht gegeben ist. 

Es ist auch nicht ersichtlich, inwiefern die Ministerver- 
antwortlichkeit eine Garantie gegen eine zu subjektivistische 
Auffassung der Notstandsvoraussetzung enthalten soll, da ein 
Strafverfahren gegen die Minister dann, wenn es sich vom 
Standpunkt des Staatsministeriums rechtfertigen lässt, dass ein 
Notstand als vorliegend angesehen werden konnte, schwerlich 
zu ihrer Verurteilung führen kann. 

Mit Recht bemerkte ein Redner im österreichischen Reichs- 
rate®): „Ein Minister kann wohl wegen Verletzung der Ge- 
setze, nicht aber deswegen verantwortlich gemacht werden, 
weil er eine Massregel, die unzweckmässig ist, für zweckmässig 
gehalten, oder wenn er eine Gefahr dort gesehen hat, wo 
keine Gefahr vorhanden war; für irrtümliche Anschauungen, 
für irrtümliche Meinungen, überhaupt für intellektuelle Fehler 
kann niemand verantwortlich sein. Die Berufung auf die Ver- 
antwortlichkeit ist daher in diesem Falle mehr oder weniger 
illusorisch.“ 

Von. den in den Staatsverfassungen entwickelten Grund- 
sätzen der Ministerverantwortlichkeit ist nur ein kleiner Aus- 
läufer in die Kirchenverfassung übergegangen: die Recht- 
fertigungspflicht des Kirchenregiments. Die Oldenburgische 
Staatsverfassung enthält als Ergänzung des die Ministerver- 
antwortlichkeit normierenden Satzes die Bestimmung, dass die 
Dringlichkeit und Zweckmässigkeit der Notstandsverordnung 


*#) cf. Bornhakl. ce. I, S. 142. 
5) v. Stockmarl. c. 8. 223 f, 
6) Spiegell. ce. 8. 40. 
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dem nächsten Landtage nachzuweisen sind. Diesen Satz hat 
die Oldenburgische Kirchenverfassung rezipiert, und durch sie 
ist er in die übrigen Kirchenverfassungen übergegangen. Die 
zu Anfang auch in den Kirchenverfassungen auftauchende ”) 
„Garantie der Strafsanktion“ ist im Laufe der weiteren Ent- 
wicklung aus ihnen entschwunden und mit Recht; denn sie 
ist dem Geiste der Kirchenverfassung fremd. 

Auch in den Kirchenverfassungen ist der Träger des 
Kirchenregiments unverantwortlich. Richter gegenüber®), nach 
dem der König als summus episcopus in der Kirche ein Amt 
bekleidet, während er im Staate herrscht, und demzufolge die 
Gesamtgemeinde das Recht hat, den Träger des Kirchenregi- 
ments gegebenen Falls zur Rechenschaft zu ziehen, hebt Fried- 
berg ?), dem sich auch Sohm anschliesst, mit Recht hervor, dass 
der Landesherr höchster Träger des Kirchenregiments ist, dass 
er als Träger der Kirchengewalt in der Kirche souverän ist 
und somit „von Rechts wegen von niemand kirchlich gestraft, 
folglich auch von niemand abgesetzt werden kann“ 1°). 

Andere für die Fehler des Trägers des Kirchenregiments 
verantwortlich zu machen, würde dem Geiste der Kirchenver- 
fassung widersprechen. 

Auch fehlt es an sich an einem zur Uebernahme der 
Verantwortlichkeit geeigneten Organe. Als kollegiales, per 
majora capitum beschliessendes Organ ist der Oberkirchenrat 
nicht geeignet!!) „eine solche Verantwortlichkeit zu über- 


?), Vgl. oben Buch I, $ 6. 

®) Richter-Dove-Kahl ]. c. S. 505. Aehnlich auch Schulze- 
Gaevernitz, Verhandl. d. ausserordentl. Generalsynode der evangel. 
Landeskirche Preussens 1875, S. 176. 


„Im Staate ist der König Monarch, von dem alle Gewalt aus- 
geht, in der Kirche trägt er als Membrum praecipuum ein Amt, das 
nach rein kirchenrechtlichen Prinzipien beurteilt werden muss“, 

9) Friedberg, V.R., S. 103. 
1%) Sohm, Archiv für öffentl. Recht, Bd. 4, S. 174. 
11) Friedberg, V.R., S. 114 und Schoen |. c. 8. 225. 
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nehmen, da die Minorität nicht für das Votum der Majorität 
verantwortlich gemacht werden kann und das noch weniger 
bezüglich der Vorsitzenden der betreffenden Behörden, die ja 
an die Beschlüsse ihrer Kollegien gebunden sind, möglich er- 
scheint.“ 

Aus diesem Grunde kann der ÖOberkirchenrat auch in 
denjenigen Verfassungen, wo er Träger des Notstandsrechtes 
ist, für die Notstandsverordnung nicht verantwortlich gemacht 
werden. 
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